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Programm

PROGRAMM

Freitag, 27. November 2009:

16.30 Uhr	 Begrüßung im Landeshaus durch Landtags-
		  präsident Torsten Geerdts

anschl.		   Kennler nrunde

17.30 Uhr	 Zuordnung der eingereichten Anträge zu 
		  Arbeitsgruppen

19.00 Uhr	 Polit isches Planspiel zum T hema:
		 „ Arbeitsdienst für Arbeitslose und Sozialhil -

febezieher?“ mit der Kommunikationstraine-
r in Hannah Heinz und Mitglieder n des Debat-
t ierclubs „DA S POLIT IKUM“

Sonnabend, 28. November 2009:

9.15 Uhr		 Arbeit in Arbeitsgruppen
		  1.  Bildungssystem 
		  2. Unter r ichtsqualität
		  3.  Umwelt- und Innenpolit ik
		  4 .  Jugendpolit ik

12.30 bis 	 Mit tagspause

13.30 Uhr 	 For tset zung der Beratung und 
		  For mulierung der Arbeitsgruppenergebnisse

16.30 Uhr	 Wahl eines neuen Präsidiums

17.00 Uhr	 Kur zvorstellung der Arbeitsgruppen-
		  ergebnisse
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17.30 bis 	 Diskussion mit den jugendpolit ischen 
		  Sprecher/innen der Landtagsf raktionen

19.00 Uhr	 Bekanntgabe des Wahlergebnisses

19.15 Uhr  	 Abendessen

20.00 Uhr 	 Freizeitangebot: K lönen und Spielen im 
		  Medusa-Cafe oder Improvisationstheater in
		  der Jugendherberge

Sonntag, 29. November 2009:

9.30 Uhr		 Eröf f nung „ Jugend im Landtag“ 2009 im 
		  Plenarsaal des Landeshauses, Vorstellung 
		  und Begrüßung der Arbeitsgruppenergeb-
		  nisse

anschl.		  Plenardiskussion

12.30 bis	 Mit tagspause

13.30 Uhr 	 For tset zung der Debat te

ca. 17.30 Uhr	 Ende der Veranstaltung
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Geschäftsordnung

1. 

2. 

Während der Veranstaltung – aber vor Eintritt in 
die Plenardebatte – wählen die durch den Präsi-
denten des Landtages eingeladenen Jugendlichen 
aus ihrem Kreis ein Präsidium (eine Präsidentin/
einen Präsidenten sowie 2 Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer als Stellvertreter). 
Die Wahl des Tagungspräsidiums wird durch das 
Präsidium der Vorjahresveranstaltung geleitet. 
Eine einmalige Wiederkandidatur ist möglich. 
Ein Mitglied des Präsidiums leitet die Aussprache 
in der Plenardebatte. Ein weiteres Mitglied führt 
die Rednerliste. 
Das Präsidium wird zu den Gesprächsrunden des 
Landtagspräsidenten, die zwischen dieser Veran-
staltung und der folgenden stattfinden, eingela-
den.

Jugend im Landtag bildet zu Beginn der Veranstal-
tung Arbeitsgruppen, die sich mit den von den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern eingereichten 
Anträgen befassen. Die Arbeitsgruppen haben die 
Aufgabe, die vorliegenden Anträge zu diskutieren, 
ggf. Änderungsvorschläge zu formulieren und zu 
den Anträgen Beschlussempfehlungen abzuge-
ben. Dabei steht es den Arbeitsgruppen frei, sich 
mit einzelnen Anträgen nicht zu befassen und/
oder neue Anträge zu erarbeiten.
Die in den Arbeitsgruppen erarbeiteten Beschluss-
vorlagen dienen dem Plenum als Diskussions-
grundlage für seine zu fassenden Beschlüsse.

Jede Arbeitsgruppe wählt zu Beginn eine(n) 
Vorsitzende(n). Außerdem kann ein Mitglied der 
Arbeitsgruppe für die Berichterstattung im Ple-
num gewählt werden.

Tagungs-
präsidium

Beratung
in Arbeits-

gruppen
und Plenum
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3.

4.

Mitglieder sowie Gäste der Versammlung, Abge-
ordnete und Repräsentanten des Altenparlamen-
tes können im Plenum und in den Arbeitsgruppen 
sprechen, wenn ihnen die Präsidentin/der Präsi-
dent bzw. die/der Vorsitzende das Wort erteilt.
Ein einzelner Redebeitrag soll nicht länger als drei 
Minuten dauern. Die Versammlung kann jedoch mit 
Mehrheit eine Verkürzung oder Verlängerung der 
Redezeit beschließen.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind gebeten, 
Anträge (max. drei pro Person) für die Beratung in 
den Arbeitsgruppen an die Landtagsverwaltung zu 
senden (siehe Antragsschluss in der Einladung). 
Die fristgerecht eingereichten Anträge werden allen 
Beteiligten dann einige Tage vor der Veranstaltung 
zur Vorbereitung auf die Diskussion zugeschickt.

(Änderungs-)Anträge zu den Beschlussvorlagen der 
Arbeitsgruppen können – ausschließlich in druck-
fertiger Form am Vorabend der Debatte beim Präsi-
dium eingereicht werden.
Änderungsanträge, die sich aus der laufenden De-
batte heraus ergeben, sind – zumindest in hand-
schriftlicher Form – dem Präsidium vorzulegen. 
Das Nachreichen von Anträgen zu einem vom Ple-
num durch Abstimmung bereits abgeschlossenem 
Thema ist nicht zulässig.
Liegen zu einer Sache mehrere Anträge vor, so ist 
über den weitestgehenden Antrag zuerst abzustim-
men. Änderungsanträge sind vor dem Hauptantrag 
abzustimmen. Über den geänderten Antrag ist zum 
Schluss als Ganzes abzustimmen. 

Anträge
zur Beratung

in den 
Arbeits-
gruppen

(Änderungs-)
anträge
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5. Zur Geschäftsordnung können mündlich folgende 
Anträge gestellt werden, z. B.:
• Auf Unterbrechung oder Schluss der Sitzung,
• auf Übergang zur Tagesordnung,
• auf Nichtbefassung,
• auf Schluss der Debatte oder der Rednerliste,
• auf Beschränkung oder Änderung der Redezeit.

Anträge zur Geschäf tsordnung werden durch 
Heben beider Hände angezeigt und sind unver-
züglich zu behandeln. Eine Rede dar f dadurch 
jedoch nicht unterbrochen werden. Bei Gegenre-
de zum Geschäf tsordnungsantrag ist abzustim-
men.

Geschäfts-
ordnungs-

anträge

6. Beschlüsse werden durch die Mitglieder der Ver-
sammlung durch Heben der Stimmkar te mit ein-
facher Mehrheit der abgegebenen Stimmen ge-
fasst.

Beschluss-
fassung

7. 

8. 

Die Präsidentin/der Präsident erklär t die Be-
ratung für geschlossen, wenn die vorgesehe-
ne Zeit abgelaufen, die Rednerliste beendet ist 
oder keine Wor tmeldungen mehr vorliegen. Das 
Präsidium hat darauf zu achten, dass sich die 
Diskussionszeit auf alle Beratungsgegenstände 
angemessen ver teilt.

Die vom Plenum gefassten Beschlüsse werden an 
die Fraktionen des Landtages, die zuständigen 
Ministerien der Landesregierung und die schles-
wig-holsteinischen Bundestagsabgeordneten 
zur Stellungnahme weitergeleitet. Des Weiteren 
werden die Beschlüsse den zuständigen Fach-
ausschüssen des Landtages zur Kenntnis gege-
ben. Die Stellungnahmen werden den Teilneh-
merinnen und Teilnehmern der Veranstaltung 
unverzüglich nach Vorlage zugeleitet.

Schluss
der

Beratung

Beschlüsse
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Tagungspräsidium

 
 
 
 
Tagungspräsidium der 23. Veranstaltung 
„Jugend im Landtag“ 2009

Präsident:
Rober t Förster aus Elmshor n

1. Stellver treterin:
Lyn von der Laden aus Pogeez

2. Stellver treter:
Bastian Clement aus Einhaus

von links: Lyn von der Laden, Robert Förster, Bastian Clement
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Abgeordnete/Gast

v. lks.: Rasmus Andresen (Grüne), Hans Hinrich Neve (CDU), Ranka Prante (LINKE), 
Serpil Midyatli (SPD) 

v. lks.: Karl-Heinz Camien mit Teilnehmern der Veranstaltung
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Abgeordnete/Gast

 
 
 

 
Teilnehmende Abgeordnete 
   am 28. November 2009

Landtagspräsident Torsten Geerdts

CDU 				    SPD
Niclas Herbst			   Wolfgang Baasch
Hans Hinr ich Neve		  Dr. Henning Höppner
				    Serpil Midyatli

FDP 				    BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Cor nelia Conrad			   Rasmus Andresen
Anita K lahn
Chr istopher Vog t

DIE LINKE 			   SSW
Ranka Prante			   F lemming Meyer

Teilnehmendes Mitglied Altenparlament 
 
   Kar l -Heinz Camien aus Wedel

v. lks.: Christopher Vogt (FDP), Flemming Meyer (SSW)
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Begrüssungsrede

Begrüssungsrede 

Landtagspräsident Torsten Geerdts 

Liebe Teilnehmer innen und Teilnehmer, ich 
f reue mich sehr, Sie heute im Plenarsaal 
des Landtages zur Veranstaltung „ Jugend 
im Landtag“ begrüßen zu dür fen! 

Diese jähr liche Veranstaltung begleitet 
mich schon seit Beginn meiner Abgeord-
netentätigkeit : In den vergangenen 17 Jah-
ren habe ich als jugendpolit ischer Sprecher 
meiner Fraktion viele Male mit Ihren Vorgän-
ger n diskutier t und sie bei ihren Beratungen 
unterstützt . Seit kur zem habe ich nun das 
höchste Par lamentsamt inne und dar f Ihnen 
aus dieser Posit ion heraus versicher n: 

„ Jugend im Landtag“ gehör t für mich zu den Veranstaltungen, 
die aus dem par lamentar ischen Jahreskalender nicht weg zu 
denken sind. Denn es war einfach eine sehr gute Idee, die 
Ende der acht ziger Jahre mit der ersten Veranstaltung dieser 
Ar t in die Tat umgeset zt wurde. „ Jugend im Landtag“ ist eine 
gelungene Mischung aus Planspiel und realer Polit ik .  Jugend-
liche aus dem ganzen Land in den Landtag einzuladen, ihnen 
Raum und Zeit zu geben, ihre eigenen Ideen zu diskutieren 
und in Beschlüsse umzumünzen – das ist eine zeit los gute 
Sache. 

Nicht zulet zt wollen und können wir mit dieser Veranstal -
tung belegen, dass jugendliche Lebensläufe nicht zwangs-
läuf ig fer nab der Polit ik stat t f inden. Und wir machen hof-
fentlich vielen jungen Menschen in unserem Land Mut, sich 
in polit ische Entscheidungsprozesse einzubr ingen und ihrer 
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Meinung Gehör zu verschaf fen. Wenn wir das mit „ Jugend im 
Landtag“ bewirken können, dann ist es genau das, was wir 
uns wünschen. 

Gerade weil in den Medien sehr häuf ig ein anderes Bild ge-
zeig t wird, tun wir gut daran, hier gegenzusteuern. Denn es 
entspr icht eben nicht den Tatsachen, dass die Mehr zahl der 
Jugendlichen sich heute mit Komasaufen, Gewaltex zessen und 
Killerspielen den Tag und auch noch die Nacht ver treibt , wie 
uns die reißer ische Ber ichterstat tung of tmals glauben machen 
will . Aber es ist natür lich  anstrengender und zeitintensiver, 
über jugendliches Engagement zu ber ichten, wie es in vielen 
Initiativen, Vereinen und Verbänden völlig alltäglich ist . 

Das ist ausgesprochen schade und sollte geänder t werden, 
denn wir sehen doch nicht nur an Veranstaltungen wie der 
heutigen, dass sehr viele Jugendliche sich mit verant wor tlich 
fühlen für das, was in ihrem Umfeld geschieht. Und sie neh-
men die Verant wor tung in Schule und Gesellschaf t , in Betr ie -
ben und Par teien durchaus wahr — wenn man sie denn lässt .  

Ja, sogar die Par teien – und ich meine hier natür lich das de-
mokratische Spektrum – schaf fen es of fensichtlich wieder 
besser, junge Menschen für ihre polit ische Arbeit zu interes-
sieren und ihnen f rühzeit ig eine Chance auf Mit wirkung zu ge-
ben. Der neue Landtag ist dafür ein her vor ragendes Beispiel , 
denn er hat so viele junge Leute wie schon lange nicht mehr. 
Es wurde zum Beispiel ein 30 Jahre alter Rekord gebrochen, 
denn Rasmus Andresen und Luise Amtsberg von den Grünen 
sind mit 23 und 25 Jahren die jüngsten Abgeordneten, die je 
im Landtag saßen. Beide stehen Ihnen morgen in den Arbeits-
gruppen beratend zur Seite und diskutieren hier mit .

Und noch Novum ist zu ver melden: Der Vorsitzende unseres 
neuen  Sozialausschusses ist der erst 26jähr ige Chr istopher 
Vog t von der FDP. Er wird unter anderem als Vorsitzender der 
Vergabejur y entscheidend daran mit wirken, den nächsten 
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Bürgerpreis auf Landesebene zu vergeben, mit dem vorbild-
liche ehrenamtliche Arbeit landesweit gewürdig t wird. 

Das alles ist junge Demokratie pur und darüber f reue ich mich 
sehr ! Denn: Mit dieser Gruppe junger Menschen hat der Land-
tag par teiübergreifend die große Chance, gute Vorbilder zu 
zeigen und Jugendliche zur polit ischen Einmischung in ihre 
eigenen Angelegenheiten zu er munter n. Das ist zweifellos ein 
gutes Zeichen für die Lebendigkeit unseres demokratischen 
Systems!

Es wird angesichts der demographischen Ent wicklung in un-
serer Gesellschaf t immer wichtiger werden, dass die Jugend 
ihre Interessen deutlicher for mulier t und ver t r it t . Eine Studie 
des Statist ischen Bundesamtes hat jüngst darauf hingewie-
sen, dass im Jahr 2060 bereits jeder Siebte 80 Jahre und älter 
sein wird. Momentan t r if f t das auf jeden Zwanzigsten zu. 

Damit verschiebt sich auch in der polit ischen Landschaf t et-
was. Letztlich ist es aber wichtig, zu einem guten Miteinander 
der Generationen zu kommen. Hier muss die Polit ik die Inte -
ressenlagen neu gewichten. Deshalb lege ich in meinem neuen 
Amt großen Wer t darauf, das junge Potenzial des Landtages 
zu nutzen und gemeinsam mit den Kolleginnen und Kollegen 
par teiübergreifende polit ische Init iat iven zu ent wickeln.

Ich selbst habe nämlich bei meiner ersten Landtagsrede 1992 
die Er fahrung gemacht, durch einen Zwischenruf des Kolle -
gen Kubicki als „Grünschnabel“ bezeichnet zu werden. Nun, 
Sie sehen ja, dass ich mich davon nicht habe beir ren lassen. 
Insofer n stehe ich den jungen Abgeordneten heute besonders 
ger ne unterstüt zend zur Seite und br inge dabei eigene Er fah-
rungen ein.

Generell g ilt aus meiner Sicht , dass wir eine Kultur des gu-
ten Vorbilds schaf fen und ausbauen müssen, um Jugendliche 
zu er munter n, sich einzubr ingen. Dazu gehör t es, ihnen die 
Möglichkeit zu bieten, sich zu erproben und ihre Fähigkeiten 
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auszuloten. Veranstaltungen wie „ Jugend im Landtag“ oder 
„Schüler helfen Leben“ sind dafür sehr wichtig. 

Mindestens ebenso bedeutsam aber ist , dass es einen ver-
lässlichen Rahmen für die Jugendarbeit auf Kreis- und Lan-
desebene gibt . Das ist durchaus keine neue Erkenntnis, denn 
sie wurde bereits vor 60 Jahren in die Tat umgesetzt , als näm-
lich der Landesjugendr ing gegründet wurde. Bis heute g ibt 
dieser Landesverband jugendlichem Engagement in Schles-
wig-Holstein die not wendige Struktur. Als Arbeitsgemeinschaf t 

schleswig-holsteinischer Jugendverbände und Jugendr inge ver-

t r it t der Landesjugendr ing die Interessen von 25 Mitg liedsor-

ganisationen und 15 Kreisjugendr ingen, denen zur zeit mehr als 

500.000 K inder und Jugendliche angehören. Damit ist er die g röß-

te Lobby für junge Menschen in unserem Land und auch für den 

Landtag der wichtigste Ansprechpar tner, wenn es darum geht , 

Polit ik für junge Menschen zu machen. Mehr als 20.000 ehren-

amtlichen Mitarbeiter innen und Mitarbeiter t ragen die Jugendar-

beit in allen Facet ten mit – von der Spor t jugend bis zur Feuer wehr 

ist alles ver t reten. 

Alles in allem können wir also feststellen: Wer genau hinsieht , 

was Jugendliche alles tun, wenn sie gerade mal nicht vor ihrem 

PC oder ihrer Spielkonsole sit zen, dann ist das zu beobachtende 

Engagement doch von lobenswer ter V ielfalt und Qualität . V iele 

von ihnen kommen aus diesem Bereich und engagieren sich in 

diesen Verbänden. Das f inde ich eine r ichtig gute Sache – ma-

chen Sie weiter so!

Alle anderen, die vielleicht noch nicht so genau wissen, wo man 

sich überall einbr ingen kann, lassen sich hof fentlich an diesem 

Wochenende im posit iven Sinne anstecken – und zwar nicht von 

der berühmt-berüchtig ten neuen Gr ippe, sonder n von der Idee, 

die Polit ik in Schleswig-Holstein mit jugendlichen Ideen und Ini -

t iat iven zu beeinf lussen. 

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen ein interessantes, infor ma-

t ives und ergebnisreiches Wochenende im Landtag! 
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						      JiL 23/1
Antragsteller: Bastian Clement

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen:
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , die Stu- 
diengebühren sozialer zu gestalten, indem man sie beispiels-
weise an das Bafög-Geset z anbindet.

Begründung:
Es gibt in Deutschland immer noch eine Bildungsspaltung. 
Er wiesener maßen bestehen immer noch schlechtere Bil -
dungschancen für f inanziell/sozial schlechter gestellte Fami-
lien. Zudem ist die Zahl der Studenten aus diesen Familien 
viel niedr iger als die besser situier ter Familien. Dies ist unter 
anderem durch Studiengebühren verursacht , deswegen wäre 
die Bindung der Studiengebühren an das Einkommen der Er-
ziehungsberechtig ten eine faire Lösung für alle.
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
abgelehnt

lt087
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						      JiL 23/2
Antragstellerin: Charlyn Johannes

Faire Bildungspolit ik

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag:
„Jugend im Landtag“ möge beschließen:
Der Schleswig-Holsteinische Landtag wird aufgeforder t , kon-
sequente Bildungspolit ik zu betreiben und das Prof ilabitur 
beispielsweise in möglichen Vereinbarungen zu milder n.

Begründung:
Des Öf teren t reten Fragen bezüglich der Bildungspolit ik auf. 
Allzu of t ist die Rede von Änderungen des Bildungssystems, 
wodurch viele das Gefühl haben, nicht mehr auf dem neues-
ten Stand zu sein. Die Unwissenheit des eigenen Bildungssy-
stems t räg t zur Verärgerung vieler Schüler und Lehrer bei und 
gerade das lässt die Unzuf r iedenheit in Bezug auf das Prof il - 
abitur wachsen. Aus dem neuen Schulsystem result ieren zu 
der Über forderung der Schüler eine nicht angemessene indi-
viduelle Ent faltung des Einzelnen (wie z. B durch die nicht 
vorhandene Möglichkeit zur Fächer wahl ) und Unter r icht in 
viel zu großen Klassenverbänden.
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
Nichtbefassung
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						      JiL 23/3
Antragstellerin: Dela Sawatzki

Abschaf fung der Prof iloberstufe

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , durch die 
Abschaf fung der Prof iloberstufe und ( Wieder-)Einführung 
eines Kurs-Wahl-Systems Schüler Innen und Lehrer Innen von 
über mäßiger Arbeitsbelastung zu bef reien. 

Begründung: 
Die Einführung der Prof iloberstufe g ing mit enor mer Ein-
schränkung der Wahlmöglichkeiten der Schulfächer einher. 
Von den Prof il -Fächer n, die die Leistungskurse ersetzen sol-
len, stehen an den Schulen nur noch 3 - 6 zur Wahl. Deutsch 
und Mathematik fallen von vor nherein schon heraus, weil sie 
jetzt im Klassenverband unter r ichtet werden. Da in den Klas-
sen aber Schüler Innen von völlig unterschiedlicher Leistungs-
stärke sitzen, sinkt das Unter r ichtsniveau in diesen Fächer n, 
in denen doch eigentlich eine bessere Allgemeinbildung ver-
mit telt werden sollte, enor m. Schade für all jene, die gerade 
diese Fächer ger ne mit erhöhtem Anforderungsniveau unter-
r ichtet hät ten. 

Nicht nur die Lehrer Innen sind über forder t mit der Unter-
r ichtsvorbereitung, da sie sich bemühen, alle methodischen 
und didaktischen Vorgaben einzuhalten, wie z. B. fächerüber-
greifenden Unter r icht oder binnendif ferenzier tes Ler nen in 
K lassen mit größerer Schüler Innenanzahl, und dabei g leich-
zeit ig noch den Lehrplan, der für jedes Fach unterschiedlich 
ist , einzuhalten. Auch die Schüler Innen klagen über 34 - 36 
Wochenstunden, die nicht nur im 11. und 12. Jahrgang, son-
der n auch noch im 13. Jahr, in dem man zusätzlich für das 
Abitur ler nen muss, eingehalten werden. Dazu kommen in  
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14 verschiedenen Fächer n, die alle g leich bewer tet werden, 
das heißt , jedes kann verset zungsrelevant sein, Hausaufga-
ben, umfangreiche Facharbeiten, Referate, K lausur vorberei-
tungen etc.

Das er wünschte Ziel , zu dem die Prof iloberstufe führen 
sollte, war eine breitere Allgemeinbildung. Doch durch eine 
Oberstufenrefor m ist diese Allgemeinbildung nur denen zu-
gänglich, die einen Bildungsweg mit Abitur am Abschluss be-
schreiten. Doch Allgemeinbildung sollte doch Bildung sein, 
die die Allgemeinheit , also jeder, egal , welchen Schult yp er/
sie besucht(e), hat . Der Ansat z, für bessere Allgemeinbildung 
den Unter r icht der Oberstufe zu änder n, ist daher verkehr t . 
Hier sollte man auf individuelle Förderung und Spezialisie -
rung nach Begabungen set zen, wie es annäherungsweise im 
alten Kurssystem der Fall war. 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
in der vom Plenum veränder ten Fassung angenommen
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						      JiL 23/4
Antragstellerin: Sarah Mastracchio

Ganztagsschulstatus auch für beruf liche Schulen

Antrag:
„Jugend im Landtag“ möge beschließen:
„ Jugend im Landtag“ forder t , die der zeit ige Umwandlung der 
allgemeinbildenden Schulen in Ganztagsschulen, ob nun Of-
fene oder verpf lichtende, auf die beruf lichen Schulen auszu-
weiten und damit auch an diesen Schulen eine Mit tagsversor-
gung auf zubauen.

Begründung:
An den beruf lichen Schulen sind ebenfalls Schulzeiten über 
die Mit tagszeit , in manchen Fällen bis in den Abend, gege-
ben. Deshalb sollten auch diese Schulen, unabhängig, ob nun 
in direkter oder indirekter Trägerschaf t , zu Ganztagsschulen 
er nannt werden können. Dies g ibt den Schulen die Möglich-
keit , eine Mit tagsversorgung auf zubauen und diese für die 
Schüler zu gewähr leisten.
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
abgelehnt
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						      JiL 23/5
Antragstellerin: Sarah Mastracchio

Of fene Ganztagsschulen – Rechtliche Def init ion und Förde -
rung von Mit tagessen

Antrag:
„Jugend im Landtag“ möge beschließen:
„ Jugend im Landtag“ forder t eine Feststellung einer recht-
lichen Def init ion der Of fenen Ganztagsschule und eine Förde-
rung der Mit tagessen für K inder aus f inanzschwachen Haus-
halten in diesen, wie sie für K inder tagesstät ten schon mit der 
Init iat ive „Kein K ind ohne Mahlzeit“ einger ichtet wurde. Es 
wird festgestellt , dass eine solche Förderung ebenfalls un-
ter der Stif tung „Familie in Not“ angesiedelt werden könnte, 
gg f. mit einer Ausweitung der Init iat ive „Kein K ind ohne Mahl-
zeit“.

Begründung:
Bei den der zeit ig entstehenden Of fenen Ganztagsschulen 
sollte nun eine Def init ion festgestellt werden, damit Förde-
rungen auch t rägerübergreifend möglich wären.

In der Förderung der Mit tagessen für K inder aus f inanz-
schwachen Haushalten sollte eine ganzheit liche Lösung ge-
funden werden. Da für die Förderung in den K inder tages-
stät ten mit der Init iat ive  „Kein K ind ohne Mahlzeit“ und der 
Stif tung „Familie in Not“ eine gute Lösung gefunden wurde, 
sollte eine Förderung für die Of fenen Ganztagsschulen in 
dieses Konzept integr ier t werden.
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
angenommen
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						      JiL 23/6
Antragstellerin: Lyn von der Laden

Verkleinerung der Schulklassengröße

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , zur Ver-
besserung der Ler nbedingungen im Schulunter r icht den Klas-
senteiler auf 25 zu senken.

Begründung:
Je größer eine K lasse ist , desto höher ist meistens auch der 
Lär mpegel. Das verschlechter t das Arbeitsklima und wirkt 
sich damit negativ auf die Ler ner folge der Schüler aus. 

In zu großen Klassen ist es Lehrer n außerdem kaum möglich, 
jedem einzelnen Schüler gerecht zu werden, ihn individuell zu 
förder n und schließlich fair einzuschät zen und zu bewer ten. 
Das demotivier t , führ t zu Frust und vor allem zu ungerecht-
fer t ig ter Benotung. Durch kleinere K lassen würden diese Pro -
bleme zumindest ver r inger t . 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
in der vom Plenum geänder ten Fassung angenommen
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						      JiL 23/7
Antragstellerin: Ive Beisner

Bessere Schulbildung

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag:
„Jugend im Landtag“ möge beschließen:
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , durch re -
gelmäßige Kontrollen der Lehrer, die Schulbildung zu verbes-
ser n.

Begründung:
Viele Lehrer er ledigen ihren Beruf, aufgrund des Beamtensta-
tus, nicht angemessen. Sie wissen, dass sie dadurch einen 
gewissen Schutz besitzen. Aus diesem Grund bereiten sie 
sich zum Beispiel nicht auf den Unter r icht angemessen vor 
oder ent wickeln nur ein Mindestmaß an Eigeninit iative.

Würde man dieses regelmäßig kontrollieren und gegebenen-
falls ahnden, wären sie gezwungen, ihr Wissen zeitgemäß zu 
aktualisieren und somit ihren Beruf ver nünf tig auszuüben.
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
Nichtbefassung



27

Anträge

						      JiL 23/8
Antragstellerin: Lyn von der Laden

Regelmäßige Überprüfung von Lehrer n

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , zur Quali -
tätssicherung des Schulunter r ichtes die Eignung von Lehrer n 
regelmäßig zu überprüfen und bei Kompetenzmangel den ent-
sprechenden Lehrer zu Weiterbildung zu verpf lichten. 

Begründung:
Die Bildung der Schüler ist stark abhängig von den unter-
r ichtenden Lehrer n. Deshalb ist es wichtig, dass Lehrer über 
ausreichend Fachwissen ver fügen. Sie müssen aber vor allem 
auch in der Lage sein, Schüler zu unter r ichten, zu er ziehen, 
zu förder n und ihre Leistung zu messen und zu beur teilen.

Es ist nicht ak zeptabel , dass es an schleswig-holsteinischen 
Schulen Lehrer g ibt , die diese Kr iter ien nicht er füllen. Da-
durch ist die Bildung der Schüler, der Zukunf t unseres Landes, 
gefährdet. Außerdem ist die Beschäf t igung unqualif izier ter 
Lehrer Geldverschwendung.
Eine regelmäßige Überprüfung kann die Missstände auf- 
decken und durch gezielte Weiterbildungsmaßnahmen besei-
t igen. 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
in der vom Arbeitskreis geänder ten Fassung angenommen
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						      JiL 23/9
Antragsteller: F lorian Gehm

For tbildungspf licht für Lehrer

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , eine halb-
jähr liche For tbildungspf licht für Lehrer im pädagogischen Be -
reich, sowie eine jähr liche For tbildungspf licht im Bereich Me-
dienkompetenz und fachliche Kompetenz einzuführen.

Begründung:
Lehrer/innen sind nach ihrem Studium of t mehr als 30 Jahre 
bis zu ihrer Pensionierung tätig. Da Technik und Medien heu-
te eine essenzielle Rolle in der Schule spielen, ist es wichtig, 
dass das Lehrpersonal jähr lich auf den neuesten Stand ge-
bracht wird. Für die Schüler/innen ist Medienkompetenz im 
späteren Berufsleben of t eine wesentliche Grundlage. Es ist 
daher uner lässlich, dass sie bereits f rüh mit den Grundlagen 
in diesen Bereichen unter anderem durch die Schule ver t raut 
gemacht werden. 

Um die Schüler/innen auch individuell förder n und forder n 
zu können, ist es für Lehrer/innen besonders wichtig, auch 
über Kenntnisse im pädagogischen und fachlichen Bereich zu 
ver fügen. Durch immer neue Unter r ichtsmethoden ist es heu-
te möglich, Schüler/innen besonders gut und konzentr ier t zu 
unter r ichten. Um dieses größtmögliche Maß an Wissen zu ga-
rantieren, sind For tbildungspf lichten in all diesen Bereichen 
uner lässlich. 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
in der vom Arbeitskreis geänder ten Fassung angenommen
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						      JiL 23/10
Antragstellerin: Marie Gückler

T hema sexuelle Identität/Or ientierung

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 
Homo- und Bisexualität , sowie Transgender sollen T hema im 
Unter r icht werden.

Es sollen Infor mationsveranstaltungen zu den oben genann-
ten T hemenbereichen stat t f inden, bei denen z. B. Lesben- 
und Schwulenverbände über die Sachverhalte auf klären.

Begründung:
Es ist über wiegend nicht der Fall , dass Homosexualität im 
Unter r icht behandelt wird, obwohl es der Lehrplan im Zuge 
des Sexualkundeunter r ichts vorsieht. Weiterhin wird Bisexu-
alität und Transgender vollkommen außer Acht gelassen. Da-
bei spielt die Auf klärung an den Schulen über das T hema se-
xuelle Identität oder sexuelle Or ientierung eine große Rolle, 
um Intoleranz und Gewalt gegenüber diesen genannten Grup-
pen einzudämmen. Besonders an den Schulen her rscht häu-
f ig eine intolerante Haltung der Schülerschaf t gegenüber an-
deren sexuellen Or ientierungen, die zu psychischen wie auch 
physischen Schäden der Betrof fenen führen können und auch 
of t führen. Ein Beweis dafür ist die t raur ige Bilanz, dass die 
Selbstmordrate von homosexuellen Jugendlichen mehr fach 
höher ist . Schon die Rate der Suizidversuche unter Jugend-
lichen ist mit 20 Prozent bei Homosexuellen fünf mal höher 
als unter ihren heterosexuellen Altersgenossen mit vier Pro -
zent. Dreimal mehr homosexuelle Jugendliche leiden unter 
Depressionen als die bef rag ten Heterosexuellen. Auch Alko-
holmissbrauch, Tabakkonsum sowie die Einnahme von Medi-
kamenten und anderen Drogen ist weit verbreitet .

Diese Infor mationsveranstaltungen dienen dazu, der Schüler-
schaf t das T hema Homo-Bisexualität und Transgender näher 
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zu br ingen. Außerdem wird durch diese Veranstaltungen ein 
Austausch von Gedanken zwischen den Lesben- und Schwu-
lenverbänden und den Schüler n er möglicht. Diese sogenann-
ten Verbände sollten die Infor mationsveranstaltungen leiten 
und zusammen mit der Schulleitung organisieren. Darüber hi-
naus können so die Ansichten der Homo- und Bisexuellen so-
wie Transgender direkt an die Schülerschaf t gebracht werden 
und es f indet ein direkter Austausch stat t .
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
angenommen
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						      JiL 23/11
Antragstellerin: Leonie Pätzold

Auf klärung der Schüler von weiter führenden Schulen durch 
die Einr ichtung eines Projekt tages “ Verant wor tungsvoller 
Umgang mit dem Medium Inter net ”

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag:
“Jugend im Landtag ” möge beschließen:
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , zum Schutz 
der Jugend an den weiter führenden Schulen einen Projekt tag 
einzuführen. Dieser soll zur Auf klärung über die Risiken und 
Gefahren des Mediums Inter net genut zt werden.

Begründung:
Heutzutage nut zen auch minder jähr ige Schüler regelmäßig 
das Inter net. Sie halten sich in Chatrooms auf, suchen nach 
Infor mationen oder sur fen wahllos auf ihnen unbekannten 
Seiten. Um Kinder vor Cyber mobbing, Kontaktauf nahme mit 
sexuellen Motiven oder ver fassungsfeindlichen Inhalten zu 
schützen, sollten diese Risiken in einem Projekt tag in der  
6. K lassenstufe angesprochen werden. Ebenso sollte das T he-
ma Datenschut z erstmals Gegenstand des Projektes werden, 
da viele K inder Zugr if f auf sensible Daten ihrer Elter n haben. 
Ein weiterer Projekt tag in der 9. K lassenstufe sollte diese 
Punkte er neut aufgreifen und des Weiteren auf kostenpf lich-
t ige Inhalte, die nicht sofor t als solche erkennbar sind, hin-
weisen. Außerdem sollten die Schüler davor gewar nt werden, 
Urheber rechtsver let zungen im Allgemeinen und im Besonde-
ren während der Nut zung des Inter nets zu unterstützen oder 
zu begehen.
Die Einführung eines solchen Projekt tages würde die Sicher-
heit der Schüler förder n und lang f r ist ig zu einem verant wor-
tungsvolleren Umgang mit dem Inter net führen. 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
in der vom Plenum geänder ten Fassung angenommen
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						      JiL 23/12
Antragstellerin: Jolanda Gräßel

Verbindliche Umset zung der Bildung für nachhalt ige Ent wick-
lung (BNE)

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , K inder-
gär ten und Schulen verbindlich vor zuschreiben, pro Gruppe 
und Klasse pro Jahr ein Projekt , das die BNE-Kr iter ien er füllt , 
durchzuführen.

Begründung:
Zur Lösung der Herausforderungen der Gegenwar t und Zukunf t 
(u. a. Wir tschaf ts- und Klimakr ise) bedar f es eines Verständ-
nisses von komplexen Zusammenhängen sowie der Fähigkeit 
zur Problemanalyse und kreativen Lösungsf indung. Daneben 
müssen junge Menschen gerade in einer bunten Gesellschaf t 
ler nen, mit sozial heterogenen Gruppen umzugehen und ent-
stehende Konf lik te zu bewält igen. Darüber hinaus muss K in-
der n und Jugendlichen Gestaltungskompetenz ver mit telt 
werden. Dazu zählt auch, dass sie an Gesellschaf t und De -
mokratie par t izipieren können. So müssen sie beispielsweise 
befähig t werden, polit ische Entscheidungen zu t ref fen. Nur 
die Ganzheit lichkeit des Bildungsverständnisses von Bildung 
für nachhalt ige Ent wicklung er möglicht dies. Deshalb scheint 
es an der Zeit , dafür zu sorgen, dass dieses Bildungskonzept 
auch verbindlich und f lächendeckend umgesetzt wird. 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
in der vom Arbeitskreis geänder ten Fassung angenommen
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						      JiL 23/13
Antragsteller: F lorian Gehm

Umweltauf klärung im Schulunter r icht

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , eine Um-
weltauf klärungsstunde pro Woche ab der 8. K lasse einzufüh-
ren.

Begründung:
In einer Zeit , in der Umweltschut z immer mehr in das Bewusst-
sein der Menschen gerückt ist , wissen alle Bundesbürger, 
dass sie sich für die Welt , in der sie leben, einsetzen müssen. 
Die Frage, was der Einzelne wie tun kann, ist jedoch schwer 
zu beant wor ten. Durch ein Unter r ichtsfach für junge Schüler/
innen können diese bereits f rüh für den Umweltschutz sen-
sibilisier t werden, t ragen ihre Er fahrungen auch zu ihren El -
ter n und sicher n so die Schut zbereitschaf t nachhalt ig in den 
nächsten Generationen. 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
abgelehnt
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						      JiL 23/14
Antragsteller: Felix Gode

Mehr Spor tangebote im Bereich der Ganztagsschulen

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag:
, , Jugend im Landtag ’’ möge beschließen:
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , den Schü-
ler n eine größere Vielfalt der Spor tangebote in den Schulen 
anzubieten. Dies kann in For m von Schulspor tmannschaf ten 
o. Ä . geschehen.

Begründung:
Spor t förder t die Gesundheit und reg t die Gehir nzellbildung 
an, d. h. es werden neue Gehir nzellen gebildet , die wiederum 
als Infor mationsspeicher dienen können.

Abgesehen davon werden sich die Schüler stärker mit ihrer 
Schule identif izieren, wenn sie einer Schulmannschaf t beit re -
ten und der ,,Teamgeist ’ ’ an der Schule wird somit geförder t . 
Dieser Teamgeist kann sog. Mobbing vorbeugen und die nach-
gewiesene verstärkte Aggressionsbereitschaf t bei Jugend-
lichen senken.
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
Nichtbefassung
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						      JiL 23/15
Antragsteller: Felix Gode

Wir tschaf ts- und Polit iklehre ab 9. Jahrgang

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag:
, , Jugend im Landtag ’’ möge beschließen:
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , Wir t-
schaf t und Polit ik schon ab der 9. K lasse und nicht erst ab der  
11. K lasse an Gymnasien unter r ichten zu lassen.

Begründung:
Die Wichtigkeit , sich auf das Recht , am polit ischen sowie 
wir tschaf t lichen Geschehen aktiv und passiv beteiligen zu 
dür fen, zu berufen, ist unverkennbar. Grundvorausetzung für 
diese Par t izipation ist eine gute polit ische Bildung, die von 
den Gymnasien gewähr leistet werden sollte. 
Nur wenn ,,WiPo’’ schon ab der 9. K lasse gelehr t wird, können 
Grundwissen und -gedanken ausreichend ver mit telt werden. 
Es g ilt das Interesse am aktuellen Weltgeschehen schon f rüh-
zeit ig zu wecken.
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
angenommen
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						      JiL 23/16
Antragsteller: T imm Wüstenberg

Atomausstieg in Schleswig-Holstein vorantreiben

Empfänger: Landesregierung

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 
Die Landesregierung Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , 
den der zeit ig beschlossenen Ausstieg aus der Atomkraf t in 
Schleswig-Holstein weiterhin voranzutreiben.

Begründung:
Atomkraf t werke stellen in vieler lei Hinsicht ein Problem dar. 
Probleme, die schon häuf ig aufgezählt worden sind: Sicher-
heitsmängel , mögliche Gesundheitsschäden, Rohstof fab-
hängigkeit und nicht zulet zt AK Ws als Ziel ter ror ist ischer 
Angr if fe. Das größte Problem ist aber wohl ohne Frage die La-
gerung des radioaktiven Abfalls. Der zeit ist noch immer kein 
sicheres Endlager in Aussicht. Doch t rot zdem wird täglich in 
Deutschland radioaktiv verseuchter Müll produzier t – auch 
in Schleswig-Holstein, in Brockdor f und möglicher weise auch 
wieder in Brunsbüt tel . Weiterhin Atommüll zu er zeugen mit 
dem Wissen, dass der zeit keine Lösung für das Problem vor-
handen ist , wäre grob fahr lässig.

Die Folgen dieses Handelns werden vor allem die jetzt nach-
folgenden Generationen am meisten spüren. Wir müssen am 
längsten in der Welt leben, über die heute entschieden wird 
und in der heute Unmengen von Abfall er zeug t wird.  Deshalb 
ist es der r ichtige Weg am Atomausstieg festzuhalten und die -
sen in Schleswig-Holstein weiter voranzutreiben, ohne Forde-
rungen der Atomlobby nachzugeben.
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
in der vom Plenum geänder ten Fassung angenommen
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						      JiL 23/17
Antragstellerin: Katja Reimann

Bessere f inanzielle Unterstüt zung der Inseln und Halligen

Empfänger: Schleswig-Holsteinischer Landtag

Antrag:
“Jugend im Landtag“ möge beschließen:
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , die Ge-
meinden der Inseln und Halligen in Nordf r iesland ausreichend 
und ver lässlich f inanziell zu unterstüt zen.

Begründung:
Die Inseln und Halligen der Nordsee bieten eine einzigar t ige 
Natur, sind ein beliebtes Tour istenziel und stellen einen wich-
t igen Küstenschut z für das Festland dar. Aufgrund der expo-
nier ten Randlage ist der Erhalt und Ausbau der Inf rastruktur 
teuer, es entstehen höhere Alltagskosten für die Bewohner 
und mangels Industr ie können nur ger inge Gewerbeeinnah-
men er zielt werden. Stur mf lutschut z wie Deicherhöhungen 
und Sanierungen müssen regelmäßig gewähr leistet werden, 
genau wie die Ausbaggerung der Seewege. Auch sind Maß-
nahmen er forder lich, die das Weg ziehen von jungen Men-
schen in für sie mater iell interessantere Regionen (Festland, 
Hamburg ) ver minder t .

Die Kostendeckung kann durch die Gemeinden nicht er reicht 
werden. Ihrer hohen Verschuldung muss jedoch Abhilfe gelei -
stet werden, um weiter Handlungsfähigkeit sicher zustellen. 
Die Gemeinden der Inseln und Halligen sind auf eine ausrei-
chende und ver lässliche f inanzielle Unterstützung angewie-
sen!
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
in der vom Arbeitskreis geänder ten Fassung angenommen
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						      JiL 23/18

Antragsteller: Sophie Magaard, Svea Clausen, Lill Sophie 
Wergeland-Henze, Shirin Vardag

Umweltpapier in Schulen

Empfänger: Schleswig-Holsteinischer Landtag

Antrag:
„Jugend im Landtag“ möge beschließen:
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , durch das 
Benutzen von Umweltpapier in den Schulen, sowohl beim  
Drucken als auch beim Kopieren, die Umwelt zu schonen.

Begründung:
Jähr lich werden in Deutschland 252,7 kg Papier pro Kopf ver-
braucht. Ein Großteil davon wird durch das Abholzen der letz-
ten Ur wälder der Erde er möglicht.

Da weder Ur wälder beansprucht werden müssen noch Zell -
stof fe durch einen hohen Energieauf wand gewonnen werden 
müssen und zusätzlich weniger Wasser verbraucht wird, ist 
das Umwelt- und Recycling-Papier ein guter Ersatz für das 
Fr ischfaser-Papier. Weder die Qualität noch die F inanzierung 
leidet unter dieser Maßnahme.
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
in der vom Arbeitskreis geänder ten Fassung angenommen
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						      JiL 23/19
Antragsteller: F lorian Gehm

Hoheitsgewässer als Schut zzone aussprechen

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag:
„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , 25 % sei-
ner Hoheitsgewässer als Schut zzone auszusprechen, in der 
jegliche menschliche Nutzung verboten ist . 

Begründung:
Wie aus diversen Medienber ichten der letzten Wochen und 
Monate ersichtlich, wird die ex zessive Nutzung der Meere 
durch die F ischereiindustr ie bereits in wenigen Jahren zum 
Aussterben ganzer F ischar ten in Nord- und Ostsee führen. 
Die Er r ichtung von Schut zzonen bietet den F ischbeständen 
die Möglichkeit , sich länger f r ist ig zu regener ieren und so 
eine länger f r ist ige Nut zung der Meeresressourcen zu er mög-
lichen. 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
in der vom Arbeitskreis geänder ten Fassung angenommen
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						      JiL 23/20
Antragsteller: Yannick Brit t

Mehr Vorschr if ten für die Immigrationspolit ik

Persönliche Erklärung des Antragstellers zu Antrag 23/20

Der folgende Antrag stellt eine vorab geplante bewusste Pro -
vokation dar.
Der Ver fasser distanzier t sich von sämtlichem Inhalt und ver-
t r it t NICHT die enthaltene Meinung. Der Antrag ver folg te näm-
lich einen bestimmten Zweck.

Ziel dieses Antrags war es, die Abgeordneten darauf auf merk-
sam zu machen, dass solche Meinungsbilder von manchen 
Gruppen in Deutschland ver t reten werden. Dieses Gedanken-
gut ist allerdings völlig unberechtig t und sehr radikal. Daher 
sollte es die Aufgabe der Abgeordneten sein, einen Gegenan-
trag zu ver fassen, der Maßnahmen beinhaltet , die dafür sor-
gen, dass sich solche Meinungsbilder nicht verbreiten. Dies 
ist auch er folgreich geschehen. Insofer n konnte aus diesem 
provokanten Antrag eine produktive Debat te entstehen und 
das Ziel des Ver fassers somit er reicht werden. Es sei noch-
mals verdeutlicht , dass KEIN Teilnehmer von JiL jemals die 
Meinung des ursprünglichen Antrags ver t reten hat.

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 
Der Landtag wird aufgeforder t , einen größeren Maßnahmen-
katalog für die Immigrationspolit ik zu ent wickeln und konse-
quent einzuhalten.
Darunter fallen vor allem die Not wendigkeit des Er ler nens der 
deutschen Sprache und ein bereits im Voraus ver t raglich be-
schlossenes Arbeitsverhältnis.
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Begründung:
Aufgrund einer T V-Debat te im Oktober 2009 und der zur zeit 
in den Medien her rschenden Spannungen bzgl. der Immigra-
t ionspolit ik müssen hier Änderungen vorgenommen werden, 
um die soziale Sicherheit der deutschen Bürger zu gewähr-
leisten.

Die Aussagen sollen nicht generalisier t werden, doch ein Teil 
der Immigranten sieht Deutschland als Sozialstaat an, der 
ein bequemes Leben verspr icht. Dabei beher rschen sie selbst 
nach mehreren Jahren Aufenthalts in Deutschland die deut-
sche Sprache of t nicht ausreichend. Zudem stellen sie Forde-
rungen, dass sich die einheimische Bevölkerung an die Kul-
tur der Immigranten anpassen muss, was völlig absurd ist , da 
jede Person, die in ein anderes Land auswander t , die Anpas-
sung an die dor t her rschende Kultur als Selbst verständlich-
keit ansehen sollte.

Diese Forderungen ar ten immer weiter aus, sodass z. T. mehr 
f inanzielle Unterstüt zung beansprucht wird, obwohl die Be-
t rof fenen of t selbst nicht arbeiten. Sollte also aufgrund un-
terbliebener Bemühungen kein Arbeitsverhältnis vorhanden 
sein, müssen die Staatshilfen (darunter auch Har tz IV ) dra-
stisch gekür zt oder z. T. gestr ichen werden.

Ein Großteil der deutschen Arbeitnehmer ver t r it t nämlich, 
durchaus berechtig t , die Meinung, dass sie weniger von ih-
rem Einkommen haben, weil sie immer mehr Sozialabgaben 
zahlen müssen, die den sogenannten „Sozialschmarotzer n“ 
zuf ließen.

Die momentane Situation in Deutschland wird immer kr i -
t ischer und Gewalt taten von Immigranten nehmen zu, sodass 
ein schnelles und konsequentes Handeln seitens der Regie -
rung not wendig ist , um die Spannungen zu milder n und am 
Ende ganz beseit igen zu können.
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
abgelehnt
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						      JiL 23/21
Antragsteller: Justus Kröger

Nordstaat

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , den Zu-
sammenschluss Schleswig-Holsteins mit der Hansestadt 
Hamburg zu einem Nordstaat weiter voranzutreiben. 

Begründung:
Die Bundesrepublik Deutschland besteht zur zeit aus 16 Bun-
desländer n. Darunter die Städte Bremen, Hamburg und Ber-
lin. Diese Auf teilung ist ein Relik t aus der Zeit nach dem Zwei-
ten Weltkr ieg und ist in heutiger Zeit nicht mehr sinnvoll .

Der Föderalismus neig t in seiner heutigen Ausprägung in 
Deutschland zu Bürokratismus. Es erscheint nicht logisch, 
dass Bremen, Ber lin und Hamburg eigene Länder mit eigener 
Ver waltung und sämtlichen Institutionen sind, die dazu ge-
hören. Es ergeben sich gewalt ige Einspar möglichkeiten bei 
Zusammenschlüssen im Bereich der Ver waltung, was im Hin-
blick auf die Schuldenbremse sehr interessant ist . Beispiele 
für bereits existierende Kooperationen gibt es viele, wie zum 
Beispiel die HSH Nordbank. Es ergibt sich also eine Win-Win-
Situation für beide Länder.
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
abgelehnt
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						      JiL 23/22
Antragstellerin: Lisa-Marie Odebrecht

Alkohol- und Zigaret tenwerbung auf Plakaten verbieten

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , Alkohol- 
und Zigaret tenwerbung auf Plakaten zu verbieten, um vor 
allem Kinder und Jugendliche, aber auch Er wachsene, vor der 
Verher r lichung von Alkohol und Zigaret ten zu schützen. 

Begründung:
Wie Studien beweisen, sind junge Menschen sehr anfällig für 
Werbebotschaf ten und werden durch die of t verher r lichende 
Alkohol- und Zigaret tenwerbung an den Drogenkonsum he-
rangeführ t . Die meist nicht realist ischen Werbeplakate ver-
mit teln ihnen ein falsches Bild von Alkohol und Zigaret ten 
und war nen nicht vor den Folgen von über mäßigem Konsum. 
Alkohol- und Zigaret tenkonsum wird von ihnen als gefahr los, 
gesellschaf t lich ak zeptier t und modisch dargestellt . Des wei-
teren sind Alkohol und Zigaret ten immer noch Einstiegsdro-
gen für den späteren Konsum von illegalen Mit teln. Jugend-
liche mit hohem Alkohol- oder Zigaret tenkonsum neigen also 
ver mehr t dazu, andere Drogen zu konsumieren. Um die Mei-
nungsbildung nicht falsch zu beeinf lussen, den Konsum von 
illegalen Drogen zu verhinder n und der steigenden Zahl von 
Alkoholvergif tungen unter Jugendlichen entgegenzuwirken, 
müssen Werbeplakate für Alkoholika und Zigaret ten verboten 
werden. 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
in der vom Plenum geänder ten Fassung angenommen
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						      JiL 23/23
Antragstellerin: Lisa-Marie Odebrecht

Kassenwar nsystem im Alkoholverkauf

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , durch die 
Einführung eines  optischen War nhinweises und eines War n-
tons beim Verkauf von Alkoholika, den Alkoholkonsum von 
Minder jähr igen zu senken. Zusät zlich sollen die Verkäufer 
durch Schulungen auf die rechtlichen Konsequenzen hinge-
wiesen werden.

Begründung:
Der Alkoholkonsum von Jugendlichen nimmt t rotz des vom 
Jugendschutzgeset z  vorgegebenem Mindestalters stetig zu. 
Minder jähr ige konsumieren in erheblichen Mengen zum Teil 
hochprozentige Alkoholika, obwohl ihnen diese nicht verkauf t 
werden dür fen. V iele Verkäufer ver zichten t rotz der recht-
lichen Lage jedoch auf eine Ausweiskontrolle und er leichter n 
Jugendlichen so den Zugang zu Alkohol. Diesem Verhalten 
soll mit auf klärenden Schulungen, welche auf die rechtlichen 
Konsequenzen hinweisen, und einem War nsystem, das den 
Verkäufer auf die Alkoholika hinweist , entgegengewirkt wer-
den. Die Verkäufer werden durch einen optischen Hinweis und 
einen War nton auf die alkoholhalt igen Getränke hingewiesen 
und müssen nach der Ausweiskontrolle durch Knopfdruck be -
stätigen, dass der Käufer das Mindestalter er reicht hat. So 
soll Minder jähr igen der Er werb von Alkohol erschwer t und der 
Alkoholkonsum gesenkt werden. 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
Nichtbefassung



45

Anträge

						      JiL 23/24
Antragsteller: Sören-Lars Wulf f und Stefan Schulze

CO2-Endlagerung

Empfänger: Schleswig-Holsteinischer Landtag

Antrag:
„Jugend im Landtag“ möge beschließen:
Der Landtag in Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , keine 
CO2-Endlager in Schleswig-Holstein zuzulassen.

Begründung:
Wenn es in Schleswig-Holstein zu einem Bau eines CO2-End-
lagers kommt und es irgendwann einen Ausstoß von CO2 gibt , 
wird ein großer Teil unserer Bevölkerung sterben. Denn CO2 
verdräng t den Sauerstof f, lässt uns erst müde werden und 
nach einigen Minuten sterben. Damit das erst gar nicht dazu 
kommt, ist es sinnvoll , kein(e) CO2-Endlager zu genehmigen 
oder erst gar nicht zu bauen.
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
angenommen
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						      JiL 23/25
Antragsteller: Bastian Clement

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag:
„Jugend im Landtag“ möge beschließen:
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , sich bei 
der Bundesregierung dafür einzuset zen die Wehrpf licht ab-
zuschaf fen.

Begründung:
Die Wehrpf licht ist nur noch eine verpf lichtete Beschäf t i -
gungstherapie für junge Männer ! Nur noch 20 der 26 NATO -
Staaten halten an der Wehrpf licht fest . Alle großen Indus-
t r ienationen haben die Wehrpf licht abgeschaf f t und eine 
Freiwill igenar mee eingeführ t . Nach der Verkür zung der Wehr-
pf licht auf sechs Monate besteht der Wehrdienst aus drei Mo-
naten Grundausbildung, zwei Monaten Sonder weiterbildung 
und einem Monat niederen Arbeiten. Dies kann nicht Sinn und 
Zweck einer Wehrpf licht sein, dessen Musterungskr iter ien 
und Ver fahren bereits vom Bundesver fassungsger icht als 
ver fassungswidr ig eingestuf t wurden. Die Wehrpf licht bzw. 
der Zivildienst sind grobe Eingr if fe in die persönliche Freiheit 
von jungen Männer n und zudem aus dem Gesichtspunkt der 
Gleichberechtigung nicht gerecht fer t ig t .

In den sechs Monaten des Wehrdienstes werden den Rekruten 
grundsätzlich nur Grundkenntnisse ver mit telt , sicherheits-
polit ischer Nut zen entsteht dadurch nicht , sonder n nur hohe  
Kosten, welche keinen polit ischen Gegenwer t erbr ingen.
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
in der vom Plenum geänder ten Fassung angenommen
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						      JiL 23/26
Antragsteller: Yannick Brit t

Här tere Bestrafung von gewalt tätigen Jugendlichen

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 
Der Landtag wird aufgeforder t , Gewalt taten ( besonders unter 
Jugendlichen) mit här teren Strafen zu belegen. Delik te müs-
sen lang f r ist ige Konsequenzen für den Täter haben, um eine 
Wiederholungstat zu ver meiden.

Begründung:
Die steigende Gewaltbereitschaf t der Jugendlichen und die 
Gewalt verher r lichung in den Medien führen zu einer wach-
senden Zahl von Gewalt taten. Um andere Jugendliche ab-
zuschrecken, müssen diese Delik te här ter bestraf t werden. 
Lang f r ist ige(!) soziale Leistungen sollen den Täter von Wie-
derholungstaten abbr ingen.

Werden im Falle von aufer leg ten Sozialstunden, deren Satz 
generell angehoben werden muss, diese ver weiger t oder ist 
bei der Durchführung der Tätigkeiten keine Besserung der 
Einstellung des Täters auszumachen, soll das nor male Straf-
recht ( kein Jugendstraf recht!) Anwendung f inden. 

V iele Ur teile, die auf dem Jugendstraf recht auf bauen, wer-
den größtenteils nämlich als lächer lich und inkonsequent, 
ohne lang f r ist ige Auswirkungen betrachtet , wodurch nur ein 
ger inges Straf maß er reicht wird, das dementsprechend nicht 
zur Abschreckung vor neuen Taten führ t .

Zudem sollen här tere Strafen bei T ierquälerei eingeführ t 
werden, da in solchen Fällen zwingend die moralische Ein-
stellung des Täters zu anderen Lebewesen geänder t werden 
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muss. Dazu gehör t , das Gefühl der Macht über Schwächere 
(Menschen oder T iere) lang f r ist ig zu beseit igen.

Wiederholungstaten müssen konsequent mit dem Straf recht 
geahndet werden, wobei Sozialstunden oder mildere Strafen 
nicht mehr zulässig sind.
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
in der vom Plenum geänder ten Fassung angenommen
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						      JiL 23/27
Antragsteller: T imm Wüstenberg

Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , das der-
zeit ige Wahlalter von 18 Jahren bei Landtagswahlen auf 16 
Jahre herabzuset zen.

Begründung:
Der demographische Wandel macht auch vor Schleswig-Hol-
stein keinen Halt . Die Anzahl der Wahlberechtig ten der ver-
schiedenen Generationen divergier t immer mehr, sodass sich 
eine deutliche Verschiebung der Machtstrukturen und des 
Einf lusses zwischen den Altersgruppen bei den Landtags-
wahlen abzeichnet. Die jüngere Hälf te der Gesellschaf t hat 
also immer mehr einen klaren Nachteil in dem der zeit igen  
System. Die Senkung des Wahlalters könnte diesem Trend 
entgegenwirken und sicherstellen, dass die Interessen aller 
Bürger g leicher maßen im Landtag repräsentier t werden.

Außerdem würde man eine bessere Einbindung der Jugend-
lichen in die Polit ik er reichen, sodass  man schon sehr f rüh 
ein größeres Interesse an Polit ik wecken und damit auch die 
polit ische Bildung deutlich steiger n könnte. Bei einer der zei-
t igen Legislaturper iode von 5 Jahren kann es im Moment vor-
kommen, dass man mit 22 Jahren noch Erst wähler ist . Dies ist 
eindeutig zu spät.  Wer die Anliegen der Jugendlichen wirklich 
Er nst nimmt, muss sie auch an polit ischen Entscheidungen 
teilhaben lassen.

Die Senkung des Wahlalters auf kommunaler Ebene und auch 
Projekte wie die „U18-Wahl“ haben gezeig t , dass Jugendliche 
auch unter 18 Jahren durchaus in der Lage sind,  eine eigene 
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polit ische Meinung zu haben und diese auch ger ne einbr in-
gen wollen. 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
abgelehnt

						      JiL 23/28
Antragsteller: Yannick Brit t

Soziale Jugendverbände förder n

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 
Der Landtag wird aufgeforder t , mit mehr Mit teln die Jugend-
verbandsarbeit der Hilfsorganisationen zu förder n.

Begründung:
Die Gewaltbereitschaf t unter K inder n und Jugendlichen steig t 
immer mehr. Auch wir tschaf t liche Engpässe der Familie neh-
men Einf luss auf deren Ent wicklung.

Daher soll in Jugendverbänden das Gemeinschaf tsgefühl und 
der kor rekte Umgang miteinander gestärkt werden, was als 
Gewaltprävention dient , da K inder n und Jugendlichen nur 
noch wenige kostenf reie soziale Einr ichtungen zur Ver fü-
gung stehen, in denen sie ihre Freizeit sinnvoll nutzen kön-
nen. Durch Förderung der Hilfsorganisationen kann zudem ein 
Verant wor tungsgefühl für Mitmenschen er reicht werden. Wei-
terhin sollten Pädagogen/Er zieher nach Bedar f zur Ver fügung 
stehen, die minder jähr ige Jugendleiter unterstützen können.
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
zusammen mit Antrag JiL 23/29 in der vom Arbeitskreis geän-
der ten  Fassung  angenommen
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						      JiL 23/29
Antragsstellerin: Elmas Avci

Auf rechterhaltung der Jugendarbeit

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinischer Landtag

Antrag:
„Jugend im Landtag“ möge beschließen:
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , nach An-
kündigungen der schwar z-gelben Koalit ion die Zuschüsse für 
Jugendarbeit in S -H zu streichen, sich für die Verbände und 
Jugendgruppenarbeiten einzuset zen, damit diese weiterhin 
f inanzielle Unterstüt zung erhalten.

Begründung:
Die Jugendarbeit in S -H ist wichtiger Bestandteil v ieler Ju-
gendlicher und K inder in ihrem Sozialleben.

In diesen Verbänden wird sich um Kinder und Jugendliche be-
müht und eine individuelle Ent faltung ihrer Persönlichkeit er-
möglicht .

Durch die Einstellung der Förder mit tel müsste das Angebot 
eingeschränkt und somit würde die Qualität der Angebote be-
einträchtig t werden. Dies würde vielen K inder n einen Or t der 
k indlichen Ent wicklung nehmen.
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
siehe Antrag JiL 23/28
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						      JiL 23/30
Antragstellerin: Jolanda Gräßel

Stärkere f inanzielle Förderung des FSJ Kultur

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , das Frei-
will ige Soziale Jahr im Bereich Kultur und damit die außer-
schulische Bildung stärker f inanziell zu förder n, und zwar 
durch Verdoppelung der Landesmit tel für das FSJ Kultur, so 
dass die Jugendlichen ein deutlich höheres Taschengeld er-
halten und neue Stellen f inanzier t werden können.

Begründung:
Der zeit erhalten die Teilnehmer am FSJ Kultur ein Taschen-
geld von 280 € ( inklusive Zuschuss für Unterkunf t und Ver-
pf legung ), womit auch mit K indergeld der Lebensunterhalt 
bei weitem nicht gesicher t ist . Was dazu führ t , dass die Teil -
nahme nur Jugendlichen aus besser situier ten Familien mög-
lich ist , wodurch bereits bestehende Bildungsungerechtigkeit 
verstärkt wird. 
Die Förderung des FSJ Kultur ist enor m wichtig, weil dieses 
das Engagement junger Menschen im kulturellen Bereich  
stärkt , welches an Bedeutung gewinnen muss, um eine leben-
dige und vielfält ige Kultur zu erhalten. 
Die Bildungspolit ik braucht einen neuen Fokus auf außer-
schulische Bildung, deren Rolle angesichts der Not wenigkeit 
von ganzheit lichem und lebenslangem Ler nen wächst. Bei 
dem FSJ Kultur handelt es sich ebenso um eine Bildungsfor m, 
die nebenbei auch ehrenamtliches Engagement sowie die Per-
sönlichkeitsent wicklung stärkt . 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
zusammen mit Antrag JiL 23/31 in der vom Arbeitskreis geän-
der ten Fassung angenommen
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						      JiL 23/31
Antragstellerin: Jolanda Gräßel

Stärkere Förderung des Freiwill igen Ökologischen Jahrs (FÖJ)

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , das Frei-
will ige Ökologische Jahr und damit die infor melle Bildung 
stärker f inanziell zu förder n, und zwar durch eine Verdoppe-
lung des Landesanteils, sodass die Anzahl der Plätze verdop-
pelt werden kann.

Begründung:
Das Freiwill ige Ökologische Jahr ist ein umweltbezogenes Bil -
dungsjahr, bei dem junge Menschen über wiegend praktische 
Tätigkeiten im Bereich des Natur- und Umweltschutzes aus-
führen sowie sich mit ökologischen Zusammenhängen bzw. 
Perspektiven intensiv befassen. Dabei können die Jugend-
lichen ihre eigenen Fähigkeiten austesten und sich beruf lich 
or ientieren. So förder t das FÖJ die Persönlichkeitsent wick-
lung, Engagement für das Gemeinwohl und verant wor tungs-
volles lokales und globales Handeln. 
Das FÖJ set zt die Kr iter ien des „Bildung für Nachhalt ig- 
keit“-Konzepts um und stellt somit die Bildung der Zukunf t 
dar. Der zeit kommen 660 Bewerber Innen auf 150 Stellen. Dies 
verdeutlicht den faktischen Bedar f eines Ausbaus des FÖJs in 
Schleswig-Holstein. 
Trotz der Not wenigkeit des Abbaus des schleswig-holstei -
nischen Haushaltsdef izits, ist eine stärkere Förderung des 
FÖJs geboten, um viele junge Menschen zu verant wor tungs-
voll handelnden Bürger Innen zu er ziehen. Eine Demokratie 
lebt von diesen.
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
siehe Antrag JiL 23/30
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						      JiL 23/32
Antragstellerin: Vanessa Isler

Unterstützung von Jugend-Bands

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen:
Bands zu unterstüt zen und zu förder n.

Begründung:
Jugendliche investieren f reiwill ig sehr viel Zeit , Geld und 
Mühe in ihre eigene Bildung. Dies sollte man unterstützen 
und förder n, da es vielen an Möglichkeiten mangelt .
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
Nichtbefassung
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						      JiL 23/33
Antragstellerin: Catharina von Stülpnagel

Unterstützung bei den Fahr tkosten von Jugend- und Spor t ver-
einen von den Inseln

Empfänger: Der Schleswig-Holsteinische Landtag

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , mehr f i -
nanzielle Unterstützung für Jugend- und Spor t vereine von den 
Inseln auf zubr ingen, damit sie auch an Tagesaktionen auf 
dem Festland teilnehmen können.

Begründung:
Wenn Jugend- und Spor t vereine von den Inseln zu Tagesak-
t ionen, die f rüh beginnen und spät enden, fahren möchten, 
müssen sie zwei Über nachtungen mit einplanen, da sie auf-
grund der Fähr verbindungen keine F lexibilität besitzen. Dies 
st rapazier t die Kassen der Vereine sehr, deshalb wird K inder n 
of t eine solche Situation ver wehr t .
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
Nichtbefassung
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						      JiL 23/34
Antragsteller: Jan Meder

Wir haben ein Recht auf Qualität!

Empfänger: Schleswig-Holsteinischer Landtag

Antrag:
„Jugend im Landtag“ möge beschließen:
Die im Landtag ver t retenen Par teien sollen den öf fentlich-
rechtlichen Programmauf trag im Landesrundfunkgesetz deut-
licher def inieren, alter native Kr iter ien für deren Programmge-
staltung als die reine Zuschauerquote forder n sowie in den 
aufsichtsführenden Gremien stärker auf die Abgrenzung zum 
Angebot der pr ivaten Medien hinwirken.

Begründung:
Eigentlich sollen Medien mediieren, das heißt die Wirklichkeit 
denjenigen weiter ver mit teln, die von  Ereignissen und Debat-
ten zu weit ent fer nt sind, um sie selbst mit zubekommen. Da-
mit schaf fen sie Öf fentlichkeit und einen gesellschaf t lichen 
Dialog.

Wir beobachten aber, wie pr ivate Medienmacher auf der Jagd 
nach immer höheren Werbeeinnahmen immer mehr die Qua-
lität der Quote unterordnen. Bill ig und massentauglich muss 
es sein, und um das zu er reichen, wird zunehmend das be-
müht, was jeden irgendwie anspr icht: Die niedersten Tr iebe 
wie Neid, Gewalt , Sex und Eifersucht. Es geht immer weni-
ger um Inhalte als darum, den Mediennut zer vor Papier oder 
Bildschir m zu fesseln. Er nimmt nicht mehr die Wirklichkeit 
wahr, sonder n ein grelles, quitschiges, ver zer r tes Abbild 
davon, was ihn irgendwo t ref fen und festhalten soll . Dabei 
r ichten sich Medienmacher und auch immer mehr die öf fent-
lich-rechtlichen nach Kr iter ien wie der „werberelevanten Ziel -
gruppe der 14- bis 49 - Jähr igen“, die nachweisbar willkür lich 
festgesetzt und als  Ver marktungstr ick er funden wurden.
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Natür lich gefährdet es niemanden, wenn er sich ab und zu 
anspruchslos ber ieseln lässt . Aber Schaden nehmen die Per-
sonen, die sich gar nicht bewusst sind, was bei Big Brother 
und Co. passier t , die sich an den Trash gewöhnen und deren 
Wirklichkeit immer mehr aus BILD, Richtershows und Punkt 12 
besteht. Was das für eine Gesellschaf t bedeutet , dar f nicht 
unterschätzt werden. Der durchschnit t liche Deutsche sieht 
zum Beispiel heute schon täglich vier Stunden fer n und bef in-
det sich unter dem Einf luss des entsprechenden Programmes. 
Unsere Medienlandschaf t wird allmählich immer mehr zur be-
täubenden Rundumshow, wir gewöhnen uns daran und f in-
den es sogar großar tig, weil wir es gar nicht merken. Es tut 
ja nicht weh.

Zunehmend ver f lacht im Quotenkampf auch die Qualität des 
öf fentlich-rechtlichen Rundfunks. Er bef indet sich aber nicht 
im Konkur renzkampf mit pr ivaten Anbieter n. Die Rundfunk-
gebühren haben schließlich einen Sinn: Frei von wir tschaf t-
l ichen Abhängigkeiten sollen die Öf fentlich-Rechtlichen dor t 
kor r ig ieren, wo das mediale Interesse der Allgemeinheit be -
droht ist und das produzieren, was der pr ivate Medienmarkt 
aufgrund von Kostendruck nicht produzieren kann oder  will . 
Sie sollen Alter nativen schaf fen. Dafür zahlen die Bürger viel 
Geld. Die Öf fentlich-Rechtlichen hät ten die Möglichkeit , sich  
dem medialen Trend entgegenzustellen, eine staatlich sub-
ventionier te Kopie der Pr ivaten brauchen wir nicht.

Deshalb müssen die Ver t reter der Par teien in den Kontrollgre -
mien und im Landtag ihrer Verant wor tung gerecht werden und 
im gesetzlichen Rahmen eingreifen.
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
in der vom Arbeitskreis geänder ten Fassung angenommen
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						      JiL 23/35
Antragsteller: Fabian Vetter

Realschule erhalten

Antrag: 
„Jugend im Landtag“ möge beschließen: 
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , die Re-
alschule als eigenständige Schulfor m in Schleswig-Holstein 
wiedereinzuführen, unabhängig vom Ausgang des aktuellen 
Volksbegehrens.

Begründung:
Die Realschule hat sich in Schleswig-Holstein in den ver-
gangenen Jahren als Garant guter berufsor ientier ter Ausbil -
dung bewähr t und zudem motivier ten Schüler n mit einem 
guten Abschlusszeugnis den anschließenden Besuch eines 
Beruf lichen Gymnasiums er möglicht. Nun sollen aber vom Ge-
setzgeber alle Realschulen in Regional- bzw. Gemeinschaf ts-
schulen umgewandelt werden. Jedoch ist ein Volksbegehren 
dagegen und muss bis zum Jahresende 100 000 Unterschr if ten 
sammeln, damit die Realschule doch erhalten bleibt . Hinzu 
kommt, dass dieses ganze „Wir r war r “ in der Bildungspolit ik 
die Schüler und Lehrer nachhalt ig verunsicher t . Um diesem 
vor zubeugen, wird der Landtag aufgeforder t , alle Schulen f rei 
entscheiden zu lassen, welche Schulfor m jeweils angeboten 
wird. 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
angenommen
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						      JiL 23/NEU
Antragsteller: Jan Meder, Marco Podobnik, Rober t Förster

Integrationspolit ik besser gestalten

Empfänger: Schleswig-Holsteinischer Landtag

Antrag:
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , verstärkt 
Maßnahmen zur Integration von Immigranten sowie Mitbürge -
r Innen mit Migrationshintergrund zu veranlassen. Dazu zäh-
len insbesondere Maßnahmen zur sprachlichen Integration 
und zur Ver mit t lung kultureller Wer te und des demokratisch-
rechtsstaatlichen Systems.

Konkrete Maßnahmen: 
• Auf klärung jugendlicher Deutscher an Schulen,

Förderung von Toleranz und Beseit igung von Vorur teilen •	
	  gegenüber Migranten als auch unter ihnen,

• Förderung im vorschulischen Bereich zur Unterstützung
des Er ler nens der Mut tersprache. Das Beher rschen der ei -
genen Mut tersprache ist Grundlage für das Er ler nen der 
deutschen Sprache und anderer Sprachen,

• Durchmischung der städtischen Bevölkerung (Stadt-
planung ), Verhinderung von sozial schwachen Stadtbe-
reichen,

• Ausbau von vorhandenen Strukturen im Spor t verein, Mu-
sikschulen, Migranten müssen aktiver werden, um sich zu 
integr ieren (Or te für Begegnungen),

• er folgreiche Migranten als Vorbilder nutzen.
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
in der vom Plenum geänder ten Fassung angenommen
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Auszüge aus der Debatte

Thema Bildungspolitik

Fabian Vetter:  Das der zeit ige Wir r war r mit der Auf lösung der 
Realschule und der Einführung der Prof iloberstufe verunsi-
cher t die Schüler. Wir brauchen eine ver lässliche Polit ik .

Charlotte Hellwig:  Einfach nur eine Verbesserung zu forder n, 
ohne konkrete Vorstellungen zu haben, ist zu schwammig und 
zu ober f lächlich.

Thema Studiengebühren

Tilmann Schade:  Studiengebühren passen nicht zu einem 
fairen Bildungssystem. Sie versper ren den Zugang zu Bildung 
und schaf fen soziale Schranken. Und: Gerade im neuen Ba-
chelor-System ist die Arbeitsbelastung so dicht , dass die Stu-
denten nicht auch noch nebenher arbeiten und Geld verdie -
nen können.

Finn Stef fen:  Studiengebühren können sinnvoll sein, denn wir 
brauchen gut ausgestat tete Unis. Aber die Gebühren sollten 
sozial gerecht sein.

Annalena Ohm: Selbst ohne Gebühren ist ein Studium nicht 
für jeden machbar. Also: gegen Gebühren!

Thema Schulbuskosten

Friederike Mey:  Die Fahrkosten sollten für sämtliche Schu-
len über nommen werden, auch für Gymnasiasten ab der 11. 
K lasse. Zur zeit wird es mit der Gleichstellung mit den A zubis 
begründet , dass Gymnasiasten dazuzahlen müssen. Der Ver-
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gleich hinkt aber, denn A zubis verdienen Geld — und Schüler 
müssen bis zu 800 Euro im Jahr an Fahrkosten t ragen. 

Constantin Meimberg:  V iele K inder f inanzstarker Elter n brau-
chen keine Unterstützung. Deswegen sollte es eine soziale 
Staf felung geben. 

Kim Eileen Sander:  Das Land hat die Aufgabe, uns für unsere 
Steuergelder zu versorgen. Es muss also auch dafür sorgen, 
dass ich gut zur Schule komme, wenn es nicht in der Lage ist , 
eine Schule in meiner Nähe anzubieten.

Timm Wüstenberg: Gerade nach der Einführung der Prof il - 
oberstufe müssen viele Schüler weit fahren, um das gewünsch-
te Ler nangebot wahr zunehmen. Deswegen: volle Über nahme 
der Fahrkosten! 

Annalena Ohm:  Für Familien mit mehreren K inder n erhöhen 
sich die Belastungen extrem, wenn für alle die Fahr tkosten 
über nommen werden müssen.

Lydia Rudow:  Wer aufs Land zieht , um die Vor teile dor t zu ge -
nießen, muss nicht unbeding t vom Staat weiter bezuschusst 
werden.

Friederike Mey:  Aber die K inder können doch nicht für die 
Wohnungswahl der Elter n verant wor tlich gemacht werden!

Sarah Mastracchio:  Es ist unverständlich, wenn das Land zu-
erst Schulen schließt , um dann für den längeren Anreiseweg 
nicht auf kommen zu wollen.

Thema: Klassenteiler heruntersetzen

Fabian Vetter:  Die K lassen sind viel zu groß, es ist unruhig, 
und die Lehrer sind über forder t .
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Anna Sönksen:  Meine Er fahrung ist , dass man im Stof f v iel 
schneller vorankommt, wenn weniger Schüler da sind.

Mar tin Graf:  Das sehe ich genauso. In meiner K lasse sind 32 
Schüler, und es ist sehr unruhig. 

Tilmann Schade:  Wir sollten sogar noch mehr forder n als eine 
Herabsetzung der K lassengröße auf höchstens 25. Denn auch 
diese Zahl ist noch zu hoch.

Ive Beisner:  Aber wo sollen die ganzen neuen Klassen dann 
hin? Unsere Schule ist ohnehin schon über füllt .

Anne Hamester:  K leinere K lassen sind ein Luxus, den man 
sich leisten sollte.

Marcel Knöller:  Wenn wir kleinere K lassen haben, brauchen 
wir aber auch mehr Lehrer. 

Alexander King:  Wenn Geld fehlt , dar f das nicht auf dem 
Rücken der Schüler ausgetragen werden. Man sollte l ieber an-
bauen und kleinere K lassen einr ichten, anstat t zum Beispiel 
in Wär medämmung zu investieren. 

Thema: Mehr Lehrer

Marcel Knöller:  Lehrer fallen nicht vom Himmel und wach-
sen auch nicht an Bäumen. Wenn keiner auf Lehramt studier t , 
können wir auch niemanden einstellen.

Mats Hansen:  Wenn es gut läuf t , werden mal 200 neue Lehrer 
eingestellt . Wir wollen aber klar darauf auf merksam machen, 
dass wir deutlich bessere Bedingungen brauchen. Deswegen 
fordere ich 1.000 neue Lehrer. Und: Ich habe den Lehrerbaum 
gefunden. Er steht an der Uni, aber leider fallen die Äpfel 
Richtung Bayer n. 
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Elena Aljochin:  Wir brauchen auch bessere Arbeitsbedin-
gungen für die Lehrer, damit sie nicht in andere Bundesländer 
abwander n. 

Lennar t Beeck:  In Schleswig-Holstein fangen Lehrer in einer 
niedr igeren Gehaltsgruppe an als in anderen Länder n. 

Thema Prof iloberstufe

Anna Sönksen:  Im alten Kurssystem konnte man doch so viel 
abwählen und am Ende mit nur noch 23 Wochenstunden zum 
Abi kommen. Deswegen ist die Prof iloberstufe  nicht nur 
schlecht.

Marcel Knöller:  Die Demos der letzten Monate haben gezeig t: 
Nicht nur wir, sonder n alle Schüler in Schleswig-Holstein sind 
dagegen. 

Niels Falkenhain:  Das Abi in Schleswig-Holstein war nie das 
Beste. Mit der Prof iloberstufe könnte es nun aber besser wer-
den.

Fabian Vetter: Es gibt einen Or t , wo die Prof iloberstufe Sinn 
macht. Das sind die Beruf lichen Gymnasien.  

Tomasz Gorski: Das sehe ich anders. Auch an den Beruf lichen 
Gymnasien läuf t es nicht  rosig.

Kim Eileen Sander: In der Prof iloberstufe g ibt es keine indivi-
duelle Förderung mehr, man kann nicht mehr auf die Stärken 
der Schüler eingehen. 

Dela Sawatzki: Das Hauptproblem ist doch die hohe Wochen-
stundenzahl, die in der Prof iloberstufe vorgesehen ist , ob-
wohl das gar nicht not wendig wäre. 
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Sarah Mastracchio:  In kleineren Städten gibt es ein ger in-
geres Angebot und zum Beispiel  nur zwei Prof ile, so dass 
man et was wählen muss, was einem nicht passt . Das ist un-
fair !

Catharina von Stülpnagel:  An unserer Schule g ibt es nur zwei 
Prof ile, die mir beide nicht zusagen. Aber die nächste Schu-
le ist eineinhalb Stunden ent fer nt . Also muss ich da wohl 
durch.

Lennar t Beeck:  Das ist ein schönes Beispiel dafür, wie wenig 
die Schüler von der Polit ik er nst genommen werden. Die L SV 
hat all die Probleme, die jetzt da sind, vorhergesag t. Sie wur-
de aber nicht beachtet , t rot z der massiven Demos, die auch 
hier vor dem Landtag bei der Verabschiedung des Schulge-
setzes stat tgefunden haben.

Alice Szysz:  Ein Mensch lässt sich nun einmal nicht in eine 
von vier vorgegebenen Richtungen einteilen — oder sogar nur 
zwei in dör f lichen Gebieten. 

Leonie Pätzold:  Die Grundidee, die Ker nfächer Mathe, Eng-
lisch und Deutsch zu stärken, ist gut . Nur die Umsetzung mit 
den vielen Wochenstunden ist schlecht. 

Thema Qualitätskontrollen für Lehrer

Ive Beisner: Lehrer unter r ichten nicht so, wie sie sollten. 
Manche lassen durchblicken, dass sie nur noch auf die Rente 
war ten.

Sarah Mastracchio:  Nun haben wir gerade E VIT abgeschaf f t , 
und alle waren f roh darüber. Wollen wir das et wa wieder zu-
rück?

Katja Reimann:  Wichtig ist , dass die Kontrollen im Unter r icht 
ohne Anmeldung er folgen – anders als bei E VIT.
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Deborah Wagner:  Ich habe es er lebt , dass Lehrer auch in der 
Abschlussklasse ohne Vorbereitung in die Stunde gekommen 
sind. 

Lennar t Beeck:  Wir wollen keine Komplet t-Über wachung der 
Lehrer, aber wir wollen die Qualität des Unter r ichts sicher n. 

Thema Lehrer-For tbildung

Fabian Vetter:  Die Lehrer brauchen regelmäßige For tbildung 
in Medienkompetenz, alle zwei Jahre mindestens.

Lennar t Beeck:  Zur zeit g ibt es nur Empfehlungen, aber kei -
ne verbindlichen Vorgaben. Deswegen wollen wir regelmäßige 
For tbildungen, in der Regel alle zwei Jahre. 

Florian Gehm:  Die Lehrer sollen sich mit der Zeit weiterent- 
wickeln und neues Fachwissen, neue Lehr methoden sowie 
Medienkompetenz er werben. Daran haben auch wir als Schü-
ler ein Interesse.

Constantin Meimberg:  Es ist doch nicht die Aufgabe der Leh-
rer, den Schüler n den Umgang mit neuen Medien beizubr in-
gen. 

Leonie Pätzold:  Es geht nicht darum, dass die Lehrer den 
Schüler n neue Medien beibr ingen, sonder n dass sie sich 
selbst damit auskennen. Denn nur so können sie zum Beispiel 
eine Powerpoint-Präsentation beur teilen.

Enya Christensen:  Bei uns können nur fünf Prozent der Lehrer 
mit E xcel umgehen.

Julius Spreckelsen:  Lehrer, die gut erklären können, brau-
chen kein Powerpoint , und in sprachlichen Fächer n braucht 
man das ohnehin nicht. 
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Lydia Rudow:  Durch zu viele For tbildungen dar f nicht die Un-
ter r ichtsversorgung leiden. 

Kim Eileen Sander:  Aber die For tbildungen können doch au-
ßerhalb der Schulzeit oder in den Fer ien stat t f inden. 

Katja Reimann:  Wenn Lehrer nicht zur For tbildung gehen, weil 
es Geld kostet , dann müssen wir da einschreiten.

Kim Eileen Sander:  Auch bei nor malen Arbeitnehmer n über-
nimmt die F ir ma die Kosten der For tbildung und die Über nach-
tung. Also sollte das Land auch seinen Lehrer n helfen. Davon 
haben auch wir Schüler was.

Thema: Wipo-Unterricht

Lennar t Beeck:  In Schleswig-Holstein g ibt es zwar das Kom-
munalwahlrecht ab 16, aber die Jung wähler haben zu diesem 
Zeitpunkt häuf ig noch keine Infor mationen über das poli -
t ische System erhalten. Deswegen soll der Wipo-Unter r icht 
auch an den Gymnasien nicht erst ab der 11. K lasse, sonder n 
bereits ab der 9. K lasse stat t f inden.

Lydia Rudow:  Wir forder n hier die Angleichung an die Haupt- 
und Realschüler. 

Thema: Internet im Unterricht

Leonie Pätzold:  Jüngere Schüler müssen auf die Gefahren des 
Inter nets hingewiesen werden, während ältere Schüler vor 
allem rechtliche Infor mationen brauchen, et wa über Down-
loads von Musik und F ilmen.

Tilmann Schade:  Im Inter net lauer n viele Gefahren, beispiels-
weise bei Schüler VZ oder YouTube. Zudem kann man sehr 
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leicht Ver t räge abschließen, ohne dies eigentlich zu wollen. 
Hier muss Auf klärungsarbeit geleistet werden. 

Thema Bildung für nachhaltige Entwicklung 

Marie Gückler:  Es geht darum abzuschät zen, wie sich das ei-
gene Handeln auswirkt – sowohl auf die Menschen in anderen 
Teilen der Welt als auch auf das Leben zukünf tiger Genera-
t ionen. Die Stichwor te lauten Klimawandel und Globalisie -
rung. 

Thema sexuelle Identität/Orientierung im Unter-
richt

Alice Szysz:  Der 13 . Jahrgang ist ein guter Zeitpunkt , um  
hierüber zu diskutieren, nachdem die Sexualkunde schon in 
der 5 . oder 6. K lasse dran war.

Jan Meder:  Eine Mehrheit von Homosexuellen t raut sich 
nicht , sich zu outen, und es g ibt hier auch eine hohe Selbst- 
mordrate. Insofer n müsste die Schule das T hema nicht tot-
schweigen, denn das verstärkt nur die Vorur teile in der Ge-
sellschaf t . Studien belegen, dass die Schulen in Deutschland 
homophob sind. 

Tilmann Schade:  Die Homophobie an den Schulen nimmt zu, 
und das ist nicht zu toler ieren. Hier muss schon zu einem f rü-
hen Zeitpunkt präventiv gearbeitet und aufgeklär t werden. 

Fabian Vetter:  Schwulenhass ist wie Rassismus, deswegen 
müssen wir dagegen vorgehen.

Der ya Önal:  Homosexuelle gehören in unsere Gesellschaf t , 
stehen aber häuf ig außen vor und werden nicht integr ier t . Da 
reicht es nicht aus, an der Schule Prospekte zu ver teilen, son-
der n es muss Auf klärungsveranstaltungen geben. 
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Thema Umweltaufklärung im Unterricht

Fabian Vetter:  Es ist ein sehr wichtiges T hema, aber es sollte 
nicht in einer Stunde pro Woche, sonder n in einem Projekt tag 
aller paar Jahre behandelt werden. 

Alice Szysz: Das spielt in der Schule schon in der 4 . K lasse 
eine Rolle, und es wird auch danach ständig behandelt . In-
sofer n g ibt es keine Not wendigkeit , den Schüler n noch eine 
E xtra-Stunde reinzuwürgen. 

Thema Alkohol- und Zigarettenwerbung

Alexander King:  Die Alkohol- und Zigaret tenwerbung ist im 
Fer nsehen und im K ino schon weitgehend verboten und auch 
auf den Zigaret tenschachteln stehen War nungen. Es muss für 
die Tabak- und Getränkef ir men aber weiterhin möglich sein, 
durch Werbung neue Produkte auf den Markt zu br ingen. 

Sara Mastracchio: Ein Komplet t verbot wäre eine zu große Ein-
mischung des Staates in die Freiheit des Marktes. 

Maria Gückler:  Durch Alkohol und Zigaret ten kommen viele 
Steuer n rein. Und Er wachsene brauchen, anders als K inder 
und Jugendliche, keinen Schut z, denn sie sind mündig. Ju-
gendliche hingegen bräuchten mehr Auf klärung in der Schu-
le. 

Tilmann Schade:  Er wachsene sind zwar mündig, aber auch 
durch Werbung unterbewusst beeinf lussbar. Und die Werbung 
sugger ier t nun einmal: Rauchen ist cool. 

Niels Falkenhain:  V iel schwerer als die Steuereinnahmen wie -
gen doch die Kosten für das Gesundheitssystem durch die 
schweren Krankheiten, die Rauchen und Alkohol verursa-
chen.
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Finn Stef fen:  Wir haben Meinungsf reiheit und sollten auch 
Werbef reiheit haben. Es g ibt ja noch viel mehr ungesunde 
Produkte. Wollen wir bei allen gleich die Werbung verbieten?

Alexander King:  Dann müsste man auch Werbung für Lot to 
verbieten, denn Spielsucht ist auch eine Sucht. Zudem gibt es 
Inter netsucht , Computersucht und so weiter. Konsequenter-
weise müsste also alles verboten werden, was süchtig macht 
— und das kann man letzt lich nicht durchziehen. 

Lydia Rudow:  Die Polit ik steckt viel Geld in Plakate für Anti-
Raucher-Kampagnen, aber g leichzeit ig dar f für Zigaret ten ge-
worben werden. 

Robert Förster:  Es g ibt eine große Debat te, wenn Helmut 
Schmidt in der Öf fentlichkeit raucht , aber es g ibt keine Dis-
kussion, wenn ein Polit iker mit einer Maß Bier herumläuf t . 
Das heißt: Bei Alkohol ist das Problembewusstsein noch nicht 
in der Gesellschaf t angekommen.

Thema Integrationspolitik

Der ya Önal:  Die Integration muss vor allem in sozialen Brenn-
punkten wie Ber lin-Kreuzberg geförder t werden. Dor t g ibt es 
zum Beispiel rein türkische Super märkte, wo keine Deutschen 
einkaufen, und es f indet überhaupt kein Austausch stat t . Ich 
hat te das Glück, dass ich auf der Schule sehr viel mit Deut-
schen zu tun hat te, während zuhause über wiegend türkisch 
gesprochen wurde. Wenn man sich nur in seiner Ausgangskul-
tur beweg t , kommt man nicht weiter. 

Thiemo Hilke:  Aber wie soll man teure und weniger teure 
Stadt teile ver mischen? Das kann die Polit ik nicht lösen. Und: 
Wichtiger als das Ler nen der Heimatsprache ist es, dass Mi-
granten deutsch können. 
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Julius Spreckelsen:  Es ist er wiesen, dass man besser deutsch 
ler nen kann, wenn man seine Heimatsprache gut beher rscht.

Jan Meder:  Mit guter Stadtplanung lässt sich sehr viel än-
der n, et wa mit der Ausweisung von Wohn- und Gewerbege-
bieten. Das kann für eine Durchmischung sorgen. Migranten 
in der zweiten oder dr it ten Generation haben aber auch das 
Problem, dass sie weder Deutsch noch ihre Heimatsprache 
r ichtig beher rschen. Deswegen halten wir es für sinnvoll , die 
Mut tersprache auch in der Schule zu unter r ichten. Dadurch 
würden die Zuwanderer auch besser deutsch ler nen.

Alexander King:  Aber wie viele Lehrer und E xtra-Stunden 
bräuchte man dann an den Schulen? 

Lennar t Beeck:  Wenn jeder seine eigene Sprache im Unter r icht 
sprechen soll , dann wäre das ein Riesenauf wand, denn neben 
türkischen haben wir ja auch noch arabische, russische, af r i -
kanische und viele weitere Zuwanderer. Aber grundsätzlich 
weiß ich als mehrsprachig Aufgewachsener, wie vor teilhaf t es 
ist , mit zwei Sprachen groß zu werden. Deshalb schlage ich 
vor, eine Integrationsbegleitung anzubieten, die die K inder 
und Jugendlichen betreut. 

Alexander King:  Es g ibt zum Beispiel in K iel-Gaarden zahl-
reiche deutsch-türkische Vereine, die für Kontakte zwischen 
den Kulturen sorgen und quasi Integrationsbegleiter sind. 

Florian Gehm:  Schon in den K indergär ten sollte die Integra-
t ion von Migranten geförder t werden, et wa durch deutsche 
Sprachförderung. Dadurch verhinder n wir Ausgrenzung und 
sicher n später auch die Unter r ichtsqualität an den Schulen. 

Thema Atomenergie 

Sarah Mastracchio:  Ich bin gegen den Ausstieg, weil wir ohne 
Atomkraf t unsere Grundlast im Stromnetz nicht auf recht er-
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halten können. Und neue Kohlekraf t werke wollen wir doch 
erst recht nicht. 

Marco Podobnik:  Atom ist nur scheinbar bill ig, denn die  
Kosten für die Endlagerung liegen beim Staat. Außerdem be-
legen Studien, dass ein Schwenk zu regenerativen Energien 
bereits bis 2020 möglicht ist .

Niels Falkenhain:  Und ohne Atom drohen auch nicht die L ich-
ter auszugehen, denn zur zeit stehen zwei AK W im Lande ohne-
hin st ill , und dennoch expor tier t Schleswig-Holstein Strom. 

Fabian Vetter:  Wir wissen alle, wie gefähr lich und umwelt-
schädlich die Atomkraf t ist , gerade in einem grünen Land wie 
Schleswig-Holstein. 

Katja Reimann:  Der regenerativen Energie gehör t die Zukunf t . 
Darauf müssen wir setzen, und nicht auf Atom. 

Thema CCS

Marie Gückler:  CO
2
 kann bei dieser Technik ins Grundwasser 

eindr ingen. Deshalb dar f es keine Endlager in Schleswig-Hol-
stein geben. 

Thema Förderung von Inseln und Halligen

Alice Szysz:  Eine einseit ige Bevor zugung einzelner Regionen 
f inde ich nicht gut , denn jede Gegend hat ihre eigenen Pro-
bleme und könnte auf Sonderbehandlung pochen. Das gilt 
zum Beispiel auch für andere Regionen in Randlage oder für 
Städte mit einer hohen Kr iminalitätsrate. 

Julius Spreckelsen:  Aber der Fähr mann, der nach Amrum 
fähr t , kann doch nicht selbst die Fahr r inne ausbagger n. Das 
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kann auch die Gemeinde nicht , da muss Hilfe vom Land und 
vom Bund kommen. 

Anna Sönksen:  Ich kann die Problematik der Menschen ver-
stehen. Denn die Inseln sind so klein, dass sie aus eigener 
Kraf t nur wenige Einnahmen haben – t rotz Tour ismus. Die 
Halligen sind ein Teil des Landes, auf den Schleswig-Holstein 
stolz sein kann. 

Katja Reimann:  Es g ibt Halligen, auf denen nur zwei Leute 
wohnen, und dennoch müssen sie irgendwie ihren Alltag be-
wält igen. 

Julius Spreckelsen:  Schleswig-Holstein muss alles daran set-
zen, die Westküste zu stärken. Die Gegend ist welt weit et was 
ganz besonderes.

Catharina von Stülpnagel:  Die Halligen und Inseln gehören zu 
Schleswig-Holstein wie die Berge zu Bayer n.

Jolanda Gräßel:  Die Inseln und Halligen werden durch den 
Klimawandel besonders bedroht , deswegen müssen sie jetzt 
schon stärker geförder t werden. 

Fabian Möller:  Die Halligen und Inseln bieten bei Stur mf luten 
auch Küstenschut z für das Festland.

Thema Qualität des öf fentlich-rechtlichen
Fernsehens

Fabian Möller:  Die Öf fentlich-Rechtlichen haben die Aufgabe 
zu infor mieren und nicht den Quoten hinterher zu jagen, wie 
die Pr ivaten. Deswegen sollten sie zurück zu ihren Wur zeln. 

Marco Sauvant:  Aber es g ibt auch die Presse- und Meinungs-
f reiheit und das Zensur verbot im Grundgesetz. Deswegen dar f 
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die Polit ik den Sender n nicht sagen, was sie zu senden haben 
– auch wenn einem das Programm nicht gefällt . 

Julius Spreckelsen:  Es geht doch darum, die Posit ion der Po-
lit ik in den Aufsichtsräten mit Leben zu füllen. Und wenn die 
Sender den Auf t rag haben, objektiv und qualitativ hochwer tig 
zu senden, dann müssen sie dem auch gerecht werden. Und 
das muss man auch kontrollieren. 

Jan Meder: Ziel ist es nicht , einzelne Programminhalte vor zu-
schreiben. Das wäre Zensur. Wir wollen aber an den Auf t rag 
zur Qualität er inner n. Wie der dann er füllt wird, l ieg t an den 
Sender n selbst . Sie sollen nur nicht länger den Pr ivaten hin-
terher rennen. 

Thema Wehrpf licht und Freiwilligenjahre

Sarah Mastracchio:  Ich bin für eine Abschaf fung der Wehr-
pf licht , aber dann müsste es einen verpf lichtenden Arbeits- 
oder Sozialdienst für Männer und Frauen geben.

Julius Spreckelsen:  Das sehe ich ähnlich: Wehrpf licht ab-
schaf fen – Zivildienst für beide Geschlechter !

Finn Stef fen:  Zur zeit werden ohnehin schon viele ausge- 
muster t , und bei der geplanten Verkür zung auf sechs Monate 
würden es noch mehr werden. Also: Abschaf fung! 

Anna Sönksen:  Eine Wehr pf licht von sechs Monaten, inklusi-
ve Grundausbildung, ist doch komplet te Verarsche. Den Zivil -
dienst könnte man außerdem gut durch FSJ oder FÖJ ersetzen. 
Dieses Engagement ist ohnehin das Beste, was man für die 
Gesellschaf t machen kann. 

Alexander King:  Die Zeit , als der Osten noch die Bedrohung 
war, ist vorbei. Das muss sich auch auf die Wehrpf licht aus-
wirken. Das größere Problem ist aber der Weg fall des Zivil -
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dienstes. Die Mehrkosten, die den sozialen Einr ichtungen für 
zusätzliches Personal entstehen, müssten ersetzt werden. 

Tilmann Schade:  Der Russe steht nicht mehr vor der Tür, in-
sofer n begreife ich nicht , warum an der Wehrpf licht festge-
halten wird, und dass dafür so viel Geld ausgeben wird. Der 
Weg geht Richtung Berufs- oder Söldnerar mee. Und: Mit dem 
Ausbau der FSJ -Dienste könnte man die ganze Gesellschaf t 
posit iv veränder n. 

Niels Falkenhain:  Deutschland ist das einzige Nato-Land, das 
nach dem Fall der Mauer die Wehrausgaben gesenkt hat! 

Mats Hansen:  Es sollte eine f reie Auswahl geben: Neun Mo-
nate Gesellschaf tsdienst , ent weder beim Bund, als Zivi oder 
beim FSJ. 

Bastian Clement:  Ein Wehrdienstleistender kostet 40.000 
Euro für sechs Monate, ohne dass er sicherheitspolit isch ei -
nen Nutzen br ing t . Denn in einem Kr iegseinsatz hät te er nach 
der Mini-Ausbildung doch keine Chance. Also fordere auch ich 
einen sozialen Dienst für Männer und Frauen. 

Marco Sauvant:  Die Bundeswehr hat eine gewisse Sinnf reiheit 
er reicht , das wissen alle. Ich bin auch für einen verpf lichten-
den sozialen Dienst bis zum 28. Lebensjahr, neun bis zwölf 
Monate für Männer und Frauen. 

Lydia Rudow:  Ein P f lichtdienst stünde rechtlich auf töner nen 
Füßen. Beim Wehrdienst und Zivildienst ist das ein Ausnah-
mefall , aber grundsät zlich ist so ein Eingr if f in die persön-
liche Freiheit nicht gestat tet . 

Thema Jugendgewalt

Anna Sönksen:  Leute mit 20 Vorstrafen sollten nicht mehr f rei 
auf der Straße herumlaufen. Aber: Man sollte vor allem im 
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Vorhinein die sozialen Verhältnisse zuhause verbesser n, den 
Respekt vor anderen Menschen förder n und die Neigung zur 
Gewalt  ver minder n.

Tilmann Schade:  Schwere Strafen schrecken nur wenige ab, 
die meisten lassen sich davon nicht beeindrucken. Es g ibt in 
unserer Gesellschaf t soziale Ungleichheiten, die Aggressivi -
tät auslösen.

Fabian Vetter:  Jugendstraf recht dient vor allem der Wieder-
eingliederung in die Gesellschaf t , et wa mit Sozialstunden 
und Anti-Aggressionstraining. 

Julius Spreckelsen:  Här tere Strafen wie Ar rest oder Gefäng-
nis wirken nicht resozialisierend, sonder n steiger n den Frust 
nur. 

Sarah Mastracchio:  Die K inder müssen von der Straße geholt 
und in of fener Jugendarbeit beschäf t ig t werden.

Leonie Pätzold:  Wir brauchen eine Kombination von här teren 
Strafen und Prävention. 

Der ya Önal:  Wer nach langer Gefängnisstrafe wieder raus-
kommt, ist doch perspektivlos. 

Karl-Heinz Camien:  Ein Problem bei der Bestrafung jugend-
licher Täter l ieg t dar in, dass nicht schnell genug abgeur teilt 
wird. Polizeibekannte Täter lachen sich doch tot , wenn der 
Prozess erst in einem halben Jahr stat t f indet. Deswegen brau-
chen wir keine här teren Strafen, sonder n schnellere Ur teile. 

Mats Hansen:  Ich habe neulich mein Semester t icket verges-
sen, wurde vom Kontrolleur er wischt und wegen Schwar zfah-
rens angeklag t. Wenn man dann liest , dass Intensiv täter f rei 
herumlaufen, ist das schon merkwürdig. 



77

Debatte

Thema Wahlrecht für Landtag und Bundestag ab dem 
16. Lebensjahr

Alexander King:  Es g ibt viele unter 18, die sich überhaupt 
nicht polit isch interessieren. Die würden nur die Meinung ih-
rer Elter n zur Wahlur ne t ragen.

Alice Szysz:  Aber das kann bei 50 -jähr igen auch der Fall sein. 
Und: Aufgrund der demographischen Ent wicklung sollte sich 
die Polit ik grundsätzlich mehr den Jugendlichen zuwenden. 
Außerdem ist es ja keine P f licht — wer sich nicht interessier t , 
bleibt eben zuhause.

Ingo Schlumberger:  Volljähr ig ist man erst mit 18, erst dann 
hat man die Reife. Von der Absenkung würden nur extremis-
t ische Par teien prof it ieren, die sich dann besonders auf die 
Jugendlichen ausr ichten würden.

Julius Neu:  Die polit ische Ur teilsfähigkeit häng t nicht mit 
dem Alter zusammen. 

Lisa-Marie Ing wersen:  Es g ibt viele junge Leute, die nicht da-
mit umgehen könnten. Eine allgemeine Absenkung des Wahl-
alters würde nur Sinn machen in Verbindung mit einem Wipo-
Unter r icht ab der 9. K lasse. 
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„Bildungssystem“

1. Höhere f inanzielle Mittel für das Bildungssystem		
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , höhere f i -
nanzielle Mit tel für das Bildungssystem bereit zu stellen.

2. Gegen die Einführung von Studiengebühren
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , keine Stu-
diengebühren einzuführen.

3. Verkleinerung der Schulklassengröße
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , zur Ver-
besserung der Ler nbedingungen im Schulunter r icht den Klas-
senteiler auf 15 zu senken.

4 . Lehrereinstellung
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , min- 
destens 1000 neue Lehrer einzustellen.

5. Abschaf fung der Prof iloberstufe
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , die Pro- 
f iloberstufe abzuschaf fen und stat tdessen ein nachhalt ig ge-
plantes Oberstufensystem einzuführen. Dieses sollte die in-
dividuellen Fähigkeiten der Schüler/innen förder n und das 
Niveau des Abiturs in Schleswig-Holstein heben. Das neue 
Oberstufensystem sollte nicht übereilt wie die Prof iloberstu-
fe eingeführ t werden, sonder n mit genügend Vorplanungs-
f r ist . Außerdem sollte dieses System für die Zukunf t ge- 
plant und gestaltet werden, damit zukünf tige Generationen in 
einem stabilem System ler nen können.
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6. Fahr tkostenübernahme
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , die Über-
nahme der Fahr tkosten für Schüler aller K lassen und Schular-
ten von Land und Kommunen zu gewähr leisten.

7. Of fene Ganztagsschulen – Rechtliche Def inition und Förde -
rung von Mittagessen
 „ Jugend im Landtag“ forder t die Festlegung einer rechtlichen 
Def init ion der Of fenen Ganztagsschule und in diesen eine 
Förderung der Mit tagessen für K inder aus f inanzschwachen 
Haushalten in diesen, wie sie für K inder tagesstät ten schon 
mit der Init iat ive „Kein K ind ohne Mahlzeit“ einger ichtet wur-
de. Es wird festgestellt , dass eine solche Förderung eben-
falls unter der Stif tung „Familie in Not“ angesiedelt werden 
könnte, gg f. mit einer Ausweitung der Init iat ive „Kein K ind 
ohne Mahlzeit“.

8. Realschule erhalten
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , die Re-
alschule als eigenständige Schulfor m in Schleswig-Holstein 
wiedereinzuführen — unabhängig vom Ausgang des aktuellen 
Volksbegehrens.

„Unterrichtsqualität“

9. Regelmäßige Überprüfung von Lehrern	
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , zur Quali -
tätssicherung des Schulunter r ichtes die Eignung von Lehrer n 
regelmäßig zu überprüfen und bei Kompetenzmangel den ent-
sprechenden Lehrer zu Weiterbildung zu verpf lichten. Diese 
Kontrollen f inden ohne Vorankündigung stat t .

10. For tbildungspf licht für Lehrer
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , Lehrkräf-
te mindestens alle 2 Jahre zu pädagogischen For tbildungs-
seminaren zu verpf lichten. Des Weiteren sollen Lehrkräf te 
verpf lichtend ebenfalls mindestens alle 2 Jahre in For m von 
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For tbildungen ihr Fachwissen auf f r ischen sowie mindestens 
alle 5 Jahre an Einführungen im Bereich der Medienkompetenz 
teilnehmen.

11. Kostenrückerstattung bei For tbildungen
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , dafür zu 
sorgen, dass Lehrkräf te die Kosten für ihre For tbildungen 
vollständig zurück erstat tet bekommen.

12. Wir tschaf ts- und Politiklehre ab dem 9. Jahrgang
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , Wir tschaf t 
und Polit ik schon ab der 9. K lasse und nicht erst ab der 11. 
K lasse an Gymnasien unter r ichten zu lassen.

13. Auf klärung der Schüler durch die Einrichtung eines Pro-
jekttages “ Verant wor tungsvoller Umgang mit dem Medium 
Internet”
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , zum Schutz 
der Jugend an den Schulen spezielle und verpf lichtende Auf-
klärungsveranstaltungen in den 4., 6. und 9. K lassenstufen 
einzuführen. Diese sollen zur Auf klärung über die Risiken und 
Gefahren des Mediums Inter net genut zt werden.

14 . Verbindliche Umsetzung der Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung (BNE )
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , die BNE-
Kr iter ien stärker an K indergär ten und Schulen zu berücksich-
t igen, darüber zu infor mieren und die Umsetzung zu unter-
stützen.

15. Thema sexuelle Identität/Orientierung
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , Homo- 
und Bisexualität sowie Transgender im Unter r icht zu thema-
tisieren. Außerdem sollen Infor mationsveranstaltungen zu 
den oben genannten T hemenbereichen stat t f inden, bei denen  
z. B. lesbisch und schwule Verbände über die Sachverhalte 
auf klären.
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„Umwelt- und Innenpolitik“

16. Alkohol- und Zigarettenwerbung verbieten		
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , über eine 
Bundesratsinit iat ive Alkohol- und Zigaret tenwerbung zu ver-
bieten, um Kinder und Jugendliche vor der Verher r lichung von 
Alkohol und Zigaret ten zu schüt zen.

17. Integrationspolitik besser gestalten
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , verstärkt 
Maßnahmen zur Integration von Immigranten sowie Mitbürge -
r Innen mit Migrationshintergrund zu veranlassen. Dazu zäh-
len insbesondere Maßnahmen zur sprachlichen Integration 
und zur Ver mit t lung kultureller Wer te und des demokratisch-
rechtsstaatlichen Systems.
Konkrete Maßnahmen: 
• Auf klärung jugendlicher Deutscher an Schulen,
• Förderung von Toleranz und Beseit igung von Vorur teilen 

gegenüber Migranten als auch unter ihnen,
• Förderung im vorschulischen Bereich zur Unterstützung des 

Er ler nens der Mut tersprache. Das Beher rschen der eigenen 
Mut tersprache ist Grundlage für das Er ler nen der deutschen 
Sprache und anderer Sprachen,

• Durchmischung der städtischen Bevölkerung (Stadtpla-
nung ), Verhinderung von sozial schwachen Stadtbe-
reichen,

• Ausbau von vorhandenen Strukturen im Spor t verein, in 
   Musikschulen,
• Migranten müssen aktiver werden, um sich zu integr ieren
	 (Or te für Begegnungen),
• er folgreiche Migranten als Vorbilder nut zen.

18. Atomausstieg in Schleswig-Holstein vorantreiben	
Die Landesregierung Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , 
den der zeit ig beschlossenen Ausstieg aus der Atomkraf t in 
Schleswig-Holstein weiterhin voranzutreiben. Dieser Atom-
ausstieg ist bis 2020 verbindlich durchzusetzen.
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19. CO2-Endlagerung
Der Landtag in Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , keine 
CO2-Endlager in Schleswig-Holstein zuzulassen.

20. Bessere f inanzielle Unterstützung der Inseln und Hal-
ligen
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , die Ge-
meinden der Inseln und Halligen in Nordf r iesland ausreichend 
und ver lässlich f inanziell zu unterstüt zen.
Aufgrund der exponier ten Randlage ist der Erhalt und Ausbau 
der Inf rastruktur teuer. Es entstehen höhere Alltagskosten 
für die Bewohner und mangels größerer Betr iebe können nur 
ger inge Gewerbeeinnahmen er zielt werden. Daher wäre eine 
Erhöhung der Zuwendung von Landes- und/oder auch Bun-
desseite als sinnvoll zu erachten. Auch sind Maßnahmen er-
forder lich, die das Weg ziehen von jungen Menschen in für sie 
mater iell interessantere Regionen (Festland, Hamburg ) ver-
minder t . Die Er reichbarkeit der Inseln und Halligen muss da-
her lang f r ist ig sichergestellt werden.
Die Kostendeckung kann durch die Gemeinden nicht er reicht 
werden. Ihrer hohen Verschuldung muss jedoch Abhilfe ge- 
leistet werden, um weiter Handlungsfähigkeit sicher zustel-
len. Die Gemeinden der Inseln und Halligen sind auf eine aus-
reichende und ver lässliche f inanzielle Unterstützung ange-
wiesen.

21. Mehr Qualität im öf fentlich-rechtlichen Rundfunk		
Die Ver t reter des Schleswig-Holsteinischen Landtages wer-
den gebeten, ihre Posit ionen im Landesrundfunkrat zu nut-
zen, um den öf fentlich-rechtlichen Programmauf trag deut-
licher zu def inieren und in diesem Gremium die Diskussion 
über öf fentlich-rechtliche Programmgestaltung anzustoßen.

22. Hoheitsgewässer als Schutzzone 
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , die 
Schutzzonen Schleswig-Holsteins innerhalb der Hoheitsge-
wässer der Bundesrepublik er weiter n zu lassen, so dass dor t 
jegliche wir tschaf t liche Nut zung verboten ist .
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23. Umweltpapier in Schulen
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , den kom-
munalen Schult räger n zu empfehlen, Umweltpapier in den 
Schulen zu benut zen, um sowohl beim Drucken, als auch beim 
Kopieren die Umwelt zu schonen.

„Jugendpolitik“

24 . Gewalttätige Jugendliche: Präventionsarbeit verstärken	
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , aufgrund 
der steigenden Gewaltbereitschaf t unter Jugendlichen für eine 
Verstärkung der Präventionsarbeit zu sorgen. Die Jugendhilfe 
muss ausgebaut werden, und es müssen mehr Sozialarbeiter 
zur Ver fügung stehen, um Probleme in Familien und unter Ju-
gendlichen schneller zu lösen. Außerdem soll die Justiz dazu 
angehalten werden, Prozesse von Jugendlichen unver züglich 
zu verhandeln, da sonst eine Verknüpfung mit der Straf tat 
kaum noch stat t f indet.

25. Abschaf fung der Wehrpf licht
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , sich bei 
der Bundesregierung dafür einzuset zen, die Wehrpf licht ab-
zuschaf fen und die Jugendf reiwill igendienste auszubauen, 
stärker zu bewerben und Anreize zu schaf fen, diese abzu- 
leisten. Die Jugendf reiwill igendienste werden dann f inanziell 
wie der Zivildienst behandelt .

26. Soziale Jugendverbände fördern     
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgeforder t , sich für 
die Verbände und Jugendgruppenarbeiten einzusetzen, damit 
diese weiterhin f inanzielle Unterstüt zung erhalten. Zudem 
sollten mehr Mit tel in diesem Bereich f inanziell , bei Bedar f 
auch personell , aufgebracht werden.

27. Stärkere f inanzielle Förderung des FSJ Kultur		
Der Landtag Schleswig Holstein wird aufgeforder t , das FSJ 
Kultur und FÖJ (Freiwill iges ökologisches Jahr) und damit die 
außerschulische Bildung stärker f inanziell zu förder n. Dies 
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soll durch die Verdoppelung der Landesmit tel er reicht wer-
den, damit ein Mindest taschengeld ( inklusive Zuschuss für 
Unterkunf t und Verpf legung ) von 400 € gezahlt werden kann 
und neue Plät ze f inanzier t werden können.
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1. Höhere f inanzielle Mit tel für das Bildungssystem		
					                 J iL 23/ NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , höhere f i-
nanzielle Mit tel für das Bildungssystem bereit zu stellen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Das Land Schleswig-Holstein g ibt im Jahr 2010 insgesamt 2,62 
Mrd. Euro für Schule, Ausbildung und Hochschule aus. Dies 
sind fast 250 Mio. Euro mehr als bei Regierungsüber nahme 
durch die CDU im Jahre 2005. Beim so genannten Bildungs-
gipfel haben sich Bund und Länder verpf lichtet , bis 2015 den 
Anteil der für Bildung aufgewandten Mit tel auf zehn Prozent 
des Brut toinlandsprodukts zu steiger n. Durch sein Verhand-
lungsgeschick konnte Ministerpräsident Peter-Har r y Carsten-
sen er reichen, dass der Bund dauerhaf t v ier zig Prozent der 
noch bestehenden F inanzierungslücke von mindestens drei-
zehn Milliarden Euro über nehmen wird. Damit ist gesicher t , 
dass für das Bildungssystem insgesamt künf t ig höhere f inan-
zielle Mit tel bereitstehen werden.

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD setzt sich dafür ein, K inder tagesstät ten, Schulen und 
Hochschulen besser auszustat ten. Das ist nötig, um die Un-
ter r ichtsversorgung mindestens auf dem bisher igen Niveau 
zu halten, die Qualität des Unter r ichts zu verbesser n, mehr 
Betreuung und f rühkindliche Bildung für die Vorschulkinder 
zu er reichen und um die Studienbedingungen unter den  
Voraussetzungen der Studienrefor men im Bologna-Prozess zu 
verbesser n.
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Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Fraktion hat bereits in ihren Änderungsanträgen für 
den Haushalt 2009/2010 die Bildungsausgaben deutlich zu 
erhöhen versucht — t rot z des weiteren Bestrebens der FDP, 
die öf fentlichen Ausgaben zu reduzieren. Die FDP-Fraktion 
sieht es des Weiteren allerdings als not wendig an, die f inan-
ziellen Mit tel für Bildung nicht bloß „global“ quantitativ zu 
erhöhen, sonder n vielmehr die Bildung in Schleswig-Holstein 
qualitativ zu verbesser n. Hier für ist es unabdingbar, dass die 
Schulen zum Beispiel von der bisher vorher rschenden über-
bordenden Bürokratisierung bef reit werden, um dadurch mehr 
Kapazitäten für die schulische Bildung f reisetzen zu können. 
Außerdem will die F DP durch eine verbesser te Ausbildung der 
Lehrkräf te bzw. Lehrenden die individuelle Förderung der K in-
der und Jugendlichen in Schleswig-Holstein optimieren. 

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Bildung hat höchste Pr ior ität und das muss sich im Landes-
haushalt widerspiegeln! Ein wichtiger erster Schr it t wäre, die 
durch die sinkenden Schüler zahlen f rei werdenden Ressourcen 
für eine Qualitätsof fensive im Bildungssystem zu belassen. 
Das heißt ganz praktisch: Auch bei sinkenden Schüler Innen-
zahlen soll nicht gespar t werden, sonder n die Bedingungen 
im Bildungssystem müssen insgesamt verbesser t werden.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Nicht über raschend und dennoch begrüßenswer t sind aus 
Sicht der L INKEN die Beschlüsse gegen Studiengebühren und 
die Prof iloberstufe sowie die Forderung allgemein,  mehr Geld 
ins Bildungssystem zu stecken und mindestens 1000 Lehre-
r Innenstellen zu schaf fen. Bemerkenswer t ist die Forderung 
nach einem Klassenteiler von 15 , die noch über die Forderung 
der L INKEN von 20 Schüler Innen pro K lasse hinausgeht. Die 
Über nahme von Fahr tkosten für Schüler_ innen aller K lassen 
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und Schular ten sollte eine Selbst verständlichkeit in Schles-
wig-Holstein werden.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Haushaltslage des Landes Schleswig-Holstein ist mit t ler-
weile so problematisch, dass die Bildungsausgaben nicht be -
liebig erhöht werden können. Der SSW tr it t daher dafür ein, 
dass die durch den demographischen Wandel f reiwerdenden 
Mit tel im Bildungsbereich auch in Zukunf t im Bildungsbereich 
bleiben. Es kann nicht sein, dass der Rückgang der Schüler-
zahlen genut zt wird, um im Bildungssektor weitere Einspa-
rungen durchzudrücken. Auch durch Strukturänderungen und 
Rationalisierung er wir tschaf tete Mit tel müssen nach Meinung 
des SSW weiterhin dem Bildungsbereich zur Ver fügung ste -
hen

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Gute Ausbildung kostet Geld. Wir brauchen gute kostenlose 
Bildung von der K inder tagesstät te über die Schulen, die aka-
demische und die beruf liche Bildung bis zur Weiterbildung. 
Die im inter nationalen Vergleich – gemessen am Brut toso-
zialprodukt – unterdurchschnit t liche F inanzierung von Bil -
dung durch die öf fentlichen Haushalte in Deutschland muss 
und kann t rot z der schwier igen F inanzsituation über wunden 
werden: Mit mehr Einnahmen für die öf fentliche Hand durch 
höhere Steuer n auf große Ver mögen, Erbschaf ten und Ein-
kommen, mit einer Besteuerung von Börsengeschäf ten und  
F inanztransaktionen. Geld ist genug da. Es muss nur für die 
Bildung gewonnen werden. Allein die letzte Steuersenkung 
der Bundesregierung hat Schleswig-Holstein 70 Millionen 
Euro gekostet – das sind umgerechnet über 900 Lehrerstel -
len. Mit dieser Schwächung der Bildung durch CDU/FDP und 
der Pr ivatisierung von Bildungsaufgaben muss es ein Ende 
haben. Investit ionen in Bildung sind Investit ionen in die Zu-
kunf t . Deshalb unterstüt zen wir die Forderung, dass die In-
vestit ionen in die verschiedenen Bildungsabschnit te konse -
quent zu erhöhen sind.
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(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, für die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Wir Grüne wollen ein Bildungssystem, das allen Chancen er-
öf f net . Jede und jeder muss von Anfang an und immer wieder 
im Leben die Chance zum Ler nen haben, unabhängig von sei-
ner Herkunf t , dem Geldbeutel der Elter n, dem Alter oder Ge-
schlecht.
Im Bereich der f rühkindlichen Bildung set zen wir uns für ei -
nen Rechtsanspruch auf einen ganztägigen und qualitativ 
hochwer tigen K ita-Plat z ab dem ersten Lebensjahr ein. Zu-
gangshürden durch Elter nbeit räge wollen wir schr it t weise ab-
bauen. Außerdem forder n wir den f lächendeckenden Ausbau 
von Ganztagsschulen bis 2020. Dies bildet die Grundlage für 
ein chancengerechtes und integratives Bildungssystem. In 
der Schule sollen die K inder länger gemeinsam ler nen. Ver-
bunden mit einer individuellen Förderung nutzt das im Ergeb-
nis allen K inder n.
Des Weiteren wollen wir nicht nur, dass deutlich mehr junge 
Menschen als bisher an den Hochschulen studieren, sonder n 
auch die soziale Selektion am Hörsaaleingang bekämpfen. 
Dazu forder n wir einen Pakt für Studierende stat t der unter-
f inanzier ten Hochschulpakte und eine Studienf inanzierung, 
die stärker sozial gestaf felt ist .
Wir wollen lebenslanges Ler nen konsequent förder n und Wei-
terbildung als vier te Säule unseres Bildungssystems etablie -
ren. Dazu wollen wir ein umfassendes Er wachsenenbildungs-
förderungsgeset z er lassen. Seit Jahren lieg t Deutschland im 
Hinblick auf seine Bildungsausgaben inter national im hin-
teren Mit telfeld. Wir wollen, dass sieben Prozent des Brut to -
inlandproduktes für Bildung investier t werden. Wir Grüne ha-
ben hier für den sogenannten „Bildungs-Soli“ vorgeschlagen.
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2. Gegen die Einführung von Studiengebühren			 
					                  J iL 23/ NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , keine Stu-
diengebühren einzuführen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
CDU und FDP sind sich einig, dass reguläre Studiengänge (zu 
den Abschlüssen Bachelor, Master, Staatsexamen sowie – in 
den auslaufenden Studiengängen – Magister bzw. Diplom und 
das Promotionsstudium) f rei von Studienbeit rägen sein sol-
len.

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD ist stolz darauf, dass sie in allen Bundesländer n, in 
denen sie Regierungsverant wor tung t räg t oder getragen hat , 
die Einführung von Studiengebühren für das Erststudium ver-
hinder n konnte. Wir lehnen auch für die Zukunf t Studienge-
bühren ab.

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Fraktion stellt fest , dass in den vergangenen Jahren 
seit der Einführung allgemeiner Studiengebühren in vielen 
Bundesländer n sich die dar in gesetzten Er war tungen nicht 
er füllt haben: 
1.  Entgegen der Vorstellung, dass ein er weiter tes Stipen- 
dienwesen zur Deckung der Gebühren beit ragen würde, ist 
tatsächlich eine derar t ige Er weiterung nicht er folg t . 
2.  Die Vorstellung, dass ein höheres Einkommen der Akade-
miker es als gerecht erscheinen lässt , zusätzliche Gebühren 
zu erheben, wird von der beruf lichen Realität vieler Arbeit-
nehmer mit Hochschulabschluss wider leg t . Tatsächlich ist in 
vielen Bereichen die Lohnsituation nicht besser als mit einer 
Ausbildung. 
3.  Die Ver waltungspraxis der Hochschulen kann es häuf ig 
nicht leisten, das eingenommene Geld ef f izient zu ver walten 
und auszugeben. 
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4 .  Die Einführung von Bachelor- und Masterstudiengängen 
hat die Zeit- und Einkommenssituation von Studierenden  
während des Studiums meist negativ veränder t . Die FDP 
Schleswig-Holstein lehnt deshalb die Einführung allgemeiner 
Studiengebühren ab.

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Obwohl die Hochschulen in Schleswig-Holstein drastisch un-
ter f inanzier t sind, werden wir uns weiterhin gegen Studienge-
bühren stark machen, da sie die soziale Benachteiligung ver-
stärken und junge Menschen vom Studium abschrecken.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe hierzu Ant wor t Beschluss 1 „Höhere f inanzielle Mit tel 
für das Bildungssystem“.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Mit dem SSW wird es keine Studiengebühren in Schleswig-
Holstein geben.

Ministerium für Wissenschaf t, Wir tschaf t und Verkehr des 
Landes Schleswig-Holstein
Allgemeine Studiengebühren bzw. Studienbeit räge werden in 
Schleswig-Holstein der zeit nicht erhoben und sollen auch in 
Zukunf t nicht eingeführ t werden.
Die beiden Regierungsf raktionen der neuen schleswig-hol-
steinischen Landesregierung sind sich einig, dass regu-
läre Studiengänge (zu den Abschlüssen Bachelor, Master, 
Staatsexamen sowie – in den auslaufenden Studiengängen 
– Magister bzw. Diplom und das Promotionsstudium) f rei von  
Studienbeit rägen sein sollen.
Diese Einigkeit der beiden Koalit ionspar tner über die Nicht-
einführung von Studienbeit rägen ist in dem Koalit ionsver t rag 
für die 17. Legislaturper iode des Schleswig-Holsteinischen 
Landtages niedergeschr ieben.
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SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Wir lehnen die Einführung von Studiengebühren in Schleswig-
Holstein weiterhin ab. Ziel sozialdemokratischer Bildungs- 
und Hochschulpolit ik war schon immer, bestehende Bil -
dungsbar r ieren abzubauen, einen möglichst breiten Zugang 
zu Bildungseinr ichtungen zu er möglichen und durch eine ef-
fektive f inanzielle Förderung zum Beispiel über das BAföG als 
Bildungsförderungsgeset z soziale Hemmnisse zu beseit igen. 
Der Zugang zu Bildung dar f nicht von der sozialen Herkunf t 
abhängen. Studiengebühren widersprechen dem eklatant. 
Sie ergänzen vielmehr das ohnehin schon selektive deutsche 
Schulsystem um eine weitere Stufe der Auslese. In Schleswig-
Holstein hat te die SPD 2005 die Studiengebührenbefür wor ter 
der CDU ausgebremst und den Ver zicht auf Studiengebühren 
durchgesetzt .
(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, für die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Wir sind der Meinung, wer studieren will , soll auch studie -
ren können. In einigen Bundesländer n werden die Studieren-
den abkassier t , bevor sie Zugang zum Hörsaal bekommen. Bis 
zu 1.000 Euro im Jahr zahlen junge Menschen aber nicht mal 
eben von ihrem Taschengeld – Studierende aus einkommens-
ar men Familien erst recht nicht. Die Alter nativen sind hoch-
ver zinste Kredite mit Verschuldungsgarantie oder verschlos-
sene Hörsäle. Schon heute gelangen nur 23 von 100 K inder n 
aus Nicht-Akademiker-Familien an die Hochschulen – aber 83 
von 100 Akademikerkinder n.
Arbeiterkinder sind noch immer E xoten auf dem Campus. 
Durch Studiengebühren werden die Hochschulen gerade für 
f inanzschwache Studienberechtig te weiter ver r iegelt . Die 
ersten Statist iken zeigen zudem, dass viele Studienberech-
t ig te durch die Campus-Maut abgeschreckt werden und da-
bei Haupt- und Realschulabgänger Innen auf dem Lehrstel-
lenmarkt verdrängen. Lokale Zulassungsbeschränkungen 
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(Numerus Clausus) versper ren zunehmend den Studienzugang 
und gleichzeit ig her rscht schon jet zt ein Mangel an hochqua-
lif izier tem akademischem Nachwuchs. In kaum einem ande-
ren europäischen Land ist die Studierendenquote so ger ing. 
Das deutsche Hochschulsystem aber ist dramatisch unter f i -
nanzier t . Jedem, der studieren kann und will , muss ein Stu-
dienplatz zur Ver fügung stehen. Zugangshürden wie Studien-
gebühren dür fen nicht eingeführ t oder müssen dor t , wo es 
sie schon gibt , wieder abgeschaf f t werden. Wer den Akade -
miker- und Fachkräf temangel wirklich bekämpfen will , muss 
vor allem mehr junge Frauen und Arbeiterkinder zum Studi-
um er mutigen. Gerade diese beiden Gruppen werden durch  
Studiengebühren und karges BAföG vom Studium abgehalten. 
Nur ein echter Pakt für Studierende mit 500.000 zusätzlichen 
Studienplätzen, einer neuen Zwei-Säulen-Studienf inanzie -
rung und das Aus für die Campus-Maut werden breitere Wege 
für alle auf den Uni-Campus er möglichen. 
Wir sind uns mit den Bildungsstreikenden einig, dass es ei-
nen radikalen Kurswechsel bei der Bologna-Refor m geben 
muss. Wir brauchen mehr Demokratie und Mitbestimmung an 
den Hochschulen. Für mehr selbständiges Ler nen bedar f es 
besserer Studienbedingungen. Dazu gehör t auch, Stof f fülle 
und Prüfungszahlen zu reduzieren und Schluss zu machen 
mit einem rein ver wer tungsor ientier ten Schmalspurstudium. 
Die Hochschulen brauchen die verbindliche Zusage, dass eine 
bessere Betreuung der Studierenden f inanzier t wird. Hier für 
setzen wir uns ein. 

3. Verkleinerung der Schulklassengröße	            J iL 23/6 NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , zur Ver-
besserung der Lernbedingungen im Schulunterricht den Klas-
senteiler auf 15 zu senken.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
CDU und FDP streben eine Senkung des K lassenteilers in der 
Oberstufe an, sehen der zeit aber wenig Handlungsspielraum. 
Diese Frage steht mit dem folgenden Beschluss „Lehrerein-
stellungen“ in unmit telbarem sachlichen Zusammenhang.
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SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Bildung derar t kleiner K lassen würde zu einer sehr schlech-
ten Unter r ichtsversorgung für die Schüler innen und Schüler 
führen. Die PISA-Studie hat gezeig t , dass die Größe einer Ler n-
gruppe (sofer n sie sich in ver nünf tigen Bandbreiten beweg t) 
wenig Einf luss auf den Ler ner folg hat. Wir halten es für r ichtig, 
dass es in die Verant wor tung der Schulleiter gestellt wird, ob 
sie sich für kleine K lassen mit weniger Unter r icht oder für grö-
ßere K lassen mit besserer Unter r ichtsversorgung entscheiden. 

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Fraktion t r it t generell für eine Senkung des K lassen-
teilers ein, jedoch ist die von JiL gewünschte Senkung auf 
15 Schüler im Moment noch nicht realist isch. Dennoch muss 
nach Ansicht der FDP-Fraktion die signif ikante Senkung des 
K lassenteilers lang f r ist ig das Ziel sein.

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Gute Schulen brauchen eine gute Ausstat tung. Sie brau-
chen Lehrer innen und Lehrer, die motivier t und engagier t ar-
beiten, aber sie brauchen auch passende Räume und mutige 
Konzepte, zusät zliche Mitstreiter Innen, einen einladenden 
Ganztagsbereich und vieles mehr. Um den Klassenteiler auf 
15 Schüler innen und Schüler zu senken, wären erhebliche f i -
nanzielle Mit tel nötig. Wir set zen andere Pr ior itäten, haben 
aber das gleiche Ziel: Wenn die Schulen in die Lage versetzt 
werden, in hohem Maße binnendif ferenzier t zu arbeiten und 
den Schüler Innen immer mehr Verant wor tung für ihre Ler n-
prozesse zu über tragen, werden die einzelnen Ler ngruppen 
immer kleiner und die Lehrkräf te können sich auf einzelne 
Schüler innen und Schüler konzentr ieren.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe hierzu Ant wor t Beschluss 1 „Höhere f inanzielle Mit tel 
für das Bildungssystem“.
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SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der SSW plädier t für die Herabset zung der K lassenf requenz 
auf 24 Schüler innen und Schüler. 
Mit der Herabset zung der K lassenf requenz muss außerdem 
eine Veränderung der Lehr-Ler nkonzepte einhergehen, damit 
die Chancen der ger ingeren Frequenz genutzt werden. Hier-
zu gehören ler naktivierende Arbeitsfor men, individuelle För-
derung und Gruppenarbeit . Im Umkehrschluss bedeutet dies 
also auch, dass Lehrer innen und Lehrer entsprechende Me-
thodenkompetenzen beher rschen und ev tl . For tbildungen in 
Anspruch nehmen müssen, um die Chancen einer kleineren 
Klassengröße optimal zu nutzen. 

Ministerium für Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein
Eine Reduzierung des K lassenteilers von jetzt 29 in den Klas-
senstufen 5 , 7, 9 der Sek. I auf 15 Schüler innen und Schüler 
ist nicht das Ziel der Landesregierung und gegenwär tig auch 
nicht zu f inanzieren. Eine Senkung des K lassenteilers auf 15 
Schüler innen und Schüler hät te zur Folge, dass beispielswei-
se an kleinen Grundschulen bereits eine Schüler zahl von 16 
Schüler innen in zwei K lassen zu je acht Schüler/innen zu tei -
len wäre. Gemeint ist wohl eher die Senkung der durchschnit t-
l ichen Klassenf requenz auf 15 Schüler/innen. Die Senkung 
der durchschnit t lichen Klassenf requenz um nur einen Schü-
ler über alle Schular ten hinweg (Pr imarstufe und Sek. I ) er-
zeug t einen Planstellenmehrbedar f von weit über 600 Stel-
len. Stat t einer Verkleinerung von Klassen setzt das MBK auf 
eine veränder te Unter r ichtsdidaktik mit verstärktem eigen-
verant wor tlichem Ler nen, in dem auch innerhalb einer K las-
se Gruppenbildungen und dementsprechend Maßnahmen der 
Binnendif ferenzierung er möglicht werden. In der Einr ichtung 
von Ler ngruppen handelt die Schule im Übr igen eigenverant-
wor tlich. Dass Unter r icht in allen Fächer n ausschließlich im 
Klassenverband stat t f indet , ist auch jet zt schon nicht mehr 
der Fall und wird sich zunehmend weiter veränder n. Gleich-
wohl hat Schleswig-Holstein im Bundesvergleich, über alle 
Schular ten betrachtet , niedr ige durchschnit t liche K lassen-
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f requenzen (vgl . Ber icht zur Unter r ichtssituation Drs, 17/14 v. 
29.10.09, Tab. 8.1 , L ink ht tp://w w w.landtag.ltsh.de/infothek/
wahl17/druck s/0000/druck sache-17-0014.pdf ).

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Um die Schüler innen und Schüler dem individuellen  
Leistungsstand entsprechend optimal förder n zu können, ist 
eine ger inge K lassenf requenz wünschenswer t . Dafür ist zu-
nächst wichtig, dass möglichst viele f reiwerdende Lehrerstel-
len neu beset zt werden. Bei den gleichzeit ig zurückgehenden 
Schüler zahlen ergibt sich hierdurch eine schr it t weise Verbes-
serung der Betreuungsrelationen. Andererseits muss das Ver-
hältnis zwischen pädagogischem Nutzen und Kosten gewahr t 
bleiben. Eine Verkleinerung bis auf 15 Schüler pro K lasse 
schießt übers Ziel hinaus. Die entsprechenden Mit tel sind in 
anderen Bereichen der Schulpolit ik sinnvoller angeleg t , vor 
allen Dingen in der besseren f rühkindlichen Bildung für alle.
(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, für die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Bündnis 90/Die Grünen haben schon immer kr it isier t , dass in 
der Grundschule bis zu 28 Schüler innen und Schüler pro K las-
sen vorgesehen sind.  Wir, die Grüne-Bundestagsf raktion for-
der n, dass zukünf tig alle Ler ngruppen in der Schulanfangs-
phase mit höchstens 23 bis 26 Schüler innen und Schüler n 
einger ichtet werden. Bei einem Anteil von mehr als 40 Prozent 
Schüler innen und Schüler nichtdeutscher Herkunf tssprache 
oder ler nmit telbef reiter Schüler innen und Schüler n soll die 
Einr ichtungsf requenz maximal nur 21 bis 25 Schüler innen und 
Schüler pro Ler ngruppe betragen. 



102

Jugend im Landtag 2009

Stellungnahmen

4 . Lehrereinstellung			                J iL 23/ NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , min- 
destens 1000 neue Lehrer einzustellen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die unionsgeführ te Landesregierung hat in der vorangegan-
genen Legislaturper iode insgesamt 1.155 neue Lehrerstellen 
geschaf fen, 675 davon 2009 und 255 im Jahr 2010. Die CDU-
Fraktion hat diese Bemühungen noch weiter verstärkt und 
sich mit ihrem damaligen Koalit ionspar tner auf die Schaf fung 
von nochmals 183 Lehrerstellen geeinig t . Bis zum Jahre 2020 
könnten aufgrund des demographischen Wandels, der mit ab-
nehmenden Schüler zahlen verbunden ist , künf t ig insgesamt 
4 .200 Stellen im Schuldienst gestr ichen werden. In welchem 
Umfang eine „demographische Rendite“ er zielbar ist , die zu 
einem Verbleib von Lehrerstellen im Stellenplan und damit zu 
einer Verbesserung der Unter r ichtsversorgung führen würde, 
werden die Beratungen über die Aufstellung des Doppelhaus-
halts 2011/2012 ergeben. Um die grundgesetzliche Vorgabe 
einer Reduzierung der Net toner verschuldung auf Null ab dem 
Jahr 2020 er füllen zu können, muss Schleswig-Holstein bis 
dahin jede zehnte Stelle im Landesdienst abbauen. Ein Net-
tozuwachs bei den Lehrerstellen ist vor diesem Hintergrund 
ausgeschlossen.

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Unter polit ischer Verant wor tung der SPD sind über 21 Jah-
re hinweg fast jähr lich viele neue Lehrerstellen geschaf fen 
worden. Wir werden uns dafür einset zen, dass auch mit den  
nächsten Landeshaushalten mehr Lehrer innen und Lehrer an 
unsere Schulen kommen. 

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Fraktion sieht ebenfalls die Schwier igkeiten, die sich 
teilweise noch aus einer personellen Unter versorgung, die im 
„Ber icht zur Unter r ichtssituation im Schuljahr 2008/09“ des 
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Bildungsminister iums dargestellt sind, ergeben. Eine Lösung 
aus dieser Problematik , die die F DP vorschläg t , beinhaltet die 
st rukturelle Veränderung, die bereits in Punkt 1 Er wähnung 
fand. Durch die Reduzierung bürokratischer Nebenarbeiten 
bliebe den Lehrkräf ten auch mehr Kapazität für die Lehre. Die 
FDP-Fraktion ist sich jedoch auch bewusst , dass dies noch 
nicht die Gesamtlösung des Problems sein kann. Daher wird 
es not wendig sein, unter besonderer Berücksichtigung der 
zu er war tenden Ent wicklung der Schüler zahlen in Schleswig-
Holstein, hier auch dauerhaf t für eine gute personelle Versor-
gung der schleswig-holsteinischen Schulen zu sorgen.

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Leider f indet gerade das Gegenteil stat t : Die Große Koali -
t ion hat te vereinbar t , mehr als 3000 Lehrerstellen vor dem 
Hintergrund sinkender Schüler zahlen einzusparen. Die Spar-
beschlüsse von schwar z-gelb liegen noch nicht vor. Solche 
Einsparungen werden wir versuchen zu verhinder n, denn die 
Schulen brauchen eine bessere Ausstat tung. Wir setzen uns 
dafür ein, dass auch bei sinkenden Schüler Innenzahlen die 
Zahl der Lehrer innen und Lehrer mindestens gleich bleibt .

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe hierzu Ant wor t Beschluss 1 „Höhere f inanzielle Mit tel 
für das Bildungssystem“.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Obwohl durch den demographischen Wandel die Schüler-
zahlen in den nächsten Jahren zurückgehen werden, stehen 
wir aktuell t rot zdem vor der Herausforderung, dass wir mehr  
Lehrer innen und Lehrer sowie mehr Unter r icht brauchen. 
Es g ibt immer noch keine antizyklischen Steuerungsinstru-
mente, um den Bedar f an Lehrkräf ten f lexibler bedienen zu 
können. Gerade deshalb brauchen wir aber nachhalt ige Lö-
sungen. Es reicht nicht aus, mit unbef r isteten Einstellungsan-
geboten Quereinsteiger anzulocken. Für den SSW steht fest: 
Wir brauchen eine dauerhaf te Strategie, um die At t raktivität 
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des Lehrerberufs zu stärken, die Ausbildungsqualität an den 
Hochschulen zu sicher n und um den fer t ig ausgebildeten jun-
gen Lehrer innen und Lehrer n optimale Star tchancen in den 
Beruf zu bieten.

Ministerium für Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein
Die Einstellung von zusätzlich 1000 Lehrkräf ten würde rd. 48 
Mio. € kosten. Das kann der Landeshaushalt nicht leisten. 
Hinsichtlich des Stellenauf wuchses der vergangenen Jahre 
wird auf den Landeshaushalt 2009/2010, Einzelplan 07
(ht tp://w w w.schleswig-holstein.de/FM/DE/Landeshaushalt/
Landeshaushalt _ _node.html ) ver wiesen, der über die Home-
page des F inanzminister iums zu er reichen ist .

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Siehe hierzu Ant wor t Beschluss 3 „Verkleinerung der Schul-
klassengröße“.

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Wir sind der Meinung, dass Investit ionen in Bildung nicht nur 
solche in Gebäude und Ausstat tung darstellen, sonder n vor 
allem solche in mehr Betreuung, bessere Bildung und mehr 
Angebote für lebenslanges Ler nen sowie gut ausgebildete 
Lehrer innen und Lehrer/Pädagoginnen und Pädagogen. Wäh-
rend in der OECD im Durchschnit t 6,2 Prozent der Wir tschaf ts-
kraf t für Bildung ausgeben werden, sind es in Deutschland 
nur 5 ,2 Prozent – diese Dif ferenz macht 20 Milliarden Euro 
aus!
Investit ionen in Bildung sind teil unseres Green New Deal. Sie 
schaf fen Chancengerechtigkeit sowie hunder t tausende neue 
qualif izier te Arbeitsplät ze, auch für Lehrer innen und Lehrer.

5. Abschaf fung der Prof iloberstufe	    J iL 23/3 NEU NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , die Pro- 
f iloberstufe abzuschaf fen und stat tdessen ein nachhaltig ge-
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plantes Oberstufensystem einzuführen. Dieses sollte die in-
dividuellen Fähigkeiten der Schüler/innen fördern und das 
Niveau des Abiturs in Schleswig-Holstein heben. Das neue 
Oberstufensystem sollte nicht übereilt wie die Prof iloberstu-
fe eingeführt werden, sondern mit genügend Vorplanungs-
frist . Außerdem sollte dieses System für die Zukunf t ge-
plant und gestaltet werden, damit zukünf tige Generationen in 
einem stabilem System lernen können.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Koalit ion hat auch zukünf tig ein großes Interesse an einer 
Prof iloberstufe, die der Ver mit t lung von Grundlagenwissen 
einen größeren Stellenwer t einräumt, damit unsere Abitur i -
entinnen und Abitur ienten insbesondere im nationalen und 
inter nationalen Vergleich bestehen können. Dass die Arbeits-
belastung der Schüler dabei nicht ausufer n dar f und wir zu-
dem bessere Unter r ichtsbedingungen gewähr leisten wollen, 
haben wir f rühzeit ig erkannt.
Daher haben wir es uns in der Koalit ion mit der FDP als eines 
der Vorhaben mit höchster Pr ior ität im Bildungsbereich vor-
genommen, das Konzept der Prof iloberstufe insbesondere im 
Sinne er weiter ter Wahlmöglichkeiten zu überarbeiten.
Dieses sieht unter anderem insbesondere vor, die Kompe-
tenzen in den Ker nfächer n zu sicher n, interdisziplinäres Ar-
beiten zu förder n, die Prof ile zu schär fen, die Zahl der Fächer 
bei Erhöhung der Stündigkeit in den Fremdsprachen und Na-
tur wissenschaf ten zu reduzieren sowie die K lassengrößen zu 
verbesser n – respektive eine Optimierung der K lassenzusam-
mensetzung zu er reichen.

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die bisher igen Er fahrungen mit der Umsetzung von G8 und der 
Prof iloberstufe haben uns gezeig t , dass Veränderungen not-
wendig sind. Wir sprechen uns nicht für eine Rückkehr zu G9 
an Gymnasien aus, weil die Gemeinschaf tsschulen diese Op -
tion bereits anbieten. Wir haben in unserem Wahlprogramm 
geforder t , die Oberstufenrefor m zu einem dif ferenzier ten 
Kurssystem weiter zuent wickeln. Dies wird nur in enger Zu-
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sammenarbeit mit den Schüler innen und Schüler n, den Lehre -
r innen und Lehrer n und auch den Elter n möglich sein.

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Aus Sicht der F DP bietet eine Abkehr vom vor igen Kurssystem 
eine Reihe von Vor teilen — jedoch nur dann, wenn es echte 
Wahlmöglichkeiten zwischen inhalt lich gut ausgearbeiteten 
Prof ilen gibt . Fraglos sieht die FDP-Fraktion bei dem Konzept 
der Prof iloberstufe aber noch Refor mbedar f. Hierbei will die 
FDP vor allem in dieser Legislaturper iode neben er weiter ten 
Wahlmöglichkeiten für die Schüler auch eine Reduzierung ih-
rer Arbeitsbelastung durchset zen.

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Wir wollen eine Oberstufe mit großen Wahlmöglichkeiten 
für die Schüler Innen. Denkbar wäre, das G8-Jahr nicht in 
der Sek I , sonder n in der Oberstufe einzusparen. In der f le -
x iblen Oberstufe sollen die Schüler innen und Schüler je nach  
Leistungsstand in zwei, drei oder in Ausnahmefällen in vier 
Jahren ihr Abitur er reichen können. Ihren A spekt , eine sorg-
same und durchdachte Refor m auf den Weg zu br ingen, halten 
wir für zentral . Wir hof fen, dass sich vor allem Schüler innen 
und Schüler bei den Anhörungsver fahren zum Schulgesetz 
einbr ingen.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe hierzu Ant wor t Beschluss 1 „Höhere f inanzielle Mit tel 
für das Bildungssystem“.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der SSW ist gegen die Prof iloberstufe. Die hohe Arbeits- und 
Prüfungsbelastung und die Einschränkung der Wahlf reiheit 
haben sowohl bei den Lehrkräf ten als auch bei den Schüle-
r innen und Schüler n zu hoher Unzuf r iedenheit geführ t . 
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Aus Sicht des SSW müssen Schüler innen und Schüler die Mög-
lichkeit haben, ihrer Begabung entsprechende Schwerpunkte 
zu setzen. Die Festschreibung von Mathematik , Deutsch und 
einer Fremdsprache als verbindliche Prüfungsfächer im Abi-
tur steiger t nicht die Studier fähigkeit der Abitur ientinnen und 
Abitur ienten, sonder n of fenbar t ein antiquier tes Verständnis 
von Allgemeinbildung. 

Ministerium für Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein
Wesentliches Ziel der Prof iloberstufe ist eine breitere Allge-
meinbildung, die unter anderem in den Ker nfächer n ver mit-
telt wird. Das sind die Fächer Deutsch und Mathematik sowie 
eine Fremdsprache. Während der Einführungsphase werden 
sie dreistündig unter r ichtet und in der Qualif ikationsphase 
vierstündig. Alle Schüler innen und Schüler erhalten deshalb 
bis zum Abitur durchgängig Unter r icht in diesen Fächer n und 
darüber hinaus in Natur wissenschaf ten, Gesellschaf tswis-
senschaf ten und im musisch-künstler ischen Aufgabenfeld. 
Daneben können die Schüler innen und Schüler Schwerpunkte 
bilden in den Fächer n eines Prof ils. Ein Prof il ist mehr als ein 
Fach oder eine bloße thematische Ausr ichtung. Es ist at t rak-
t iv, weil es eine thematische Schwerpunktsetzung in enger 
Verbindung des Prof il gebenden Faches mit zwei weiteren Fä-
cher n im fächer verbindenden Unter r icht und damit auch die 
Verknüpfung unterschiedlicher wissenschaf t licher Betrach-
tungsweisen und Methoden möglich macht. Grundsätzlich ste -
hen fünf Prof ile zur Ver fügung: das natur wissenschaf t liche, 
das sprachliche, das gesellschaf tswissenschaf t liche, das äs-
thetische und das spor tliche. Wie diese Prof ile im Einzelnen 
gestaltet werden, ist Ergebnis eines Meinungsbildungspro-
zesses in der jeweiligen Schule, in den auch die Schulkonfe -
renz einbezogen wird. Jede Schule r ichtet jedoch mindestens 
ein sprachliches und ein natur wissenschaf t liches Prof il ein. 
Mit der Wahl und der Ausgestaltung der Oberstufenprof ile ha-
ben die Gymnasien und Gesamt- oder Gemeinschaf tsschulen 
mit Oberstufe die Möglichkeit , sich als Schule insgesamt im 
Wet tbewerb zu posit ionieren.
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Die Prof iloberstufe ist unter Einbeziehung der Ent wicklungen 
in anderen Bundesländer n konzipier t worden, um sicher zu-
stellen, dass die Schüler innen und Schüler in Schleswig-Hol-
stein eine mindestens gleichwer tige und anschlussfähige Aus-
bildung erhalten. Damit bleibt das Ziel verbunden, das Niveau 
des Abiturs hoch zu halten und die individuellen Fähigkeiten 
der Schüler innen und Schüler nachhalt ig zu för-der n. Nach er-
sten konkreten Er fahrungen wurden Kr it ikpunkte von Schüle -
r innen und Schüler n, Lehrkräf ten und Elter n an der ursprüng-
lichen For m der Oberstufe ausgewer tet und zur Verbesserung 
der Organisationsfor m genut zt . Dabei geht es sowohl um eine 
Reduzierung von Belastungen, Er weiterung von Wahlmöglich-
keiten als auch um eine ausgeglichene Ler ngruppenbildung. 
Dies soll bereits zum Schuljahr 2010/11 umgesetzt werden, 
um einerseits schnell auf erkennbare Veränderungsbedar fe zu 
reagieren und sie für möglicht viele Schüler innen und Schü-
ler nutzbar zu machen und andererseits eine Oberstufenkon-
zeption auszugestalten, die für einen größeren Zeit raum die 
Gymnasien und Gemeinschaf tsschulen in Schleswig-Holstein 
prägen wird und auch für die Zukunf t eine Gleichwer tigkeit 
der Ausbildung zu den anderen Bundesländer n sicherstellt .

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Wir sind als Sozialdemokraten der Meinung, dass die Prof il - 
oberstufe kr it isch überprüf t werden sollte. Die SPD hat in 
der ehemaligen schwar z-roten Koalit ion bei der Prof ilober-
stufe schmer zhaf te Kompromisse machen müssen. Unser Ziel 
bleibt es, die Prof iloberstufe zu einem dif ferenzier ten Kurs-
system weiter zuent wickeln, in dem die jeweiligen Stärken der 
Schüler innen und Schüler geförder t werden.
(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, für die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Wir, die Grüne-Bundestagsf raktion, wollen das Abitur nach 
zwölf oder dreizehn Jahren an allen Schular ten er möglichen. 
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Maßgeblich ist für uns das Ler ntempo der Jugendlichen, nicht 
der Name über dem Hauptpor tal des Schulgebäudes. Wir wol-
len deshalb das 13. Jahr nicht in der Sekundarstufe I einspa-
ren, wie dies der zeit geschieht und gerade Jugendlichen in 
der Puber tät zu schaf fen macht, sonder n werben für eine 
f lexible Oberstufe, die Schüler innen und Schüler je nach  
Leistungsstand in zwei, drei oder in Ausnahmefällen auch in 
vier Jahren bis zum Abitur durchlaufen können. In F innland 
führ t diese Praxis dazu, dass 70 Prozent eines Jahrgangs das 
anspruchsvolle Abitur bestehen. Um dies zu realisieren, g ilt 
es, stat t der bisher igen feststehenden Oberstufenprof ile wie -
der mehr Vielfalt in die Oberstufe zu br ingen, damit sich jun-
ge Leute in den Fächer n prof il ieren können, die ihnen liegen. 
Wir setzen uns daher dafür ein, dass mehrere Gymnasien, Ge-
meinschaf tsschulen und beruf liche Gymnasien kooper ieren 
und gemeinsam ein breites Oberstufenangebot erstellen oder 
sogar ein gemeinsames Oberstufenzentrum bilden.

6. Fahrtkostenübernahme		       J iL 23/ NEU NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , die Über-
nahme der Fahrtkosten für Schüler aller Klassen und Schular-
ten von Land und Kommunen zu gewährleisten.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Im Schleswig-Holsteinischen Schulgesetz heißt es zu diesem 
T hema in § 114 Abs. 2: „Die Kreise bestimmen durch Satzung, 
welche Kosten für die Schülerbeförderung als not wendig an-
erkannt werden. Die Satzung kann vorsehen, dass nur die 
Kosten not wendig sind, die beim Besuch der nächstgelegen 
Schule der g leichen Schular t entstehen würden; davon auszu-
nehmen sind die Fälle, in denen dass nächstgelegene Förder-
zentrum wegen fehlender Auf nahmemöglichkeiten nicht be-
sucht werden kann. Die Sat zung kann fer ner vorsehen, dass 
die Elter n oder die volljähr ige Schüler in oder der volljähr ige 
Schüler an den Kosten der Schülerbeförderung angemessen 
beteilig t werden.“ An dieser geset zlichen Regelung wollen wir 
auch künf t ig festhalten.
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SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Das Land kann keine Beschlüsse fassen, die die Kommunen 
zu Ausgaben zwingen; sonst müsste es den Kommunen diese 
Kosten voll und ganz erstat ten. Wir suchen nach Lösungen, 
die eine Ausweitung des Anspruchs auf Schülerbeförderung 
auch für Schüler der Oberstufe an Gymnasien und Gemein-
schaf tsschulen sowie an beruf lichen Schulen er möglicht. 

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Fraktion unterstüt zt die Zielr ichtung des Beschlusses, 
dass die reinen Fahr tkosten von und zur Schule über nommen 
werden. Eine solche Regelung lieg t jedoch laut § 114 SchulG 
in den Händen der jeweiligen kommunalen Träger. 

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Die Abgeordneten des Landtages und die Mitglieder der Kom-
munalpar lamente erhalten selbst verständlich eine Fahr t- 
kostenerstat tung – vor diesem Hintergrund wäre es angemes-
sen, wenn auch die Schüler Innen eine Erstat tung erhalten 
würden. Wir Grüne sind ger ne bereit , über die Vorstellungen 
der Schüler Innen und mögliche Lösungswege zu sprechen.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe hierzu Ant wor t Beschluss 1 „Höhere f inanzielle Mit tel 
für das Bildungssystem“.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
In Deutschland haben wir eigentlich das Pr inzip, dass die 
Schulbildung kostenlos sein muss, damit alle K inder die g lei-
chen Star tchancen im Leben haben. Dies ist in Schleswig-Hol-
stein leider nicht für alle Schüler innen und Schüler aller K las-
sen und Schular ten gewähr leistet .
Besonders für die Schüler innen und Schüler der dänischen 
Schule g ibt es nach wie vor keine gesetzliche Regelung, die 
eine Gleichstellung mit Schüler innen und Schüler n öf fent-
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l icher Schulen sicher t . Die Zuschüsse der Kreise zu diesen 
Fahr tkosten gehören zu den f reiwill igen Leistungen und bis-
her zahlen nur die Kreise Rendsburg-Ecker nförde und Nord-
f r iesland den durchschnit t lichen Preis der Kosten für öf-
fentliche Schulen auch für die Schüler innen und Schüler der 
dänischen Schulen. Der SSW setzt sich weiterhin für eine ge -
setzliche Festschreibung der Gleichstellung der Schüler innen 
und Schüler dänischer Schulen mit denen öf fentlicher Schu-
len ein. 

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Die Verant wor tung für die Schülerbeförderung lieg t bei den 
Kreisen. Nach längeren Diskussionen hat der Landtag im Janu-
ar 2008 beschlossen, es den Kreisen f reizustellen, ob sie die 
Elter n an den Kosten beteiligen oder nicht. Alle Forderungen 
hinsichtlich der Ausgestaltung und der Bezuschussung müs-
sen sich daher an die Kreise r ichten. Grundsätzlich müssen 
die Kommunen, d. h. auch die Kreise, f inanziell so ausgestat-
tet werden, dass sie gute und sozial ak zeptable Regelungen 
fassen können.
(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, für die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Die Grüne-Bundestagsf raktion will Bildungsbar r ieren senken! 
Dazu gehör t auch die gute und kostenlose Er reichbarkeit der 
gewählten Bildungseinr ichtung. Doch häuf ig r ichtet sich die 
Schülerbeförderung nicht an den Interessen der Elter n und 
Schüler innen und Schüler aus. Diese wollen schnell , direkt , 
ohne Umwege, ohne lange War tezeiten, sicher und bequem 
zur Schule und zurück gebracht werden. Das Angebot der 
Schülerbeförderung wird jedoch stark durch die Ar t und Wei-
se der F inanzierung beeinf lusst . Die Schult räger wollen of t 
wenig Geld ausgeben und sparen beim f reigestellten Schü-
ler verkehr. Im Linienverkehr set zen die Ausgleichsleistungen 
für die Beförderung von Schüler n im ÖPNV nach § 45 a des 
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Personenbeförderungsgeset zes (PBef G) falsche Anreize für 
die Verkehrsunter nehmen. Es wunder t daher nicht , dass die 
Qualität der Schülerbeförderung immer wieder ein T hema ist .

Immer wieder hör t man von unhaltbaren Zuständen: kleine 
K inder, die lange im Bus stehen müssen, überalter te Busse, 
zu wenig Platz oder lange War tezeiten. Auch wenn die Män-
gel in der Schülerbeförderung nicht verallgemeiner t werden 
können, sind drastische Missstände in vielen Kreisen aufge-
t reten. Diese Mängel können jedoch nicht automatisch den 
Schult räger n angelastet werden. So werden Schult räger teil -
weise von der Rechtsaufsicht daran gehinder t , höhere Stan-
dards bei der Schülerbeförderung anzuwenden, weil nur ver-
bindliche Standards f inanzier t werden dür fen. Hinzu kommt, 
dass Regelungen, welche im f reigestellten Schüler verkehr, 
bei dem nur Schüler und keine anderen Fahrgäste mit fahren, 
im regulären Linienverkehr schwer umzusetzen sind. Ein Teil 
der Mängel lässt sich dadurch erklären, dass die Praxis beim 
Ausgleich der Schülerbeförderungskosten Anreize liefer t , 
möglichst lange Linienwege zu fahren. Die Grundidee dieser 
F inanzierung war, den Linienverkehr durch die Integration des 
Schüler verkehrs zu stärken. Aufgegangen ist diese Strategie 
nur dor t , wo der Schüler verkehr völlig neu überplant wurde. 

F lexible Schulzeiten sind ein Ansatz, die Verkehrsspitzen zu 
entzer ren, wer fen aber anderseits eventuell Probleme bei der 
Betreuung der Schüler auf. Da vieleror ts Schulstandor te ge -
schlossen oder zusammengeleg t wurden bzw. noch werden, 
wird sich das Problem trotz sinkender Schüler zahlen nicht 
einfach lösen, weil von diesen mehr auf den Schulbus ange -
wiesen sein werden. Für uns ist klar, dass Qualitätsstandards 
für die Schülerbeförderung verbindlich in den Schulgesetzen 
festzuschreiben sind — unverbindliche Anforderungskataloge 
reichen nicht aus. 

7. Of fene Ganztagsschulen – Rechtliche Def init ion und Förde-
rung von Mit tagessen	                                                J iL 23/5
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 „ Jugend im Landtag“ fordert die Festlegung einer rechtlichen 
Def init ion der Of fenen Ganztagsschule und in diesen eine 
Förderung der Mit tagessen für Kinder aus f inanzschwachen 
Haushalten in diesen, wie sie für Kindertagesstät ten schon 
mit der Init iative „Kein Kind ohne Mahl zeit “ eingerichtet wur-
de. Es wird festgestellt , dass eine solche Förderung eben-
falls unter der Stif tung „Familie in Not “ angesiedelt werden 
könnte, ggf. mit einer Ausweitung der Init iative „Kein Kind 
ohne Mahl zeit “.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Hinter dem schlichten Begr if f Of fene Ganztagsschule verbirg t 
sich ein großes und ehrgeiziges bildungspolit isches Projekt: 
Schulen in Schleswig-Holstein er weiter n ihren Bildungsauf-
t rag durch vielfält ige Angebote am Nachmit tag. Bereits fast 
die Hälf te der Schulen im Land sind Ganztagsschulen — 408 
of fene und 27 gebundene.
Die Of fene Ganztagsschule er möglicht ein dif ferenzier tes Bil -
dungs- und Er ziehungsangebot, das sich am Bedar f der K in-
der und der Elter n or ientier t . Sie zeichnet sich sowohl durch 
schulische Veranstaltungen aus, die ergänzend zum plan-
mäßigen Unter r icht angeboten werden, als auch durch das 
Pr inzip der f reiwill igen Teilnahme. Der schulische Unter r icht 
wird um unterschiedliche Angebote er weiter t , die Schule öf f-
net sich für außerschulische Kooperationspar tner und die 
ör t liche Jugendhilfe. Alle diese Angebote werden unter dem 
Dach der Schule organisator isch zusammengefasst . So wird 
die Schule zu einem ganztägig geöf f neten Haus des Lebens 
und des Ler nens. 
CDU und FDP set zen sich für den Ausbau von Ganztagsange-
boten an Schulen ein. Of fene Ganztagsschulen (mit f reiwill ig 
zu nutzenden Angeboten) sollen besser ausgestat tet werden, 
damit sie in der Lage sind, ihren Schüler innen und Schüler er-
weiter te Er fahrungsbereiche zu eröf f nen und so auch ihr Ge -
meinschaf tsgefühl und ihr soziales Verhalten zu förder n. Da-
neben soll auch die Einr ichtung gebundener Ganztagsschulen 
(mit verbindlichem Ganztagsbetr ieb) weiter unterstützt wer-
den. Solche Angebote sollen vor allem in Umgebungen mit be-
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sonderen sozialen Problemen in bedar fsgerechter Weise ver-
fügbar sein.

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD setzt sich für eine Er weiterung der Of fenen Ganztags-
schule und mit telf r ist ig für ihre Umwandlung in eine Gebun-
dene Ganztagsschule ein. Das unter unserer Verant wor tung 
geschaf fene Programm „Kein K ind ohne Mahlzeit“ muss so 
ausgeweitet werden (oder durch ein eigenes Programm er-
gänzt werden), dass sichergestellt ist , dass auch K inder aus 
f inanzschwachen Familien ein qualitativ gutes Mit tages-
sen erhalten können, auch wenn ihre Elter n keinen kosten- 
deckenden oder gar keinen Zuschuss leisten können.
Es dar f dabei keine Auf weichung der Mindestkr iter ien für eine 
Of fene Ganztagsschule geben, besonders nicht , was den Ge-
samtbetreuungsumfang angeht.

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die rechtliche Def init ion der Of fenen Ganztagsschulen er-
g ibt sich aus dem § 6, Abs. 2 SchulG. Die Förderung von Mit- 
tagessen durch eine Ausweitung der Init iat ive „Kein K ind ohne 
Mahlzeit“ ist g rundsät zlich ein r ichtiger Gedanke. Hier muss 
sorg fält ig geprüf t werden, inwieweit eine entsprechende Aus-
weitung leistbar und praktikabel gestaltet werden könnte.

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Wir stellen zur zeit fest , dass die Ak zeptanz der Ganztags-
schulen sich of t an der Teilnahme am Mit tagessen messen 
lässt . Zwar g ibt es schon Angebote für f inanzschwache Haus-
halte, of t werden diese aber nicht in Anspruch genommen: 
dann muss die Polit ik nachbesser n. In einem ersten Schr it t 
wäre es wichtig zu sehen, wie die Hilfe auch wirklich ankom-
men kann. Lang f r ist ig gehör t ein gesundes und leckereres 
Mit tagessen, das sich alle leisten können, dazu.
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Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Problematik des zu teuren Schulessens für K inder aus 
einkommensschwächeren Familien wurde von JiP erkannt und 
die Forderung Programme wie „Kein K ind ohne Mahlzeit“ aus-
zuweiten, sehen wir posit iv. Die Forderung der L INKEN nach  
kostenlosem Mit tagessen für alle K inder geht allerdings noch 
darüber hinaus.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Ganztagsangebote an den Schulen Schleswig-Holsteins sind 
aus unserer Sicht die r ichtige Ant wor t nicht nur auf soziale 
Probleme, sonder n auch auf die Ent wicklung einer neuen pä-
dagogischen Schulkultur, in der es nicht nur um Büf feln und 
Pauken geht. Stat tdessen geht es darum, gemeinsam und län-
ger zu ler nen,  für mehr Bildungsgerechtigkeit zu sorgen und 
individuelle Unterstüt zung zu leisten. Eine rechtliche Def ini-
t ion der Of fenen Ganztagsschulen ist im Schleswig-Holstei-
nischen Schulgesetz in § 6 zu f inden. 
Der SSW unterstüt zt die Förderung des Mit tagessens für K in-
der aus f inanzschwachen Haushalten. Der zeit bekommen nur 
gebundene Ganztagsschulen eine Förderung des Landes. Die 
Of fenen Ganztagsschulen müssen sich jedoch anders weiter-
helfen. Bei der der zeit igen f inanziellen Lage des Landes ist 
jedoch nicht davon auszugehen, dass von dieser Seite eine 
Hilfeleistung kommt. Daher bleibt zu klären, welche Maßnah-
men die einzelnen Schult räger diesbezüglich ergreifen. 

Ministerium für Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein
In Schleswig-Holstein g ibt es landesweit 406 Of fene Ganz-
tagsschulen, die an mindestens 3 Tagen der Woche Unter-
r icht und ergänzende Angebote im Umfang von mind. jeweils 
7 Zeitstunden am Tag realisieren. Zu diesen Angeboten ge-
hören insbesondere ein Mit tagessen, eine Hausaufgaben-
betreuung und Angebote, u.a. aus den Bereichen Spor t , Mu-
sik , Kunst , Berufsor ientierung und Umweltbildung. Darüber 
hinaus werden an 370 Grundschulen und Förder zentren Be-
t reuungsangebote vorgehalten, die vor und nach der Ver läss-
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l ichen Grundschulzeit , in der Regel bis 14 Uhr, aber auch über 
diesen zeit lichen Umfang hinaus durchgeführ t werden. Auch 
in diesem Rahmen wird häuf ig ein Mit tagessen für die Schüle -
r innen und Schüler angeboten. Die Landesregierung ver folg t 
weiterhin das Ziel , den Ausbau von Betreuungs- und Ganz-
tagsangeboten for t zuset zen und stellt dafür im Haushaltsjahr 
2010 F inanzmit tel im Umfang von 8,8 Mio. € zur Ver fügung.
Gemäß § 6 Schulgeset z entscheiden die Schult räger der all -
gemeinbildenden Schulen und Förder zentren über die Einr ich-
tung von Of fenen und gebundenen Ganztagsschulen. Die Ent-
scheidung des Schult rägers bedar f der Genehmigung durch 
das Minister ium für Bildung und Kultur. Die Genehmigungs-
voraussetzungen sind in der „Richtlinie zur Genehmigung von 
Of fenen Ganztagsschulen in Schleswig-Holstein“ geregelt . 
Diese verpf lichtet die Ganztagsschulen u. a. dazu, sicher zu-
stellen, „dass die Schüler innen und Schüler an den Tagen, 
an denen außerunter r ichtliche Angebote stat t f inden, ein Mit- 
tagessen in der Schule einnehmen können“ (2.4). In der För-
der r ichtlinie ist ergänzend festgeleg t: „Der Mit tagstisch ge-
hör t zu den förder fähigen Angeboten“ (2.2). Für die Mit tags-
stunde erhalten die Träger der Of fenen Ganztagsschulen eine 
Förderung nach Teilnehmer wochenstunden — ebenso wie für 
die übr igen pädagogischen Angebote im Rahmen der Of fenen 
Ganztagsschule.
Außerdem ist in der Richtlinie festgeleg t , dass die Förde-
rung abhängig ist von einer Komplementär f inanzierung in 
Höhe von mindestens 50 %. Diese Komplementär f inanzierung 
kann erbracht werden „aus Zuschüssen der Schult räger so -
wie auch durch Eigenleistungen der Träger (…) und anderen 
öf fentlichen Mit teln, Beit rägen der Elter n und Spenden“. Fer-
ner leg t die Richtlinie fest: „Elter nbeit räge dür fen nicht zum 
Ausschluss einzelner Schüler innen und Schüler von der Teil -
nahme führen“ (Förder r ichtlinie, 4 .5).
Für eine über den Landeszuschuss hinausgehende Förderung 
des Mit tagessens für K inder aus f inanzschwachen Haushal-
ten wurden bereits vielfält ige Lösungen vor Or t gefunden. So 
bestehen an Schulen Patenschaf ten für bedür f t ige K inder ge -
zielt für die Mit tagsverpf legung. An zahlreichen Standor ten 
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gibt es darüber hinaus Fonds, in Trägerschaf t des Schult rä-
gers oder auf Vereinsbasis. Diese Mit tel können in der Regel 
unbürokratisch vergeben werden. Es ist bekannt, dass einige 
ör t liche Träger der Jugendhilfe in Einzelfällen Mit tagsmahl-
zeiten in Schulen gewähren. Die Träger von Schulen und Of-
fenen Ganztagsschulen reagieren damit ganz unbürokratisch 
auf Fälle, in denen es den Elter n schwer fällt , ihren Kosten-
anteil am Mit tagstisch zu t ragen. Häuf ig sind die Kosten für 
den Mit tagstisch bereits subventionier t . Die Preise liegen 
durchschnit t lich bei € 2,00 bis € 2,50. Eine Reihe von Einr ich-
tungen bietet ein Ger icht für € 1 ,50 an (vor allem dann, wenn 
die Schüler innen und Schüler selbst in der Küche aktiv sind 
oder Elter n sich ehrenamtlich engagieren). Gemeinden oder 
Wohlfahr tsverbände organisieren Unterstützungsfonds. Die 
AWO Plön et wa hat einen K inder förder fonds Kreis Plön ein-
ger ichtet . Aus diesem Fonds werden Zuschüsse zu Mit tages-
sen und Nachhilfe, Fer ienfahr ten, Spor t vereinsbeit räge etc. 
f inanzier t . Manchen Schulen stehen Spendenmit tel zur Ver-
fügung (von Förder vereinen oder Kooperationspar tner n, aus 
besonderen Schulaktionen wie Sponsorenläufen etc.), mit de-
nen sie bedür f t ige K inder unterstützen können. Zudem gibt 
es Essenspatenschaf ten, z. B. der Evangelischen K irche, des 
Lions Clubs und von Pr ivatpersonen.
So t ragen Schulen in Schleswig-Holstein im Rahmen ihres ge -
setzlichen Auf t rags und — häuf ig mit Unterstützung durch 
Kooperationspar tner — weit über diesen Auf t rag hinaus dazu 
bei, dass K inder und Jugendliche gesund auf wachsen, sich 
ausgewogen er nähren und bewegen können. Gleichwohl g ibt 
es, wie verschiedene epidemiologische Studien zeigen, ins-
besondere für K inder aus sozial schwachen Familien und für 
K inder aus Familien mit Migrationshintergrund weiteren Un-
terstützungsbedar f. Daher wird es auch in Zukunf t not wendig 
sein, dass alle Beteilig ten gemeinsame Anstrengungen unter-
nehmen, die Unterstüt zung auszubauen.
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Ministerium für Arbeit, Soziales und Gesundheit des Landes 
Schleswig-Holstein
Stellungnahme erfolgt federführend durch das Ministerium 
für Bildung und Kultur.
Zusat z des MASG:
Die Init iat ive „Kein K ind ohne Mahlzeit“ wurde Anfang 2008 
gemeinsam von den Verbänden der f reien Wohlfahr tspf lege, 
der Stif tung „Familie in Not“ und dem Minister ium für Arbeit , 
Soziales und Gesundheit als eines von fünf Leitprojekten der 
Of fensive gegen K inderar mut gestar tet .
Die Stif tung f inanzier t im Rahmen ihrer Möglichkeiten Zu-
schüsse zu den Kosten des Mit tagessens in K inder tagesstät-
ten für bedür f t ige K inder und ergänzt die vielen pr ivaten und 
kommunalen Init iat iven für K inder in Not.

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Seit Jahren wächst die Zahl der Of fenen und gebundenen 
Ganztagsschulen in Schleswig-Holstein. Dies ist vor allem 
dem Ganztagsschulprogramm der rot-grünen Bundesregie -
rung zu verdanken. Es muss sichergestellt werden, dass alle 
K inder, unabhängig von der f inanziellen Leistungsfähigkeit 
ihres Elter nhauses, ein qualitativ hochwer tiges Mit tagessen 
bekommen. Die Forderung nach einer klaren rechtlichen Def i-
nit ion ist berechtig t . Zur Of fenen Ganztagsschule sollte eine 
Verpf legung dazugehören. Das Ziel muss sein, dass dieses 
Mit tagessen kostengünstig und für alle bezahlbar ist .
(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, für die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Die Ganztagsschule bietet allen K inder n mehr Chancen und 
entlastet die Elter n. Seit 2003 wurden rund 10.000 Schulen 
für den Ganztagsbetr ieb ausgebaut. Ohne weitere Bundesmit-
tel sind einige Länder jedoch nicht in der Lage, die übr igen 
Schulen ausreichend mit Mensen, Arbeitsplätzen und Werk- 
und Aufenthaltsräumen auszustat ten. Wir forder n die Bun-
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desregierung daher auf, das von der rot-grünen Bundesregie-
rung init iier te Ganztagsschulprogramm zu ver länger n. 
Die Mit tel des Bundes müssen in Zukunf t auch für Personal 
ver wendet werden dür fen. So kann ein Bundesprogramm für 
Sozialarbeit an den Schulen die Lehrkräf te bei der Betreuung 
unterstützen. Außerdem forder n wir bei Bedar f die Kosten- 
über nahme für Schulbücher, Mit tagessen sowie Fahr tkosten. 
Wir, die Grüne-Bundestagsf raktion, wollen, dass alle K inder 
gesund und kostengünstig in der Schule Mit tagessen können. 
Für Schüler innen und Schüler aus einkommensschwachen Fa-
milien müssen die Kosten für Mit tagessen, Schulbücher, aber 
auch für Zirkel , Taschenrechner und die Fahr t zur Schule so-
wie K lassenreisen über nommen werden.

8. Realschule erhalten				    J iL 23/35
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , die Re-
alschule als eigenständige Schulform in Schleswig-Holstein 
wiedereinzuführen — unabhängig vom Ausgang des aktuellen 
Volksbegehrens.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
CDU und FDP war ten den Ausgang des Volksbegehrens zum 
Erhalt der Realschule ab. Für den Fall , dass dieses Volks-
begehren das er forder liche Quorum er reicht , werden die  
Koalit ionspar tner dessen Anliegen Rechnung t ragen und un-
ter der Vorausset zung, dass im ör t lichen Umfeld ein Schul-
angebot mit allen Bildungsgängen (Abschlüssen) er reichbar 
sein muss, den Schult räger n die Möglichkeit einräumen, Re-
alschulen als Angebotsschulen zu erhalten bzw. einzur ich-
ten.

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD lehnt die Wiedereinführung der Realschule ab. Wir 
brauchen ein einfaches, t ransparentes und durchlässiges 
Schulsystem und wollen deshalb mit telf r ist ig die Regional-
schulen zu Gemeinschaf tsschulen weiterent wickeln. Wir sind 
der Auf fassung, dass zwei Schult ypen für die Sekundarstu-
fe (Gemeinschaf tsschulen und Gesamtschulen) vollkommen 
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ausreichen. Die Wiedereinführung einer vier ten Schular t , de-
ren Abschluss nach dem jet zigen Stand in allen anderen drei 
Schular ten er reicht werden kann, ist über f lüssig und macht 
das Schulwesen wieder undurchlässig.

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP Schleswig-Holstein hat sich in ihrem Landtagswahl-
programm für einen Erhalt der Realschule als Angebotsschu-
le stark gemacht. Sie konnte in den Koalit ionsverhandlungen 
mit der CDU er reichen, dass die in den Übergangsbestim-
mungen des Schulgeset zes (§ 46 Absat z 1) genannte Fr ist zur 
Umwandlung von Haupt- und Realschulen in Regionalschulen 
um ein Jahr ver länger t wird. Bis dahin kann dem für das Früh-
jahr 2010 er war tete Ergebnis des Volksbegehrens zum Erhalt 
der Realschule angemessen Rechnung getragen werden. Doch 
bleibt klar hinzuzufügen: Die FDP kann und will sich nicht 
über das demokratische Ver fahren des Volksbegehrens hin-
wegsetzen. Daher wird sie das Ergebnis des Volksbegehrens 
respektieren.

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Hier sind wir anderer Meinung: Wir g lauben, dass Schleswig-
Holstein nicht mehr, sonder n weniger Schulfor men braucht. 
Gut ausgestat tete Gemeinschaf tsschulen, in denen viel indi-
viduelle Förderung stat t f indet , bieten allen Schüler innen und 
Schüler n die besten Chancen auf einen passenden Schulab-
schluss.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Ein großer Wer mutstropfen für DIE L INKE ist die nach kon-
t roverser Debat te mit knapper Mehrheit getrof fene Entschei-
dung, die Realschule als Regelschule erhalten zu wollen. Dies 
steht der Forderung der L INKEN nach „Einer Schule für Alle“ 
diametral entgegen.
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SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Schulent wicklungsplanung in den Kommunen ist schon 
längst abgeschlossen. Die Schult räger haben sich entschie -
den, die Einführung der Regional- und Gemeinschaf tsschu-
len ist auf dem Weg. Der SSW hat immer gesag t , dass diese 
Schulgeset zänderung ein Schr it t in die r ichtige Richtung ist . 
Allerdings muss aus Sicht des SSW die Gemeinschaf tsschule 
als Regelschule eingeführ t werden. Wir brauchen eine Schule 
für alle, die auch eine Schule für alle ist . Der SSW ist gegen 
den Erhalt der restlichen bzw. die Wiedereinführung der Real-
schule. Mit dieser rückwär tsgewandten Schulpolit ik kommen 
wir keinen Schr it t weiter. 

Ministerium für Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein
Zu dieser Forderung ist in Schleswig-Holstein ein Volksent-
scheid durchgeführ t worden. Ein of f izielles Ergebnis lieg t 
noch nicht vor. Die Landesregierung wird dem Ergebnis Rech-
nung t ragen.

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Die Forderung nach einer Wiedereinführung der Realschule 
lehnen wir ab. Sie ist auch weder in der Bevölkerung getra-
gen, wie der Ausgang des Volksbegehrens sehr deutlich ge-
zeig t hat , noch in der Wahl der Elter n und Schüler. Wir müs-
sen viel mehr das star r geglieder te Schulwesen über winden. 
Ein Schulangebot der 2-Wege über ein Gymnasium und eine 
Gemeinschaf tsschule kann hier der Weg sein, der in allen 
Bundesländer n für alle Elter n und Schüler ver lässliche Ange-
bote schaf f t .
(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, für die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Wir Grüne meinen: Wer länger gemeinsam ler nt und später 
t rennt — so wie das alle E xper ten und E xper tinnen forder n 
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und unsere europäischen Nachbar n tun —, g ibt allen Talenten 
eine bessere Chance. Es ist eine Illusion, dass ein vierglied-
r iges Schulsystem die K inder quasi in sinnvolle Ler ngruppen 
auf teilt . Zu of t or ientier t sich hier der Unter r icht an einem 
abstrakt er mit telten „mit t leren Ler ntempo“, bei dem dann 
sowohl schwächere und stärkere Schüler innen und Schüler 
zu kur z kommen. Erst eine individuelle Förderung wird al-
len K inder n gerecht. Durch individuelle Förderung gewinnen 
die Starken und die Schwächeren gemeinsam. Die grüne Bil-
dungssenator in Chr ista Goetsch hat mit ihrer Bildungsrefor m 
in Hamburg hier ein weg weisendes Modell auf den Weg ge-
bracht. Eine Wiedereinführung der Realschule befür wor ten 
wir daher nicht.

9. Regelmäßige Überprüfung von Lehrern            J iL 23/8 NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , zur Quali-
tätssicherung des Schulunterrichtes die Eignung von Lehrern 
regelmäßig zu überprüfen und bei Kompetenzmangel den ent-
sprechenden Lehrer zu Weiterbildung zu verpf lichten. Diese 
Kontrollen f inden ohne Vorankündigung stat t .

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Schulen t ragen Verant wor tung für die Ler ner folge ihrer Schü-
ler. Diese werden an den nationalen K MK-Bildungsstandards 
gemessen und durch Vergleichsarbeiten, Zentrale Abschlus-
sprüfungen sowie durch eine die exter ne Evaluation kontrol-
l ier t .

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Entgegen den Plänen der neuen Landesregierung halten wir 
die Evaluation im Team (E VIT, auch Schul-T ÜV genannt) für 
ein er folgreiches Modell , das auch von anderen Bundeslän-
der n über nommen wurde. Die meisten Lehrer Innen leisten mit 
großem Engagement gute Arbeit . Evaluation und Standard-
kontrollen sollen unserer Auf fassung nach nicht den Charak-
ter der Über wachung und Bestrafung, sonder n der Beratung 
und Hilfestellung haben.
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Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Fraktion unterstüt zt die Zielset zung des Beschlusses, 
Unter r icht und Didaktik zu verbesser n. Dazu gehör t auch, die 
Arbeit von Lehrkräf ten zu optimieren. Nach Ansicht der FDP 
lässt sich die Unter r ichtsqualität jedoch nicht durch direkte 
Überprüfungen, sonder n vielmehr durch landesweit einheit-
l iche Leistungsvergleiche zwischen Schulen erhöhen. Anhand 
dieser Leistungsvergleiche sollen sowohl Elter n und Schüler 
als auch die Lehrer erkennen können, inwieweit Verbesse-
rungs- und Handlungsbedar f für eine Qualitätssicherung bzw. 
-gewähr leistung vonnöten ist .

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Wir halten Qualitätssicherung für wichtig. Wir haben aber ler-
nen müssen, dass die Instrumentar ien breit ak zeptier t wer-
den sollten. Ob der Kontrollgedanke zielführend ist , wagen 
wir zu bezweifeln. Denn wir wollen auch weg von der simplen 
Benotung von Schüler innen und Schüler n. Ob Ler nende oder 
Lehrende: Alle haben ein Recht auf angemessene und dif fe -
renzier te Rückmeldung. Wenn die Qualitätssicherung diese 
Haltung ver folg t , dann sind wir dafür.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Den im Rahmen der Debat te um die Qualität des Unter r ichtes 
aufgestellten Forderungen nach unangekündig ten Überprü-
fungen von Lehrer Innen sowie nach einer For tbildungspf licht 
für Lehrende steht DIE L INKE posit iv gegenüber. Kostenrück-
erstat tungen bei For tbildungen für Lehrer Innen forder t DIE 
L INKE ebenfalls.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der SSW teilt die Auf fassung, dass die Bildung der Schüle -
r innen und Schüler auch in hohem Maße von dem Fachwissen 
und den pädagogischen Kompetenzen der Lehrer innen und 
Lehrer abhäng t. Allerdings kann die Zielsetzung aus unserer 
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Sicht nicht sein, dass die Schüler innen und Schüler eine re -
gelmäßige Überprüfung der Lehrerschaf t durchführen. Stat t-
dessen muss aus unserer Sicht eine gemeinsame Evaluation 
mit den Schüler innen und Schüler n stat t f inden, wo ein Dialog 
entsteht und gemeinsam Probleme und Herausforderungen 
besprochen werden können. 

Ministerium für Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein
Es ist Aufgabe der Schulleiter innen und Schulleiter, die Lehr-
kräf te der Schule regelmäßig im Unter r icht zu besuchen und 
in Fragen der Unter r ichtsqualität zu beraten. Als eine geeig-
nete Maßnahme zur Weiterent wicklung und Sicherung der Un-
ter r ichtsqualität hat sich darüber hinaus die gegenseit ige Be-
ratung von Lehrkräf ten er wiesen — vor allem im Rahmen von 
Schulent wicklungstagen. Alle Lehrkräf te sind zudem zu kon-
t inuier licher For tbildung verpf lichtet .

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Schon jetzt besteht eine regelmäßige Überprüfung der Lehr-
tätigkeit der Lehrer innen und Lehrer im Rahmen der Schulauf-
sicht. Daneben besteht die Möglichkeit , konkrete Beschwer-
den durch Schulleitung oder Schulaufsicht überprüfen zu 
lassen. Weitere Lehrevaluationen sollten auf Landesebene 
sorgsam im Rahmen der pädagogischen Weiterent wicklung 
in den kommenden Jahren vorgenommen werden. Die Quali -
tät der Lehre dar f nicht vom Zufall abhängen, sonder n muss 
über systematische inter ne und exter ne Bewer tungsprozesse  
dokumentier t , sichergestellt und gg f. verbesser t werden. Da-
bei muss auch sichergestellt werden, dass Evaluation nicht 
vor rangig als Kontrolle und Zwang, sonder n vor allen Dingen 
als Möglichkeit der Verbesserung der pädagogischen Arbeit 
und somit der höheren Zuf r iedenheit für alle Beteilig ten er-
fahren wird.
(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, für die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)
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Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Zu Beschluss 9 und 10
Wir, die Grüne-Bundestagsf raktion, sind der Meinung, dass 
neben der besseren Ver zahnung von T heor ie und Praxis in 
der Lehrerausbildung eine verpf lichtende und struktur ier te 
Lehrer weiterbildung dr ingend er forder lich ist . Die der zei-
t igen unklaren Zuständigkeiten müssen über wunden werden. 
Gleichzeit ig ist eine stärkere Einbindung der Universitäten 
sinnvoll . 

10. For tbildungspf licht für Lehrer		            J iL 23/9 NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , Lehrkräf-
te mindestens alle 2 Jahre zu pädagogischen Fortbildungs-
seminaren zu verpf lichten. Des Weiteren sollen Lehrkräf te 
verpf lichtend ebenfalls mindestens alle 2 Jahre in Form von 
Fortbildungen ihr Fachwissen auf frischen sowie mindestens 
alle 5 Jahre an Einführungen im Bereich der Medienkompe-
tenz teilnehmen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wenn For tbildung einerseits verbindlich für alle Lehrkräf-
te gemacht werden soll , dann muss sie andererseits als Teil 
ihres Dienstes anerkannt werden. Er folgreiche For tbildung 
muss ein Kr iter ium für die Beförderung von Lehrer n werden. 
Für die For tbildung sind verstärkt die unter r ichtsf reien Schul-
fer ien zu nut zen.
Zur Sicherstellung einer verbesser ten Lehrer for tbildung und 
Fachberatung, soll überdies insgesamt die Arbeit des Insti -
tuts für Qualitätsent wicklung ( IQSH) neu ausger ichtet wer-
den.

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die regelmäßige Teilnahme an For tbildungsveranstaltungen 
gehör t bereits seit langem zu den dienstlichen P f lichten der 
Lehrer innen und Lehrer. Jeder Lehrer und jede Lehrer in ist ge-
halten, sich selbst um regelmäßige For tbildung zu bemühen; 
es gehör t auch zu den Aufgaben der Schulleitung, sicher zu-
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stellen, dass alle Lehrkräf te regelmäßig an solchen Veran-
staltungen teilnehmen. Wir halten es nicht für sinnvoll , einen 
festen Zeitplan, der für alle Lehrer Innen gleicher maßen ver-
bindlich wäre, für die For tbildung vor zugeben.

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Fraktion unterstützt die Zielr ichtung des Beschlusses 
von JiL . Wie die schleswig-holsteinische FDP schon in ihrem 
Landtagswahlprogramm forder te, sind Lehrer for tbildungen 
generell zu unterstüt zen bzw. zu förder n. Die FDP-Fraktion ist 
der Auf fassung, dass nur eine gute Lehrer for t- und -ausbil -
dung die beste Vorausset zung für ein gutes Bildungsangebot 
sein kann. Auch kann eine regelmäßige Wissensauf f r ischung 
und Weiterbildung am besten gewähr leisten, dass die K inder 
und Jugendlichen eine ihren Neigungen und Fähigkeiten ge-
mäße Ausbildung erhalten können.

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Wir nehmen die Anregung ger ne auf und werden uns mit der 
For t- und Weiterbildung der Lehrkräf te, unter besonderer Be-
rücksichtigung des Bereichs „Medienkompetenz“, verstärkt 
auseinanderset zen. Auch zu unserem Verständnis von guter 
Schule gehör t , dass es für Lehrer innen und Lehrer selbst ver-
ständlich wird, sich regelmäßig weiter zubilden. In unserem 
Gesetzesvorschlag zur Lehrerbildung schlagen wir eine For t-
bildungspf licht für Lehrkräf te vor.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe hierzu Ant wor t Beschluss 9 „Regelmäßige Überprüfung 
von Lehrern“.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Aus Sicht des SSW träg t eine For tbildungspf licht für Lehre -
r innen und Lehrer nicht dazu bei, die Bereitschaf t zu Wei-
terbildung und lebenslangem Ler nen zu erhöhen. V ielmehr 
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muss an den Schulen ein Konzept für die Weiterbildung der  
Lehrerschaf t und entsprechende Ressourcen (z. B. Fahr t- 
kostenüber nahme oder Ver t retung der Stunden) vorhanden 
sein. Es lieg t in der Verant wor tung der Schulleitungen sowie 
der Lehrerschaf t , hier gemeinsam ein Konzept zu ent wickeln, 
dass die Inanspruchnahme der vielfält igen Weiterbildungsan-
gebote für Lehrer innen und Lehrer z.B. beim IQSH sicher t . 

Ministerium für Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein
Eine struktur ier te For tbildungsplanung lieg t wie die Beur-
teilung von Lehrkräf ten in der Verant wor tung der Schullei-
tungen. Lehrkräf te in Schleswig-Holstein sind grundsätzlich 
verpf lichtet , sich for t zubilden, um den in § 34 Schulgesetz 
(SchulG) for mulier ten Auf t rag „Lehrkräf te wirken an der Ge-
staltung des Schullebens, an der Organisation der Schule und 
an der For tent wicklung der Qualität schulischer Arbeit aktiv 
mit“ umset zen zu können. Ein for malisier ter For tbildungs-
rhy thmus erscheint hierbei nicht sinnvoll . Stat tdessen struk-
tur ier t und steuer t die Schulleitung gemäß § 24 Abs. 2 SchulG 
die Grundsät ze der For tbildungsplanung.

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Von den Lehrer innen und Lehren wird schon jetzt mit Recht er-
war tet , dass sie sich regelmäßig an For tbildungen beteiligen. 
Dies wird auch von der über wiegenden Zahl der Lehrer innen 
und Lehrer mit g roßem Engagement genutzt . Der Ausbau von 
Medienkompetenz sollte hier eine wichtige Rolle einnehmen. 
Der Ausbau einer Weiterbildungspf licht hat entsprechende 
zeit liche und mater ielle Möglichkeiten zur Voraussetzung. Di-
ese sind schr it t weise zu schaf fen. Zusammen mit den Fach-
verbänden der Lehrer, der Wissenschaf ten und der Gewerk-
schaf ten sind hier zu sach-, fach- und personengerechte 
Festlegungen und Verpf lichtungen zu t ref fen. Die beschlos-
senen Forderungen können hierbei ein Denkanstoß sein.
(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, für die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)
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Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Siehe hierzu Ant wor t Beschluss 9 „Regelmäßige Überprüfung 
von Lehrern“.

11. Kostenrückerstat tung bei For tbildungen          J iL 23/ NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , dafür zu 
sorgen, dass Lehrkräf te die Kosten für ihre Fortbildungen 
vollständig zurück erstat tet bekommen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Eine uneingeschränkte Kostenrückerstat tungspf licht bei For t-
bildungen für Lehrer innen und Lehrer würde die Zahl der ge -
nehmigungsfähigen For tbildungen ver minder n. Das zur Ver-
fügung stehende Budget ist nur deshalb auskömmlich, weil 
unter bestimmten Bedingungen bei einzelnen Kostenar ten 
eine Eigenbeteiligung des Nut zers einer For tbildungsmaß-
nahme ver lang t wird. Eine generelle Aufstockung der in die -
sem Bereich zur Ver fügung stehenden Mit tel ist aufgrund des 
Haushaltslage nicht möglich. Mit einer teilweisen Kostenbe -
teiligung geht Schleswig-Holstein im Übr igen keinesfalls ei -
nen Sonder weg; auch in anderen Bundesländer n ist diese 
gängige Praxis.

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Diese Forderung können wir im Hinblick auf den Landes-
haushalt nicht unterstüt zen. Die Teilnehmerbeit räge bei den 
For tbildungsveranstaltungen des Instituts für Qualitätsent-
wicklung an Schulen ( IQSH) sind sehr ger ing; natür lich steht 
den Lehrer innen und Lehrer n auch die Teilnahme an Veran-
staltungen anderer Träger f rei, auf deren Kostengestaltung 
das Land keinen Einf luss hat. Es wäre unangemessen, diese  
Kosten gänzlich an das Land weiter zugeben.
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Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Es ist bereits jet zt geltende Regelung, dass vom Arbeitgeber 
genehmig te For tbildungen in Schleswig-Holstein vom Land 
getragen werden. Diese Regelung unterstützt die FDP-Fraktion 
auch weiterhin. Die FDP-Fraktion lehnt jedoch die Kostenrück-
erstat tung von For tbildungskursen ab, die nicht unmit telbar 
dienstlichen Zwecken dienen oder solche, die eindeutig einen 
tour ist ischen Hintergrund haben.

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Wie zu Punkt 10 geschr ieben, werden wir das T hema ger ne 
aufgreifen. Wir teilen die Auf fassung, dass Kosten nicht zum 
Hinder nis für die Lehrer innen und Lehrer werden dür fen, sich 
weiter zubilden, sonder n dass es vielmehr posit ive Anreize 
braucht.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe hierzu Ant wor t Beschluss 9 „Regelmäßige Überprüfung 
von Lehrern“.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der zeit bietet das IQSH zwar ein sehr vielfält iges For tbil - 
dungsangebot für die schleswig-holsteinische Lehrerschaf t 
an. Aus Sicht des SSW nehmen aber zu wenig Lehrer innen und 
Lehrer daran teil . Dies lieg t vor allem auch daran, dass an den 
Schulen Ver t retungen organisier t werden müssen, so dass 
kein Unter r icht ausfällt , wenn jemand eine Weiterbildung be-
sucht. Weiterbildung ist an sich weder eine rein pr ivate noch 
eine rein beruf liche Angelegenheit . Daher muss es eine ge-
wisse Ausgewogenheit der Kostenüber nahme für beruf liche 
Weiterbildung geben. Diese er forder t sowohl einen Einsatz 
der einzelnen Lehrer innen und Lehrer als auch der Schule.
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Ministerium für Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein
Auf die Entr ichtung moderater Beit räge, die Lehrkräf te ge -
genwär tig für Ihre Teilnahme an For tbildungsveranstaltungen 
auf wenden müssen, kann angesichts der Haushaltslage nicht 
ver zichtet werden. Damit unterscheiden sich die Lehrkräf te 
im Übr igen nicht von anderen Berufsgruppen.

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Die Beit räge der For tbildungen, die durch das staatliche In-
stitut für Qualitätsent wicklung an Schulen ( IQSH) angeboten 
werden, sind bewusst ger ing gehalten. Den Lehrer innen und 
Lehrer n steht es zwar grundsät zlich f rei,  an Veranstaltungen 
anderer Anbieter teilzunehmen. Auf deren Kosten hat das 
Land allerdings keinen Einf luss. Aus haushaltspolit ischen 
Gründen kann es deshalb nicht garantier t werden, dass auch 
diese Kosten in jedem Fall komplet t vom Land getragen wer-
den. Grundsät zlich muss das Pr inzip gelten, dass die For t-
bildung der Lehrer für schulische und Unter r ichtszwecke ko -
stenf rei ist , denn sie gehör t zur Berufstätigkeit . Das gilt für 
Wegekosten, Gebühren und andere Auf wendungen.
(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, für die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Die ständige For tbildung von Lehrkräf ten ist wichtig, um 
eine optimale Ausbildung von Schüler innen und Schüler n 
zu gewähr leisten. Daher über nimmt das Institut für Quali -
tätsent wicklung an Schulen Schleswig-Holstein ( IQSH) im 
Allgemeinen die Kosten für Ver waltung, Organisation, Pro -
grammerstellung, Raummiete und Veranstaltungsleitung so-
wie Referentinnen und Referenten. Darüber hinaus können 
Kosten für Unterbr ingung sowie im Einzelfall Kosten für Ver-
pf legung und Fahr t abgerechnet werden. 
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12. Wir tschaf ts- und Polit iklehre ab dem 9. Jahrgang		
 					       	    J iL 23/15
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , Wir tschaf t 
und Polit ik schon ab der 9. Klasse und nicht erst ab der 11. 
Klasse an Gymnasien unterrichten zu lassen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Gemäß Er lass des Minister iums für Bildung und Frauen vom  
1. November 2008 werden aufgrund des § 126 Abs. 4 des 
Schulgeset zes das Fach Wir tschaf t/Polit ik in der Sekundar-
stufe I der Gymnasien zum 1. November 2008 Fachliche Kon-
kretisierungen in Kraf t geset zt . Damit wird der Lehrplan Wir t-
schaf t/Polit ik für die Sekundarstufe I der weiter führenden 
allgemein bildenden Schulen Hauptschule, Realschule (1997) 
um die Fachlichen Bestimmungen für die Schular t Gymnasium 
ergänzt.

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Wir sind bereit , ergebnisof fen über Veränderungen in den 
Stundentafeln zu reden. Die Inhalte des Faches „Wir tschaf t 
und Polit ik“ können und sollen allerdings bereits vor der  
11. K lasse in anderen Fächer n behandelt werden.

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Fraktion begrüßt die Zielr ichtung des Antrages. Wie 
aus dem let zten „Ber icht zur polit ischen Bildung“ ersichtlich, 
wird WiPo mit der Refor m des Gymnasiums (G 8) nicht mehr 
nur in der Oberstufe, sonder n bereits ab Jahrgang 8 unter-
r ichtet . 

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Wir unterstüt zen diese Forderung und sehen gute Chancen für 
eine Umset zung! Der Lehrplan für die achtjähr igen Gymnasien 
sieht das Fach Wir tschaf t und Polit ik in der Regel bereits ab 
der 8. K lasse vor. Und dementsprechend werden dann auch 
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Lehrpläne für neunjähr ige Gymnasien angepasst werden müs-
sen.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Forderungen Wir tschaf t und Polit ik am Gymnasium schon 
ab Klasse 9 zu unter r ichten, Bildung für nachhalt ige Ent wick-
lung stärker zu berücksichtigen und sexuelle Identität und 
Or ientierung im Unter r icht im Hinblick auf Homosexualität 
und Transgender im Unter r icht zu thematisieren, werden von 
den L INKEN geteilt .

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der SSW unterstüt zt die Forderung von Jugend im Landtag 
nach der Einführung eines qualitativ ausger ichteten WiPo-Un-
ter r ichts bereits ab der 9. K lasse in Gymnasien bzw. ab der 8. 
K lasse in den Regionalschulen. Junge Leute sollten in unserer 
Mediengesellschaf t so f rüh wie möglich einen Einblick in ge -
sellschaf tspolit ische Zusammenhänge bekommen. Zwar wer-
den polit ische T hemen bereits im Heimat- und Sachunter r icht 
in den Grundschulen behandelt , dies erscheint jedoch nicht 
ausreichend, um den Schüler innen und Schüler n einen qua-
litativen Einblick in polit ische Bildung und das Wissen über 
gesellschaf t liche Zusammenhänge zu geben und ihnen damit 
auch ein Fundament für die Verant wor tung des Wahlrechts ab 
16 Jahren mitzugeben.

Ministerium für Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein
Das Fach Wir tschaf t/Polit ik ist bereits in der neuen Kon- 
t ingentstundentafel für die Sekundarstufe I (G8) enthalten. 
Der Unter r icht beginnt mit dem Schuljahr 2011/12, wenn im 
G8-Bildungsgang der 8. Jahrgang er reicht wird.
Im Rahmen der F lexibilisierung von G8 und G9 wird Wir t-
schaf t/Polit ik auch im Bildungsgang G9 in den Jahrgangsstu-
fen 9 und 10 der Sekundarstufe I veranker t werden.
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SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Eines der wichtigen Bildungsziele der Schule über die Wis-
sensver mit t lung hinaus ist Aufgabe, das Verant wor tungsbe-
wusstsein, die Kr it ikfähigkeit und das Ler nen von Demokratie 
bei den Schüler innen und Schüler n zu förder n. Dies geschieht 
neben der Förderung der Schüler mitbestimmung unter ande-
rem durch die polit ische Bildung im Unter r icht von Polit ik/
Gesellschaf tskunde. Insofer n ist es wünschenswer t , dass 
dieses Fach eine prominente Stellung im Unter r ichtsplan ein-
nimmt. Wie dieses genau ausgestaltet wird und mit den ande-
ren Fächer n sowie Bildungszielen abgeglichen wird, entschei-
den die Landesgremien und die Schulver waltung.
(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, für die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Das Fach Wir tschaf t und Polit ik wird mit dem Inkraf t t reten 
des Lehrplanes 2008 als neues Schulfach bereits planmäßig 
in Schleswig-Holstein in der Sekundarstufe 1 unter r ichtet . 

13. Aufklärung der Schüler durch die Einrichtung eines Pro-
jekt tages “ Verant wortungsvoller Umgang mit dem Medium 
Internet ”			                   J iL 23/11 NEU NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , zum 
Schut z der Jugend an den  Schulen spezielle und verpf lich-
tende Aufklärungsveranstaltungen in den 4 ., 6. und 9. Klas-
senstufen einzuführen. Diese sollen zur Aufklärung über die 
Risiken und Gefahren des Mediums Internet genut zt werden.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Zu den Zielen der Koalit ion gehören neben der Förderung der 
kulturellen K inder- und Jugendbildung insbesondere die Ent-
faltung kultureller Potenziale der Neuen Medien und die Stär-
kung von Medienkompetenzen.
Die technischen Ent wicklungen insbesondere in elektro -
nischen Medien wie beispielsweise dem Inter net br ingen 
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nicht nur neue Nut zungsmöglichkeiten mit sich, sonder n er-
forder n zugleich einen sensiblen und verant wor tungsbe-
wussten Umgang. Insbesondere K inder und Jugendliche gilt 
es auf ihren Weg in die Infor mationsgesellschaf t zu begleiten 
und ihnen das nötige Wissen und Hilfsmit tel an die Hand zu 
geben, Infor mationen und Medien r ichtig zu bewält igen und 
zu bewer ten.
Die CDU ist sich dieser wichtigen Gestaltungsrolle bewusst 
und setzt sich für eine möglichst f rühe medienpädagogische 
Förderung ein. Die Medienkompetenz von Schüler innen und 
Schüler n ist in allen Schulfor men gezielt zu förder n. Elter n 
und Lehrer dür fen dabei nicht auf sich selbst gestellt blei -
ben und von Jugendlichen, die die Techniken sicherer beher r-
schen, abgehäng t werden. Die CDU wird sich für geeignete 
For men zur Infor mation und Schulung von Elter n einsetzen. 
Insbesondere bislang t radit ionelle For men der Kompetenz-
ver mit t lung wie Of fene Kanäle oder Inhalte der Lehrer for t-
bildung sind zu überprüfen, zu optimieren und eventuell neu 
auszur ichten. Für alle Medien – ob in elektronischer oder ge -
druckter For m — sind einheit liche Jugendschutzstandards zu 
def inieren. Jugendschut z in den Medien wird durch die weiter 
for tschreitende technische Ent wicklung eine ständige Aufga-
be bleiben, zu der sich die CDU bekennt.

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Es lieg t in der Eigenverant wor tung der Schulen, spezielle Pro-
jekt tage zu Schwerpunkt themen wie dem Umgang mit Medien 
zu organisieren. Wir sind skeptisch gegenüber Alibiveranstal-
tungen, die alle drei Jahre stat t f inden und gehen davon aus, 
dass der Umgang mit dem Inter net und anderen neuen Medien 
eine Querschnit taufgabe aller Schulfächer ist .

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Fraktion unterstüt zt diesen Beschluss. Der bereits 
von der EU init iier te „Safer- Inter net-Day“ sollte in schleswig-
holsteinischen Schulen, aber auch von Vereinen, Medien und 
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Elter n genut zt werden, um die Auswirkungen von Online-Akti-
vitäten zu verdeutlichen.

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Projekt tage eigenen sich gut , um auf ein T hema auf merksam 
zu machen. Medienkompetenz aber, und insbesondere auch 
der ref lektier te, selbst verant wor tliche Umgang mit dem Inter-
net , sollte unserer Auf fassung nach regelmäßig t rainier t wer-
den. Hier sehen wir die Schulen in der Verant wor tung, ihrem 
Auf t rag nachzukommen, der unter dem Stichwor t „ Infor ma-
tions- und Kommunikationstechnologien“ in jedem Lehrplan 
auf taucht. Dass sowohl die Schulen als auch die Landespo-
lit ik in den let zten Jahren kein gutes Bild abgegeben haben 
(z.B. bei der Ausstat tung der Schulen mit moder nen Techno-
logien), verstehen wir als Auf t rag, das zu änder n.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe hierzu Ant wor t Beschluss 12 „Wir tschaf ts- und Polit ik-
lehre ab dem 9. Jahrgang“.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Ein bewusster Umgang mit Medien und die ver nünf tige so-
wie verant wor tungsvolle Handhabe von Computer n sind be-
reits heute ein fester Bestandteil im Unter r icht . Der SSW un-
terstützt das Anliegen von Jugend im Landtag, Projekt tage an 
den Schulen durchzuführen, um so T hemen wie Happy Slap-
ping, Cyber mobbing oder auch den verant wor tungsvollen 
Umgang mit Facebook oder Schüler VZ zu thematisieren. Hier 
wäre auch eine Einbindung der Elter nschaf t sinnvoll . Daten-
schutz ist Bildungsaufgabe und sollte daher unbeding t auch 
Bestandteil im Unter r icht sein. 

Ministerium für Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein
Computer und Neue Medien sind aus dem heutigen Schulall -
tag nicht mehr weg zudenken. Das Ziel des IT-Einsatzes im Un-
ter r icht ist vor rangig in der Steigerung der Medienkompetenz 
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der Schüler anzusehen. Dazu gehör t die Aneignung von Unter-
r ichtsinhalten unter Ver wendung von Computer n ( Infor mati -
onsbeschaf fung, Infor mationsverarbeitung, Infor mationsbe-
wer tung, Infor mationsdarstellung ). Des Weiteren gehör t dazu 
die selbständige Festigung von Unter r ichtsinhalten durch dif-
ferenzier te Übungsfor men am Computer. Eine zeitgemäße in-
for mationstechnische Grundbildung unterstützt den Er werb 
berufsvorbereitender Kompetenzen im Umgang mit Compu-
ter n.
Insofer n ist die Förderung von Medienkompetenz durchgängig 
in allen Unter r ichtsfächer n zu förder n, was die Bildungsstan-
dards und Lehrpläne auch vorsehen. Spezielle Projekt tage 
zum T hema Datenschut z können förder lich sein und sollten 
von der Schule in Eigenverant wor tung angeboten werden.
Um die Kräf te aller Akteure in S -H zum Datenschutz/Jugend-
schutz im Netz zu bündeln, wurde die Init iat ive „ Im Netz der 
neuen Medien“ ins Leben gerufen. So kann der jeweiligen 
Nachf rage aus den Schulen schnell und kompetent begegnet 
werden. Umfangreiche Lehrer for tbildungen wurden im ver-
gangenen Jahr im Rahmen dieser Init iat ive durchgeführ t:
Darüber hinaus wurde Infor mationsmater ial an alle Schulen 
des Landes geschickt: Die Broschüre „ Im Netz der neuen Me-
dien“ enthält die Kapitel „Urheber- und Persönlichkeitsschutz 
im schulischen Bereich“ und „Kinder und Jugendliche als Kun-
den“. Ebenfalls wurde die Broschüre „Entscheide Du — sonst 
tun es andere für Dich!“ vom Unabhängigen Landeszentrum 
für Datenschut z an alle Schulen des Landes versendet.
Für das laufende Jahr g ibt es zusät zlich Angebote zum T he -
ma Sicherheit im Datenverkehr, Urheber- und Persönlichkeits-
schutz im schulischen Bereich, Jugendgefährdende Inhalte im 
Inter net , Jugendschut z in interaktiven Diensten und Kommu-
nikationsplat t for men.

Ministerium für Arbeit, Soziales und Gesundheit des Landes 
Schleswig-Holstein
Dieser Beschluss fällt unter den Oberpunkt „Unter r ichts-
qualität“ in die Zuständigkeit des Minister iums für Bil -
dung und Kultur. Grundsät zlich sind Auf klärungsveranstal-
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tungen zum verant wor tungsvollen Umgang mit dem Inter net 
im Sinne einer Stärkung der Medienkompetenz zu begrüßen. 
Allerdings ist eine Zuweisung dieser T hematik zum Sucht-
bereich mit Zurückhaltung zu sehen, da die generelle noso-
logische Zuordnung der T hematik noch nicht entschieden 
ist und eine vorschnelle Stigmatisierung ver mieden werden 
soll . Gleichwohl g ibt es sicher lich suchtähnliche Ver läufe 
und in der L iteratur auch den Begr if f des pathologischen 
Inter netgebrauchs, sodass in den schulischen Infor mati -
onsveranstaltungen auch diese A spekte mitberücksich- 
t ig t werden sollten.

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Der Umgang mit Medien sowie der entsprechende Kompe- 
tenzer werb sollte Querschnit tsaufgabe in den verschiedenen 
Unter r ichtsfächer n sein. Eigene Projekt tage können in Ver-
ant wor tlichkeit der Schulen zusät zlich veranstaltet werden, 
diese Daueraufgabe jedoch nicht erset zen. Die vom Jugend-
par lament vorgetragene Idee ist hier für sehr gut.
(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, für die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Wir leben in einer Generation, die immer und überall online 
und er reichbar ist . Was viele als Freiheit empf inden, ist für 
andere ein F luch. Die neuen Technologien machen uns ei-
nerseits mobiler und unabhängiger, andererseits können wir 
aber auch zu ihren Sklaven oder im schlimmsten Fall zu Ab -
hängigen werden. Vor allem Kinder und Jugendliche können 
sich ihrem Reiz of t nicht ent ziehen: So bunt , so schnell , so 
verspielt kommen sie daher und verdrängen unmerklich das 
wirkliche Leben. 
Mit Medien umzugehen, will geler nt sein – in jeder Hinsicht 
und von Anfang an. V iele Menschen der älteren Generation be -
t reten Neuland, wenn sie einen PC bedienen und im Inter net 
sur fen wollen. Dagegen gilt für die jüngere Generation: Wer 
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hin und wieder abschaltet , gewinnt – Zeit für den direkten 
Austausch mit anderen sowie Ruhe, Konsumier tes zu verar-
beiten und zu bewer ten. Bei den heutigen Mengen an Infor-
mation, Unterhaltung und Ablenkung kommt es entscheidend 
darauf an, herauszuf ilter n, was wirklich wichtig ist . Dazu ge -
hör t auch, Angebote kr it isch zu hinter f ragen und die Mit tel 
des Inter nets gezielt einzuset zen. Mediener ziehung muss all 
das ver mit teln – in K indergär ten, Schulen und Jugendeinr ich-
tungen ebenso wie in der Weiterbildung. Es reicht allerdings 
nicht aus, in einem Unter r ichtsfach „Medienkompetenzver-
mit t lung“ nur den technischen Zugang zu erschließen. V iel -
mehr muss der Umgang mit Medien fächerübergreifend in 
Unter r icht und Weiterbildungsangebote einf ließen. Medien-
kompetenz ist heute ein universelles T hema und eine Heraus-
forderung für alle Generationen.
Doch auch die Elter n sind in der P f licht: Der Medienkonsum 
sollte — vor allem kleineren — K inder n nicht gänzlich allein 
über lassen werden. 

14 . Verbindliche Umset zung der Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung (BNE)			                          J iL 23/12 NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , die BNE-
Kriterien stärker an Kindergärten und Schulen zu berücksich-
tigen, darüber zu informieren und die Umset zung zu unter-
stüt zen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Umweltbildung und Bildung für Nachhalt ige Ent wicklung sind 
zentrale T hemen der CDU-Polit ik . Dabei forder n wir, dass 
Nachhalt igkeitspr inzip verstärkt zum Kompass unseres Den-
kens, Entscheidens und Handelns zu machen. Folger ichtig 
begrüßen wir auch den hohen Stellenwer t , den die BNE für 
die CDU- geführ te Landesregierung hat. Dies beleg t der Nach-
halt igkeitsber icht 2009 der Landesregierung vom 12. Januar 
2010 (Drs. 17/170). „Schulen in Schleswig-Holstein haben – 
angereg t durch verschiedene Modellprogramme, Projekte und 
Par tner – vielfält ige Aktivitäten ent faltet , um selbst vor Or t 
im Sinne der BNE aktiv zu werden. Dabei ent wickeln sie ganz 
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selbst verständlich ihren Unter r icht und ihr Schulleben wei-
ter: Schüler innen und Schüler ler nen, mit ihrem Fachwissen 
Lösungen für die Welt von morgen zu erarbeiten und diese 
auch lokal umzuset zen. Mit ihren Ergebnissen gehen sie auch 
an die Öf fentlichkeit . Um diese Aktivitäten gezielt weiterent-
wickeln zu können, haben die Schulen seit 2009 die Möglich-
keit , sich als „ Zukunf tsschule.SH“ auszeichnen zu lassen.“
Die CDU-Landtagsf raktion wird auch zukünf tig diesem Aufga-
benbereich einen hohen Stellenwer t zumessen.

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Das Ziel nachhalt iger Ent wicklung ist Grundpr inzip der Bil -
dung in K inder tagesstät ten und Schulen. Die Umsetzung ist 
Aufgabe der Schulen und der Lehrkräf te. Bei einer et waigen 
Neufassung der Lehrpläne muss dieser inhalt liche Komplex 
stärker als bisher her vorgehoben werden.

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Auch nach den geltenden Lehrplänen ist das T hema der öko-
logischen Nachhalt igkeit Teil des Unter r ichtes an Haupt-, Re -
alschulen und Gymnasien in Schleswig-Holstein. Dennoch ist 
die FDP-Fraktion für diesen Beschluss von „ Jugend im Land-
tag“ durchaus of fen. Es wäre aus diesem Grunde sorg fält ig 
zu prüfen, ob BNE möglicher weise im Rahmen einer Lehrplan-
änderung eine stärkere Fundierung in den Lehrplänen einge-
räumt werden kann.

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Ja, Bildung für nachhalt ige Ent wicklung macht Sinn! Aber 
wir gehen davon aus, dass man nicht alles im Lehrplan fest-
schreiben kann, im Gegenteil: Wir set zen uns für eine Ent-
schlackung der Lehrpläne ein. Die Zukunf tsschulen  (w w w.zu-
kunf tsschule.sh)  bieten eine Menge BNE-Mater ial und guter 
Beispiele für BNE-Projekte. Hier sind Lehrer Innen und Schüle -
r Innen gleicher maßen gef rag t , das T hema im Schulalltag mit 
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Leben zu füllen. Wir set zen uns aktiv für Schulen als Lebens-
räume ein, in denen dies geling t!

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe hierzu Ant wor t Beschluss 12 „Wir tschaf ts- und Polit ik-
lehre ab dem 9. Jahrgang“.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Mit der Bildung für nachhalt ige Ent wicklung ist der Auf t rag 
verbunden, möglichst f rüh darüber zu infor mieren, wie im 
Alltag der Leitgedanke der nachhalt igen Ent wicklung be-
rücksichtig t und mit Leben gefüllt werden kann. Daher g ibt 
es bereits einen Leit faden zum Bildungsauf trag in K inder ta-
geseinr ichtungen, der K inder zu einem verant wor tungsvollen 
Umgang mit Natur und Umwelt befähigen soll . Außerdem ist 
Bildung für nachhalt ige Ent wicklung auch in den Lehrplä-
nen der Schulen veranker t und wird von der Zukunf tsschule.
SH unterstützt . Weiterhin g ibt es auch in den Bereichen der 
Hochschulen sowie der Er wachsenen- und Weiterbildung viel -
fält ige Angebote im Bereich der BNE. Aus Sicht des SSW ist 
dieser Ansatz zu unterstüt zen. Die Idee der nachhalt igen Ent-
wicklung sollte Hintergrund all unserer täglichen Handlungen 
sein. 

Ministerium für Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein
Das Schulgeset z verpf lichtet die Schulen, bei jungen Men-
schen das „Verständnis für Natur und Umwelt (zu) schaf fen 
und die Bereitschaf t (zu) wecken, an der Erhaltung der Lebens-
grundlagen von P f lanzen, T ieren und Menschen mitzuwirken“. 
Die Behandlung des T hemas Bildung für nachhalt ige Ent wick-
lung ist Bestandteil des Unter r ichts. Darüber hinaus gibt es 
weitere Init iat iven und Projekte zu diesem Bereich. In Schles-
wig-Holstein haben sich beispielsweise landesweit 142 Schu-
len im Rahmen der Init iat ive Zukunf tsschule.SH, die unter der 
Schir mher rschaf t des Bildungsministers Dr. K lug steht , zer t i -
f izieren lassen. Dies sind Schulen, die die Bedeutung nach-
halt igen Handelns mit unterschiedlichen Aktionen verständ-
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l ich und begreif bar machen und bei Schüler innen und Schüler 
die Auseinanderset zung mit dieser Mater ie beförder n. Ein an-
deres Beispiel ist die Zer t if izierung außerschulischer Ler nor te 
und Par tner. Bildungs- und Umweltminister ium zeichnen die -
se Anbieter der umwelt- und ent wicklungspolit ischen Bildung 
als at t raktive Bildungspar tner mit hochwer tigen Bildungsan-
geboten aus. Das Zer t if izierungsver fahren wurde gemeinsam 
mit Umwelt- und Naturschut zverbänden sowie Ver t retungen 
der ent wicklungspolit ischen Bildung ent wickelt .
Die K inder tagesstät ten haben einen eigenen Bildungs-, Be-
t reuungs- und Er ziehungsauf trag (§ 4 Abs. 1 K iTaG). Bei der 
Umsetzung sollen sechs Bildungsbereiche berücksichtig t 
werden, u. a. Mathematik/Natur wissenschaf t/Technik sowie 
der Bereich Ethik/Relig ion/Philosophie. Zu beiden Bildungs-
bereichen gehören auch Fragen der Ökologie und der Nach-
halt igkeit (z. B. Müllver meidung und Müllt rennung als natur-
wissenschaf t liches Projekt thema oder das Relig ionsthema 
Gemeinschaf t und Verant wor tung mit dem Projekt „faires 
Frühstück“). Die Inhalte und For men der pädagogischen Ar-
beit sollen selbst verständlich dem Ent wicklungsstand der 
K inder entsprechen und sich an deren Lebenssituation or ien-
t ieren. Die konkrete Ausgestaltung und Gewichtung von Fra-
gen der nachhalt igen Ent wicklung werden daher in Verant wor-
tung der Träger und Einr ichtungen vor Or t entschieden.

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Das Ziel nachhalt iger Ent wicklung ist schon jetzt als Bil -
dungsziel für K inder tagesstät ten und Schulen in Schleswig-
Holstein veranker t . Dieses muss durch die Schulen in den 
passenden Unter r ichtseinheiten umgesetzt bzw. im Schul-
prof il berücksichtig t werden. Dazu gehör t auch die räumliche 
und energiepolit ische Gestaltung der Bildungseinr ichtungen 
und Bildungsräume. Die SPD hat hier zu in ihrer Regierungs-
verant wor tung viel anschieben und bewegen können, gerade 
mit der energetischen Sanierung durch Konjunkturprogramm 
und unsere Förderpolit ik für er neuerbare Energien, z. B. für 
Solar ther mie und Photovoltaik . Hier können K inder und Ju-
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gendliche praktisch sehr viel ler nen und mit der Schule als 
Energiespender der Zukunf t auf wachsen.
(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, für die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Klimawandel, Ar mut, und Ressourcenknappheit sind einige 
der großen und komplexen Herausforderungen unserer Zeit . 
Um sie zu meister n und die Welt für unsere K inder und En-
kel lebenswer t zu gestalten, müssen wir ler nen, nachhalt ig 
zu handeln. Wir müssen wir tschaf t lichen For tschr it t mit so -
zialer Gerechtigkeit und dem Schutz der Umwelt verbinden. 
Damit künf t ig möglichst viele Menschen Ant wor ten auf diese 
Frage kennen, haben die Vereinten Nationen die UN-Dekade 
„Bildung für nachhalt ige Ent wicklung“ ausgerufen. Die inter-
nationale Bildungsof fensive set zt nachhalt iges Denken ganz 
oben auf die bildungspolit ische Agenda, damit es in K lassen-
zimmer n, K indergär ten, Hörsälen und in der Öf fentlichkeit 
ankommt. Für die Arbeit in Schulen sind umfangreiche Lehr- 
und Ler nmater ialen erstellt worden, die auf der Webseite der 
BNE zur Ver fügung stehen. K limawandel, soziale Gerechtig-
keit und Nachhalt igkeit sind Grundideen Grüner Polit ik , da-
her unterstützen wir die Forderung nach Umsetzung der BNE-
Kr iter ien in den Lehrplänen.

15. Thema sexuelle Identität/Orientierung	    J iL 23/10
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , Homo- 
und Bisexualität sowie Transgender im Unterricht zu thema-
tisieren. Außerdem sollen Informationsveranstaltungen zu 
den oben genannten Themenbereichen stat t f inden, bei denen  
z. B. lesbisch und schwule Verbände über die Sachverhalte 
aufklären.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Im Rahmen des Biologieunter r ichts soll Sexualer ziehung ne-
ben der Ver mit t lung biologischer Kenntnisse vor allem das 
verant wor tungsbewusste Handeln in Par tnerschaf t und Fa-
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milie zum Ziel haben. Dabei soll auf t radier te Geschlechter-
rollen eingegangen und deutlich gemacht werden, dass ge-
schlechtst ypische Unterschiede nicht zu Benachteiligungen 
im gesellschaf t lichen und beruf lichen Leben führen dür fen 
(Gleichstellung der Geschlechter). Wenn von Gewalt zwischen 
Jungen und Mädchen, Mann und Frau, Elter n und K inder n ge-
sprochen wird, kommen auch A spekte der Fr iedenser ziehung 
in der Sexualer ziehung zum Tragen.
Das Land förder t die Schwulen- und Lesbenarbeit der landes-
weit tätigen Beratungs- und Organisationsstelle NA Sowas 
jähr lich mit 42.500 Euro.

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der Umgang mit sexueller Or ientierung ist eines der sensi-
belsten T hemen überhaupt. Es gehör t zum zentralen Bildungs-
auf t rag der Schule, klar gegen jede For m der Diskr iminierung 
aufgrund unterschiedlicher sexueller Or ientierungen Stellung 
zu beziehen. Lehrer innen und Lehrer dür fen nicht wegsehen, 
wenn K inder oder Jugendliche wegen ihrer tatsächlichen oder 
ver meintlichen sexuellen Or ientierung gemobbt werden. Die 
Durchführung von Infor mationsveranstaltungen steht den 
Schulen f rei.

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Bereits jetzt ist die Beschäf t igung mit Fragen der Homosexu-
alität Bestandteil des Lehrplanes für alle achten Klassen von 
Haupt-, Realschulen und Gymnasien in Schleswig-Holstein. 
Daher sieht die FDP-Fraktion hier keinen gesonder ten Hand-
lungsbedar f. Die Frage, ob Infor mationsveranstaltungen zu 
den T hemen Homo- und Bisexualität sowie Transgender mit 
entsprechenden Referenten abzuhalten seien, lehnt die FDP-
Fraktion ab. Die F DP-Fraktion er laubt sich den Hinweis, dass 
entsprechende Veranstaltungen zum T hema Heterosexualität 
in dem Beschluss von „ Jugend im Landtag“ explizit ausge-
klammer t werden.
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Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Es ist nicht zeitgemäß, dass in den Rahmenplänen Homose-
xualität nur als ein kleiner Spiegelstr ich ( im Fach Bio) auf-
taucht , Bisexualität und Transgender sogar überhaupt nicht. 
Wir nehmen die Forderung ger ne als Bestätigung, am T hema 
dran zu bleiben. Aber wir g lauben auch, dass hier alle Betei- 
l ig ten geforder t sind. Nicht alles, was in den Lehrplänen 
steht , wird angemessen behandelt . Soll heißen: Bit te forder t 
die T hemen, die euch wichtig sind, aktiv von euren Lehre-
r Innen ein!

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe hierzu Ant wor t Beschluss 12 „Wir tschaf ts- und Polit ik-
lehre ab dem 9. Jahrgang“.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Kr it ik , dass obwohl der Lehrplan die T hematisierung von 
Hetero- und Homosexualität vorsieht , dies an den Schulen 
meistens nicht passier t , sollte aus Sicht des SSW er nst ge -
nommen werden. Sexualität ist nicht nur ein Teil der Identi -
tät , sonder n außerdem in zwischenmenschliche Beziehungen 
eingebunden. Allerdings ist die fehlende T hematisierung von 
Lehrplan- Inhalten nicht zuerst ein Problem, dass auf Landes-
ebene gelöst werden kann. V ielmehr ist es ein Problem an den 
Schulen, wenn die Lehrpläne dor t nicht umgesetzt werden. 
Sexuelle Auf klärung sollte vor allem im Rahmen des Biolo -
gie -Unter r ichts thematisier t werden, kann aber auch in ande-
ren Fächer n zur Sprache kommen. Wenn dies nicht geschieht , 
sollte diese Problematik in der Schüler ver t retung bzw. ande-
ren Gremien der Schule aufgenommen werden.

Ministerium für Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein
Die Er war tung, dass in Schulen das T hema Homo- und Bisexu-
alität und gleichgeschlechtliche Lebensweisen thematisier t 
werden soll , kann nur unterstüt zt werden. In Schleswig-Hol-
stein g ibt es hier zu keine Behinderung durch die Lehrpläne. 
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Der Leit faden „Homosexualität , ein T hema für Jugendhilfe 
und Schule“ ht tp://w w w.soziales.bremen.de/sixcms/media.
php/13/Brosch%FCre%20Homosexualit %E4t.pdf ist auch in 
Schleswig-Holstein in der Lehrer for tbildung ver wendet wor-
den. Bei einer Neufassung der Lehrpläne könnte dieser A spekt 
im Sachgebiet Sexualität des Menschen jedoch noch stärker 
herausgearbeitet werden. Ein Ter min für eine Neufassung der 
Lehrpläne ist der zeit jedoch nicht in Aussicht gestellt .

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Wir begrüßen es sehr, dass sich Schulen ver mehr t mit Fra-
gen sexueller Or ientierung von Jugendlichen beschäf t igen. 
Ob dies im Rahmen von allgemeinen Infor mationsveranstal-
tungen oder im Rahmen des nor malen Schulunter r ichts ge-
schieht , müssen die Schulen selbst entscheiden. Die Einbe-
ziehung entsprechender Verbände ist hierbei sinnvoll .
(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, für die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Wir, die Grüne-Bundestagsf raktion, set zen uns für einen na-
t ionalen Aktionsplan gegen Homophobie ein: Wichtig sind vor 
allem Prävention antihomosexueller Gewalt , breite gesell -
schaf t liche Bündnisse für die Ak zeptanz gleichgeschlecht-
licher Lebenspar tnerschaf ten und  mehr Infor mation in Schu-
le und Jugendarbeit . Sowohl in Unter r ichtsinhalten als auch 
im Schulalltag muss deutlich werden: Lesben, Schwule, Bi-
sexuelle, t rans- und intersexuelle Menschen sind Teil der ge-
sellschaf t lichen Vielfalt . Sie sind gleichwer tig und gleichbe -
rechtig t . Eine Menschenrechtser ziehung in der Schule würde 
das Verständnis für die Vielfalt der Lebensweisen förder n.
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16. Alkohol- und Zigaret tenwerbung verbieten			 
					      J iL 23/22 NEU NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , über eine 
Bundesratsinit iative Alkohol- und Zigaret tenwerbung zu ver-
bieten, um Kinder und Jugendliche vor der Verherrlichung von 
Alkohol und Zigaret ten zu schüt zen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Im Bereich der Alkoholwerbung ist in Paragraph 6 des Jugend-
medienschutz-Staatsver t rags festgeleg t , dass sich Alkohol-
werbung weder an Minder jähr ige r ichten, noch durch die Ar t 
der Darstellung diese besonders ansprechen oder beim Ge-
nuss von Alkohol darstellen dar f. Die Umsetzung dieses Para-
graphen muss konsequent durchgeset zt werden. Das gleiche 
gilt für das im Jugendschut zgeset z festgeleg te Abgabeverbot 
von Alkoholika an Minder jähr ige bzw. unter 16-jähr ige so -
wie das Abgabeverbot von Alkohol an erkennbar Betrunkene 
durch das Gaststät tengeset z.
Dank der guten Präventionsarbeit ist es in den letzten Jahren 
in Deutschland gelungen, zumindest die Zahl jugendlicher 
Raucher entscheidend zu senken. Während im Jahr 2001 noch 
28 Prozent der K inder und Jugendlichen zwischen 12 und 17 
Jahren rauchten, waren es 2007 nur noch 18 Prozent.
Dennoch muss weiterhin das Bewusstsein für die Folgen ju-
gendlichen Rauchens gesteiger t werden. Hier zu gehören die 
Vorbildfunktion und der Umgang im Elter nhaus mit Tabakpro-
dukten, aber auch die Stärkung des Selbstbewusstseins Ju-
gendlicher, das sich nicht allein durch den „Glimmstengel“ 
in der Hand als Cool darstellen sollte. Denn Studien belegen, 
dass je f rüher mit dem Rauchen begonnen wird, umso höher 
ist die Zahl der täglich verkonsumier ten Zigaret ten. Aber prä-
ventive Maßnahmen sind auch deshalb not wendig, weil mit 
dem Zigaret tenkonsum die Schwelle zum Eintr it t in den Can-
nabiskonsum deutlich gesenkt wird. 
Das 2007 verabschiedete Geset z zum Schut z vor den Gefahren 
des Passivrauchens unterstüt zt den Grundsatz „Rauchf reie -
Jugend“ dahingehend, dass die Altergrenze für das Rauchen 
in der Öf fentlichkeit und die Abgabe von Tabakwaren vom  
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16. auf das 18. Lebensjahr angehoben wurden. Dem entspr icht 
auch die Umstellung der Zigaret tenautomaten zum 1.1.2009.

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Es existier t bereits ein europäisches Verbot von Tabakwer-
bung in gedruckten Medien, im Radio und im Inter net. Ein 
generelles Verbot von Tabakwerbung stärkt jedoch den Prä-
ventionsgedanken insbesondere im Hinblick auf K inder und 
Jugendliche. Die SPD -Landtagsf raktion hat te in der Vergan-
genheit im Zuge des Nichtraucherschutzes ein Werbeverbot 
für Tabakwaren geforder t . 
Zu diesem Punkt gehör t auch das Nachdenken über eine Be -
schränkung der Werbung für Alkoholprodukte. Insgesamt ha-
ben jüngere Studien gezeig t , dass bei K inder n und Jugend-
lichen die Wahr nehmung von Werbung für Alkoholprodukte 
zu einem f rüheren und intensiveren Konsum alkoholhalt iger 
Getränke führ t . Eine weitere Regulierung der Werbung, die 
K inder und Jugendliche er reicht , ist aber er forder lich. Hier 
hat es bereits Ansät ze bei der let zten Aktualisierung der 
Jugendschutzbestimmungen gegeben. Der Jugendmedien-
schutzstaatsver t rag enthält eine generelle Beschränkung der 
Werbung durch Rundfunk und Telemedien für alkoholische 
Getränke und durch Telemedien für Tabakwaren. Dieser wird 
zur zeit überarbeitet . Das Jugendschutzgesetz beschränkt 
die Werbung für alkoholische Getränke und Tabakwaren bei 
K inoveranstaltungen. Allerdings dür fen bei F ilmveranstal-
tungen Werbef ilme mit Tabak- und Alkoholwerbung bei K ino-
vor führungen nach 18.00 Uhr gezeig t werden. Diese Grenze 
sollte angehoben werden. Da es für Tabakwerbung deutlich 
strengere Regelungen gibt , sollte die Werbung für Alkohol an 
diese Bestimmung angepasst werden.

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Fraktion stüt zt die Intention des Antrages. Die zu-
grundeliegende Frage ist , wie können K inder und Jugendliche 
weiter geschüt zt werden und wie kann der Konsum von Alkohol 
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und Zigaret ten bei K inder n und Jugendlichen weiter reduzier t 
werden. Der verant wor tungsvolle Umgang mit Alkohol und Zi-
garet ten ist und bleibt zunächst einmal eine Er ziehungsf rage 
und lieg t in der Verant wor tung des Elter nhauses. Wenn das 
Elter nhaus nicht stat t f indet , werden auch Werbeverbote re -
lativ wenig nut zen. Ef fektivere Instrumente gegen Alkohol- 
und Zigaret tenmissbrauch und zur Sensibilisierung von K in-
der n und Jugendlichen können nur Auf klärung und Prävention 
sein. Angebote zur Suchtprävention müssen die kr it ische Aus- 
einandersetzung der Jugendlichen mit dem eigenen Konsum 
förder n, damit über einen pädagogischen Ansatz die Jugend-
lichen nachhalt ig er reicht werden können. Die Präventionsar-
beit muss entsprechend landesweit ver net zt werden. Die FDP 
wird, wie im Koalit ionsver t rag vereinbar t , auf eine verstärkte 
Zusammenarbeit von Drogenberatungsstellen und Schulen 
hinwirken. Ebenso sollen Drogenf rühhilfsangebote für auf fäl-
l ige Jugendliche ausgebaut und geprüf t werden, wie eine ver-
bindliche Teilnahmegestaltung etablier t werden kann.

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Werbung für Rauchwaren und Alkoholika nützt niemandem, 
außer denjenigen, die diese Waren produzieren und ver t rei -
ben. Werbung für Zigaret ten und Tabak f indet de facto we-
der im Fer nsehen noch im K ino stat t . Für die Bewerbung von 
Alkoholika sollten aus Grüner Sicht die g leichen Spielregeln 
gelten. Ob dies am besten durch ein gesetzliches Verbot oder 
durch eine f reiwill ige Vereinbarung zu er reichen ist , muss ab-
gewogen werden.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Forderungen der Jugendlichen ein Verbot von Alkohol- und 
Zigaret tenwerbung zu er wirken, Inseln und Halligen f inanziell 
besser zu unterstüt zen, damit Jugendliche dor t nicht abwan-
der n und Qualität im öf fentlich-rechtlichen Rundfunk stärker 
zu förder n, sind aus Sicht der L INKEN posit iv zu bewer ten.
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SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der SSW hat schon f rühzeit ig ein grundsätzliches Werbever-
bot für Alkohol und Zigaret ten geforder t . Auch wenn ein sol -
ches Verbot zum kollektiven Aufschrei der Werbef ir men füh-
ren würde, wäre dies nur ein weiterer konsequenter Schr it t 
einer nachhalt igen Anti-Drogenpolit ik .

Ministerium für Arbeit, Soziales und Gesundheit des Landes 
Schleswig-Holstein
(abgestimmt mit VII I 443, Referat Biomedizin, Sucht , umwelt-
bezogener Gesundheitsschut z)
Zunehmend belegen wissenschaf t liche Erkenntnisse einen 
Einf luss der Werbung auf den Alkohol- und Zigaret tenkonsum 
in einer Gesellschaf t . Vor dem Hintergrund des Gebots der 
Wahl des mildesten Mit tels bei Eingr if fen des Staates in die 
Rechte der Bürger ist ein Verbot von Alkohol- und Zigaret ten-
werbung allerdings unverhältnismäßig. Dem Schutz von K in-
der n und Jugendlichen kann bereits durch die Vorgabe Rech-
nung getragen werden, dass K ino- und Fer nsehwerbung für 
Alkohol und Zigaret ten erst nach 20.00 Uhr gezeig t werden 
und Werbung auf Plakaten sowie in Zeitschr if ten für Alkohol 
und Zigaret ten nicht in jugendaf f iner Weise er folgen dar f. 
Das Minister ium für Arbeit , Soziales und Gesundheit wird  
diese Forderungen bei den anstehenden Novellierungen des 
Jugendschut zgeset zes und des Jugendmedienschutz-Staats-
ver t rages unterstüt zen; einer darüber hinausgehenden Bun-
desratsinit iat ive bedar f es aus Sicht des Jugendschutzes 
nicht.

CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Der Missbrauch von Alkohol hat in den vergangenen Jahren 
unter Jugendlichen stark zugenommen. Wir unterstützen des-
halb präventive Maßnahmen gegen Alkohol- und Zigaret ten-
missbrauch von Jugendlichen. Es ist außerdem wichtig, dass 
die bestehenden Geset ze zum Jugendschutz eingehalten wer-
den und die Einhaltung auch kontrollier t wird.  In der Wer-
bung setzen wir bei Alkohol auf eine Selbst verpf lichtung der 
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Werbewir tschaf t . Werbung dar f nicht zum Alkoholmissbrauch 
auf forder n und keine t r inkenden K inder und Jugendlichen zei-
gen. Tabakwerbung ist bis auf wenige Ausnahmen bereits ver-
boten.

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Die SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein begrüßt diesen 
Vorstoß. Insbesondere im Bereich Alkoholwerbeverbot g ibt 
es Handlungsbedar f. 
Beim T hema Alkoholwerbung kommen mehrere Studien aus 
den vergangenen Jahren zum gleichen Ergebnis: Je mehr Alko-
holwerbung K inder und Jugendliche sehen, desto natür licher 
ist für sie der Umgang mit Alkohol. V iele Unter nehmen der 
Alkoholbranche halten an einem Marketing fest , welches ge-
zielt junge Menschen anspr icht und den Konsum von Alkohol 
als unver zichtbares Par t yelix ier st il isier t . Die Selbstregulie -
rung der Werbewir tschaf t reicht hier nicht aus. 
Tabakwerbung ist mit t ler weile durch die für verschiedene 
Bereiche geltenden Verbote weitestgehend aus dem öf fent-
lichen Raum verschwunden. Wir würden es sehr begrüßen, 
wenn man entsprechend auch Alkoholwerbung aus dem öf-
fentlichen Raum verbannen würde. Ergänzt werden muss dies 
durch weitere Maßnahmen im Bereich der Präventionsarbeit , 
wie die Auf klärung der Jugendlichen, aber auch die verstärkte 
Schulung der Mitarbeiter der Verkaufsstellen. Ob die CDU/
FDP-Regierung hier eine entsprechende Bundesratsinit iat ive 
auf den Weg br ingen wird und damit den Jugendschutz gegen 
den zu er war tenden Protest der alkoholproduzierenden und 
-ver t reibenden Unter nehmen durchset zt , ist allerdings f rag-
würdig.
(Gabriele Hiller-Ohm, MdB, für die Landesgruppe Schleswig-
Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Der Konsum psychoaktiver Substanzen war und ist seit jeher 
Bestandteil menschlicher Kulturen. Auch künf t ig ist daher 



151

Stellungnahmen

eine Welt ohne den Konsum psychoaktiver Substanzen nicht 
zu er war ten. Die Drogenpolit ik ist insbesondere dann gef rag t , 
wenn durch r iskante Konsumfor men Freiheit und Selbstbe-
stimmung der betrof fenen Menschen in Gefahr geraten. 
Für uns gehör t die Prävention in den Mit telpunkt der Drogen-
polit ik . Wir befür wor ten glaubwürdige und f rühzeit ige Maß-
nahmen, die Abhängigkeit und r iskante Konsumfor men ver-
hinder n oder zumindest ver r inger n. Wir halten es für falsch 
und kontraproduktiv, Nutzer innen und Nutzer von Drogen zu 
kr iminalisieren und sie auf den Schwar zmarkt zu verdrän-
gen. Dieser behinder t g laubwürdige Prävention und kennt 
keine Regulierung. Wir set zen daher auf die Entkr iminalisie -
rung von weichen Drogen wie Cannabis. Wir wollen einen an-
gemessenen Weg gehen zwischen einer staatlich verordneten 
Abstinenzkultur und einer drogenpolit ischen Laissez-Faire -
Haltung. In diesem Sinne erachten wir es als sinnvoll , Rah-
menbedingungen zu set zen und Drogenkonsumentinnen und 
-konsumenten zu befähigen, gesundheitsbewusst zu han-
deln. 
Wir bauen auf eine rationale und am Menschen or ientier te 
Drogenpolit ik: Verhaltensprävention, die Schulung im verant-
wor tlichen Umgang mit Drogen wie auch Verhältnispräven-
t ion, also eine Veränderung der äußeren Umstände, welche 
zum Drogenkonsum ver leiten – wie et wa beschönigende Wer-
bung. Wir set zen uns für eine Drogen- und Suchtpolit ik ein, 
die g leicher maßen bei il legalen und legalen Drogen sowie so 
genannten Verhaltenssüchten gesundheitspolit isch konse -
quent handelt . Nur ein Mix verschiedener Maßnahmen – ins-
besondere zur Prävention problematischer Konsumfor men so-
wie von Abhängigkeit – kann hier wirken. Unser Ziel ist eine 
Drogenpolit ik , die den Willen zur Drogenf reiheit stärkt . Die 
Menschen jedoch, die Drogen gebrauchen, sollen zu einem 
verant wor tlichen Umgang mit Drogen und stof fungebundenen 
Suchtmit teln befähig t werden. 
In diesem Rahmen forder n wir auch ein gut ausgebautes An-
gebot zur T herapie von Suchterkrankungen. Die Wahl der 
geeigneten Behandlung oder T herapie sollte nicht von be-
täubungsmit telrechtlichen Vorschr if ten bzw. polit ischen Vor-
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gaben abhängen, sonder n einzig von der individuellen Situa-
t ion der Betrof fenen. F inanzierung und Qualität der T herapie 
brauchen Stetigkeit und Verbindlichkeit . Den absehbaren 
Veränderungen bei den Klientinnen und Klienten von Drogen 
(Lifest yledrogen, Medikamente) muss stärker Rechnung ge -
t ragen werden.

17. Integrationspolit ik besser gestalten	      J iL 23/ NEU NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , ver- 
stärkt Maßnahmen zur Integration von Immigranten sowie 
MitbürgerInnen mit Migrationshintergrund zu veranlassen. 
Dazu zählen insbesondere Maßnahmen zur sprachlichen Inte-
gration und zur Vermit t lung kultureller Werte und des demo-
kratisch-rechtsstaatlichen Systems.
Konkrete Maßnahmen: 
• Aufklärung jugendlicher Deutscher an Schulen,
• Förderung von Toleranz und Beseitigung von Vorurteilen 

gegenüber Migranten als auch unter ihnen,
• Förderung im vorschulischen Bereich zur Unterstüt zung
 	 des Erlernens der Mut tersprache. Das Beherrschen der ei-

genen Mut tersprache ist Grundlage für das Erlernen der 
deutschen Sprache und anderer Sprachen,

• Durchmischung der städtischen Bevölkerung (Stadtpla-
	 nung), Verhinderung von sozial schwachen Stadtbereichen ,

•  Ausbau von vorhandenen Strukturen im Sport verein, in 
	 Musikschulen,
• Migranten müssen aktiver werden, um sich zu integrieren 	
	 (Orte für Begegnungen),
• erfolgreiche Migranten als Vorbilder nut zen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Fraktion sieht Schleswig-Holstein als ein weltof-
fenes Bundesland an, in dem die Integration von Menschen 
mit Migrationshintergrund für den gesellschaf t lichen Fr ie -
den und die Ent wicklung Schleswig-Holsteins unver zichtbar 
ist . Vor rangige Grundvorausset zung für die Integration in das 
polit ische und demokratische Wer tesystem unserer Gesell -
schaf t ist dabei das Beher rschen der deutschen Sprache. Die 
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Verbesserung der Chancen im Bereich Bildung und Arbeit sind 
weitere Eckpfeiler für eine er folgreiche Integrationsarbeit . 
Dabei ist die CDU auch bestrebt , das Integrationskonzept des 
Landes Schleswig-Holstein For t zuführen und die bestehen-
den Integrationsangebote auch auf Personen mit Duldungs-
status in Schleswig-Holstein auszuweiten.

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Leit faden für die Integrationspolit ik in Schleswig-Holstein 
war bisher das Integrationsprogramm der Landesregierung 
aus dem Jahr 2002, welches in der Zeit sozialdemokratischer 
Regierungsverant wor tung kontinuier lich weiterent wickelt 
und den gesellschaf t lichen Bedür f nissen angepasst wurde. 
Die im Beschluss des Jugendpar laments geforder ten Maßnah-
men sind Bestandteile dieses Konzeptes, bei dessen Erstel -
lung und For tent wicklung auch Kommunen, Institutionen und 
Verbände einbezogen wurden.
Die SPD -Landtagsf raktion wird sich dafür einsetzen, dass die -
ser Prozess for tgeführ t und das Integrationskonzept weiter-
ent wickelt und den Erkenntnissen und Bedür f nissen der Be -
t rof fenen und der Gesellschaf t weiter stetig angepasst wird. 
Sofer n Schwächen und Mängel der Konzeption erkannt wer-
den, müssen diese umgehend beseit ig t werden. Hierauf wer-
den wir achten. Die SPD -Landtagsf raktion wird ihre Möglich-
keiten nutzen, auch über den par lamentar ischen Raum hinaus 
für die Ziele der Integrationspolit ik zu werben.  

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Das Zusammenleben von Menschen unterschiedlicher Her-
kunf t , Kultur und Relig ion ist ein Gewinn für unser Land. Die 
FDP setzt auf die Pr inzipien der Integration und Par t izipati -
on, wir sind gegen die Bildung von Teilgesellschaf ten. Inte -
grationspolit ik kann dabei nur zweigleisig funktionieren. Ei -
nerseits müssen entsprechende Angebote an die Immigranten 
zur Integration in die Gesellschaf t gestellt werden, anderer-
seits muss aber von Seiten der Immigranten auch die grund-
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sätzliche Bereitschaf t bestehen, sich in die Gesellschaf t zu 
integr ieren, sonst können überhaupt keine Maßnahmen grei-
fen. Das Beher rschen der deutschen Sprache ist hier Grund-
voraussetzung für eine er folgreiche Integration. Das Inte -
grationskonzept des Landes Schleswig-Holstein greif t diese 
Punkte mit entsprechenden Angeboten auf und soll for tge-
führ t werden. Darüber hinaus sind wir aber bestrebt , die be-
stehenden Integrationsangebote auch auf Personen mit Dul-
dungsstatus in Schleswig-Holstein auszuweiten. Er folgreiche 
Integration f indet auf kommunaler Ebene stat t und nur durch 
gemeinsame Anstrengungen kann dieses Ziel er reicht wer-
den. Bildung und Arbeit sind hier wichtige Elemente, welche 
die weitere Integrationspolit ik als Grundsätze leiten sollen.

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Deutschland ist ein Einwanderungsland, fast ein Fünf tel der 
hier lebenden Menschen hat einen Migrationshintergrund. 
Dennoch gibt es zahlreiche Probleme, die die Gleichberech-
t igung und Teilhabe von  MigrantInnen in Deutschland ver-
hinder n! Um dieses zu änder n, bedar f es mehr Lehrer Innen 
mit Migrationshintergrund, um auch die Schulen zu einem 
Or t der Begegnung und der Toleranz zu machen, kulturellen  
Austausch zu förder n und Wer te zu teilen. Eine leichtere Ein-
bürgerungspraxis gehör t genauso zu einer engagier ten Inte -
grationspolit ik , wie die leichtere Anerkennung ausländischer  
Berufs- und Studienabschlüsse. Die Fraktion von BÜNDNIS 
90/ DIE  GRÜNEN im Schleswig-holsteinischen Landtag er-
kennt in dem Antrag von Jugend im Landtag wichtige Ideen 
und Impulse und unterstüt zt den  Antrag „ Integrationspolit ik 
besser gestalten“.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Integrat ionspolit isch stell t das Jugendpar lament Forde -
r ungen auf, die bei den L INKEN in SH teilweise noch disku-
t ier t werden müssen. Die Förder ung der Mut tersprache in der 
Vorschule, die Verhinder ung von Ghet toisier ung in Städten 
sowie der Ausbau von Angeboten f ür Menschen mit Migrat i -
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onshintergr und wird von den L INKEN unterstüt z t . Zu der Ver-
knüpf ung  mit der Forder ung Migrant Innen müssten selbst 
„aktiver “ werden, um sich zu integr ieren und dass „er folg-
reiche Migrant Innen“  als Vorbilder dienen sollen, besteht 
bei den L INKEN in Schleswig-Holstein noch Diskussionsbe -
dar f.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der SSW unterstüt zt alle Vorhaben, eine bessere Integrati -
on von Immigranten und Mitbürger n mit Migrationshinter-
grund in Schleswig-Holstein zu er reichen. Vor allem betr if f t 
dies den Bildungsbereich, der eine enor me Bedeutung für die 
Chancengleichheit und damit für eine gelungene Integration 
hat. Der zeit g ibt es in Schleswig-Holstein viele Einzelprojekte 
vieler verschiedener, engagier ter Träger. Das bedeutet zum 
einen, dass ein großes Bedür f nis besteht , Maßnahmen auf-
einander abzustimmen und zu ver net zen, damit die K inder, 
Familien und Einzelpersonen Unterstüt zung aus einem Guss 
er fahren – und auch, damit die begrenzten Mit tel optimale 
Wirkung ent falten. Zum anderen bedeutet dies aber auch die 
allseits bekannte Gefahr, dass selbst er folgreiche und un-
entbehr liche Angebote nicht kontinuier lich gesicher t sind. 
Integration von Arbeitsmigranten, F lüchtlingen und A sylbe-
werber n er forder t einen umfassenden und vor allem auch f i -
nanziellen Einsat z aller gesellschaf t lichen Bereiche.

Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein
„Durchmischung der städtischen Bevölkerung (Stadtpla-
nung), Verhinderung von sozial schwachen Stadtbereichen“
In Stadt teilen oder Quar tieren, die Missstände bzw. Män-
gel zum Beispiel in den Bereichen Wohnen und Wohnumfeld, 
öf fentliche Räume, soziale und kulturelle Inf rastruktur auf-
weisen, kommt es häuf ig zu einer Konzentration der Bevöl-
kerungsgruppen, deren Teilhabe am wir tschaf t lichen und 
sozialen Leben aufgrund persönlicher und familiärer Bedin-
gungen eingeschränkt ist . Dieser Segregationsprozess re -
sult ier t zum einen aus dem Weg zug derer, die in anderen 
Stadt teilen eine adäquate Wohnung f inanzieren können, zum 
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anderen aus der Zuwanderung ar mer Bevölkerungsschichten 
in diese relativ unat t raktiven Gebiete. 
Das Innenminister ium unterstüt zt die Städte und Gemeinden 
im Rahmen der Städtebauförderung u. a. auch bei deren Be-
mühungen eine sozial ausgewogene Bevölkerungszusammen-
setzung in den verschiedenen Stadtbereichen zu erhalten 
bzw. zu er reichen. Dies er folg t insbesondere mit den Städte -
bauförderungsprogrammen „Soziale Stadt“ und „Stadtumbau 
West“. Die gesetzliche Aufgabe der Städtebauförderung ist 
dabei die Beseit igung städtebaulicher und baulicher Mängel. 
Die Städtebauförderungsprogramme dienen jedoch auch als 
Leitprogramme zur konzeptionellen Vorbereitung von Maß-
nahmen anderer Bereichen (z. B. Wir tschaf t förderung, Schul-
bauförderung ). Wohnraumraumförderungsmit tel werden in 
enger Abstimmung mit der Städtebauförderung als Instrument 
einer nachhalt igen Stadtent wicklung in den Fördergebieten 
eingesetzt . Insbesondere die Wohnraumförderung t räg t in 
etlichen Städtebauförderungsgebieten wesentlich zur Ziel -
er reichung einer sozial ausgewogenen Bevölkerungszusam-
mensetzung bei. Im Programm Soziale Stadt werden neben 
investiven Projekten auch nicht investive Projekte als Modell -
vorhaben geförder t . Mit der Förderung und Umsetzung dieser 
Modellvorhaben in den Fördergebieten des Programms Sozi-
ale Stadt werden die Städte und Gemeinden bei ihren Bemü-
hungen um eine ganzheit liche Stabilisierung und Auf wer tung 
von Stadt teilen mit besonderem Ent wicklungsbedar f zusätz-
lich unterstüt zt . Die Förderung zielt dabei insbesondere auf 
die Verbesserung der Lebensbedingungen in den Quar tieren, 
die Schaf fung stabiler Sozialstrukturen und die Verbesserung 
der Lebenschancen für die Bewohner innen und Bewohner ab.

Ob und wenn ja in welchem Umfang das Land Schleswig-Hol-
stein die Städte und Gemeinden auch zukünf tig durch Bereit-
stellung von Städtebauförderungsmit teln unterstützen kann, 
ist vor dem Hintergrund der Haushaltskonsolidierungser for-
der nisse of fen.
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Ministerium für Arbeit, Soziales und Gesundheit des Landes 
Schleswig-Holstein
• er folgreiche Migranten als Vorbilder nutzen
Als Beispiel ist hier das Gesundheitsprojekt „Mit Migranten 
für Migranten — interkulturelle Gesundheitslotsinnen und  
- lotsen ( kur z „MiMi SH“) zu nennen. 
Sprachliche und kulturelle Bar r ieren führen dazu, dass viele 
in Deutschland lebende Migrantinnen und Migranten nicht 
ausreichend über das deutsche Gesundheitssystem infor-
mier t sind und Präventionsmaßnahmen seltener in Anspruch 
nehmen. Naheliegend und bestechend war und ist deshalb 
die Idee, engagier te und gut integr ier te Migrantinnen und Mi-
granten zu interkulturellen Gesundheitslotsinnen und - lotsen 
auszubilden, damit diese ihre Landsleute mut tersprachlich 
und kultursensibel über T hemen der Gesundheit und Präven-
t ion infor mieren.
Im Apr il 2007 wurde daher in Schleswig-Holstein das Ge-
sundheitsprojekt „MiMi“ gestar tet und unter der Leitung des 
Ethno-Medizinischen Zentrums (EMZ ) Hannover e. V. an drei 
Standor ten in Schleswig-Holstein — K iel , Lübeck und Neu- 
münster — implementier t . Dieses Projekt wird aus Landesmit-
teln geförder t . 

CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Die Landesgruppe unterstüt zt verstärkte Maßnahmen zur Inte -
gration von Menschen mit Migrationshintergrund durch Bund, 
Land und Kommunen. Integrationspolit ik ist Polit ik für einen 
besseren Zusammenhalt der Gesellschaf t . Die Bundesregie -
rung wird als ersten Schr it t den Nationalen Integrationsplan 
zu einem Aktionsplan mit klar def inier ten und zu überprü-
fenden Zielen weiterent wickeln. Außerdem wird die Einr ich-
tung eines Bundesbeirates für Integration er folgen.

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Deutschland ist ein Einwanderungsland. Deswegen begreifen 
wir Integration als eine zentrale Aufgabe unserer Polit ik . Wir 
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t reten dafür ein, dass sich Menschen mit unterschiedlicher 
Herkunf t gemeinsam eine Zukunf t in Deutschland auf bauen 
können. 
Wir setzen uns für den Ausbau der Jugendmigrationsdienste 
ein, um für jugendliche Migrantinnen und Migranten indivi-
duelle und professionelle Integrationsförderprogramme zu 
schaf fen. Außerdem unterstüt zen wir Programme, die Mi-
granten auf ihrer Suche nach einer geeigneten Ausbildung 
helfen.
Wir wollen weiter Deutschkenntnisse, die Sicherung guter Bil -
dung und Ausbildung und die Auf nahme in den Arbeitsmarkt 
förder n. 
Für alle die Menschen, die noch keine deutsche Staatsbürger-
schaf t haben, aber schon längere Zeit hier leben, möchten wir 
eine polit ische Teilhabe er möglichen. Wir st reben auch für sie 
das kommunale Wahlrecht an, auch wenn sie nicht aus den 
EU-Staaten kommen. Nur durch eine umfassende Integration 
ist unser Land zukunf tsfähig. 
(Sönke Rix , MdB, für die Landesgruppe Schleswig-Holstein, 
SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Ein Einwanderungsland wie Deutschland dar f Menschen mit 
ausländischen Wur zeln nicht ausgrenzen. Für uns ist Integra-
t ion deshalb eine Ker nf rage der Par t izipation und Teilhabe -
gerechtigkeit . Wir sind der Meinung, dass eine demokratisch 
ver fasste Gesellschaf t auf Dauer nur funktionieren kann, wenn 
bestimmte Bevölkerungsteile nicht von der vollständigen Par-
t izipation ausgeschlossen sind. Wir set zen uns dafür ein,  
dass Migrantinnen und Migranten schneller und leichter ein-
gebürger t werden können. Das so genannte Optionsmodell , 
nach dem in Deutschland geborene Ausländer innen und Aus-
länder sich nach dem 18. Gebur tstag zwischen der deutschen 
Staatsangehör igkeit und der jenigen ihrer Elter n entscheiden 
müssen, ist integrationspolit isch kontraproduktiv. Wer von 
Gebur t an Teil dieser Gesellschaf t ist , soll nicht seine Zuge -
hör igkeit zu diesem Staat in Frage stellen müssen. 
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Darüber hinaus forder n wir, dass Nicht-EU-Büger innen und 
-Bürger das kommunale Wahlrecht erhalten. Beim Zugang zu 
Bildung sowie zum Arbeitsmarkt wollen wir durch eine Verbes-
serung der Qualität von Integrationskursen, Sprachförderung 
in K itas, die Nut zung von Mehrsprachigkeit als Ressource so -
wie die er leichter te Anerkennung ausländischer Berufsab-
schlüsse eine echte Chancengerechtigkeit er reichen.
Wir wollen Arbeitsmigration nicht nur für Hochqualif izier te, 
sonder n insgesamt er leichter n. Alle einwander nden Arbeits-
kräf te sollen perspektivisch ihren Aufenthalt einfacher ver-
länger n und ver festigen können. Durch ein Punktesystem 
kann Zuwanderung so gesteuer t werden, dass sie die Fol-
gen des Alterungsprozesses unserer Gesellschaf t abmilder t . 
Langjähr ig hier lebende – bisher nur geduldete – Menschen 
müssen endlich eine sichere Zukunf tsperspektive erhalten. 
Die geltende Regelung wird dem nicht gerecht. Ihre Voraus-
setzungen können von den meisten Geduldeten nicht er füllt 
werden. Deshalb wollen wir eine großzügige Bleiberechtsrege-
lung. Das A sylbewerber leistungsgeset z führ t zu einem diskr i -
minierenden Ausschluss von A sylsuchenden und Geduldeten 
aus Sozialhilfe und Grundsicherung für Arbeitssuchende. Die 
Leistungen betragen nur rund zwei Dr it tel der Sozialhilfe. Wir 
wollen diesem unhaltbaren Zustand ein Ende machen und das 
Gesetz st reichen.
Unzählige Menschen, die Europa über das Meer er reichen wol-
len, über leben die Fahr t nicht oder werden in unsichere Dr it t-
staaten zurückgeschickt , bevor sie einen A sylantrag stellen 
können. Diese Praxis der Grenzschut zagentur FRONTE X und 
der EU-Mitgliedstaaten verstößt gegen Menschenrechte sowie 
dem Verbot der Zurückweisung. Auch vor den Toren Europas 
muss die Genfer F lüchtlingskonvention eingehalten werden. 
Die nördlichen EU-Länder dür fen die Mitgliedstaaten im Sü-
den nicht länger im Stich lassen und müssen endlich die Ver-
ant wor tung für das Schicksal der in Malta, I talien und Gr ie -
chenland Gestrandeten untereinander teilen. Wir wollen uns 
dafür stark machen, dass Deutschland hier mit gutem Vorbild 
vorangeht.
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18. Atomausstieg in Schleswig-Holstein vorantreiben		
					              J iL 23/16 NEU
Die Landesregierung Schleswig-Holstein wird aufgefordert , 
den derzeit ig beschlossenen Ausstieg aus der Atomkraf t in 
Schleswig-Holstein weiterhin voranzutreiben. Dieser Atom-
ausstieg ist bis 2020 verbindlich durchzuset zen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der Anteil der Er neuerbaren Energien an der Brut tostromer-
zeugung lieg t in Deutschland der zeit bei 15 %. Das bedeutet , 
dass Deutschland t rot z aller Anstrengungen zum Ausbau der 
Er neuerbaren Energien auf absehbare Zeit auf konventionelle 
Kraf t werkstechnologie angewiesen ist . In diesem Energiemix 
ist Ker nenergie unver zichtbar und t räg t in Schleswig-Holstein 
aktuell mit 51,1 % der Net tostromer zeugung wesentlich zum 
E xpor tgut „Strom“ bei. Sie wird vergleichsweise bill ig pro -
duzier t und steht unabhängig von äußeren Umwelteinf lüssen 
zur Ver fügung. Die Rohstof f versorgung hat sich als äußerst 
zuver lässig er wiesen. Gerade vor dem Hintergrund ständig 
steigender Energiepreise kann es daher sinnvoll sein, eine 
Ausweitung der Reststrommengen für Ker nkraf t werke in Be-
t racht zu ziehen. Dabei ist die Not wendigkeit zur Einr ichtung 
eines Endlagers unbestr it ten. Insofer n ist die Erkundung des 
potentiellen Endlagers in Gor leben, welche unter der rot-grü-
nen Bundesregierung gestoppt wurde, for tzusetzen. 

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD Schleswig-Holstein hat sich stets für den im Konsens 
mit den Energieunter nehmen beschlossenen Ausstieg aus der 
Atomenergie eingeset zt und sich gegen alle Pläne widersetzt , 
den Atomausstieg zu verschieben oder auf zuheben. Wir hal-
ten an dem Ziel fest , den Ausstieg aus der Atomenergie wie 
vereinbar t bis spätestens 2020 abzuschließen.
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Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die Ker nenergie kann in Schleswig-Holstein nur eine Über-
gangstechnologie sein, bis Er neuerbare Energien in aus-
reichendem Umfang grundlast fähigen Strom er zeugen kön-
nen. Die FDP-Fraktion bekennt sich zu den vereinbar ten 
Reststrommengen. Eine Reduzierung der zu produzierenden 
Reststrommengen aus Ker nenergie lehnt die FDP jedoch ab. 
Zentraler A spekt in diesem Zusammenhang bleibt die Si-
cherheit der Anlagen. Diese muss für Schleswig-Holstein auf  
allerhöchstem Niveau gewähr leistet werden. Wenn die  
Sicherheit einzelner Anlagen nicht gewähr leistet werden kann, 
müssen die entsprechenden Anlagen endgült ig vom Netz und 
die noch bestehenden Reststrommengen auf jüngere Meiler 
über t ragen werden. Dieses Ver fahren muss in einem breiten 
Konsens von Bund, Länder n, Kraf t werksbetreiber n und den 
jeweiligen Standor tgemeinden getragen werden. Dabei muss 
insbesondere ein Weg gefunden werden, den von der Abschal-
tung betrof fenen Gemeinden eine entsprechende Kompensa-
t ion der weg fallenden Steuereinnahmen zu er möglichen. Ein 
weiterer A spekt ist die Frage der Endlagerung. Deutschland 
braucht in jedem Fall eine sichere Lösung für den Verbleib 
hochradioaktiver Abfälle. Das polit isch motivier te Morator i -
um zur Erkundung des Salzstocks Gor leben muss aufgehoben 
werden, um die Erkundungsarbeiten zügig und ergebnisof fen 
for tsetzen zu können. Erst dann ist eine abschließende Aus-
sage über die Eignung des Standor ts Gor leben als mögliches 
Endlager für hochradioaktive Abfälle möglich.

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Wir unterstützen diese Forderung des Jugendpar laments. 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN lehnen Atomkraf t konsequent ab. 
Wir haben in der ersten rot-grünen Bundesregierung den 
Atomkonsens beschlossen und kämpfen in der Opposit ion 
nun gegen den von CDU und FDP geplanten Ausstieg aus dem 
Ausstieg. Lauf zeit ver längerungen dar f es nicht geben.
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Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die umweltpolit ischen Forderungen des Jugendpar laments 
CO2-Endlagerung in SH zu verhinder n, den Atomausstieg bis 
2020 verbindlich zu machen, in Schulen ausschließlich Um-
weltpapier zu ver wenden und Schut zzonen in schleswig-hol-
steinischen Gewässer n, in denen jegliche wir tschaf t liche Nut-
zung verboten ist , zu er weiter n, sind ebenfalls Forderungen 
der Par tei DIE L INKE.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der Atomkompromiss muss aus guten Gründen eine Einbahn-
straße bleiben. Es dar f keinen Weg zurück beim Atomausstieg 
geben. Technische Mängel , menschliche Fehler, die reine Pro-
f itor ientierung der Kraf t werksbetreiber und die ungeklär te 
Frage der Endlagerung des radioaktiven Abfalls machen die 
Nutzung der lebensgefähr lichen Atomtechnologie zu einem 
unver t retbaren Risiko. Deshalb ist sie auch keine brauchbare 
Lösung der K limaprobleme.
Am Atomausstieg dar f kein Millimeter gerüt telt werden; wir 
lehnen eine Ver längerung der Lauf zeiten von Atomkraf t-
werken kategor isch ab. 2023 muss der let zte Atommeiler in 
Deutschland vom Net z gehen.
Alte und pannenanfällige Atomkraf t werke müssen sofor t ab-
geschaltet werden. Die im Atomkompromiss festgeschr ie -
benen Lauf zeiten dieser Reaktoren dür fen nicht auf andere 
alte Atomanlagen über tragen werden. 
Das Atomgeset z muss so geänder t werden, dass Kraf t werks-
betreiber n künf t ig leichter die Er laubnis zum Betr ieb von 
Atomkraf t werken ent zogen werden kann, wenn sie keinen 
störungsf reien Betr ieb in ihren AK Ws gewähr leisten. 

Ministerium für Justiz, Gleichstellung und Integration des 
Landes Schleswig-Holstein
Die schleswig-holsteinische Landesregierung ver folg t das 
Ziel , die Energieversorgung eines Tages ausschließlich mit-
tels regenerativer Quellen sicher zustellen. Um diesem Ziel 
näher zu kommen, wird die Landesregierung z. B. Forschungs- 
und Ent wicklungsprojekte im Bereich der Energiespeicher-
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technologien unterstüt zen. Damit soll er reicht werden, dass 
die Er neuerbaren Energien in der Grundlast eingesetzt und 
bedar fsgerecht genutzt werden können. Auf absehbare Zeit 
können wir noch nicht auf Ker nenergie als „Brückentechno-
logie“ ver zichten. Für die Landesregierung hat dabei aber die 
Betr iebssicherheit der Ker nkraf t werke absoluten Vor rang vor 
anderen — insbesondere wir tschaf t lichen — Er wägungen. 
Die Landesregierung ist allerdings auch der Ansicht , dass äl -
tere Reaktoren in der Regel ger ingere Sicherheitsreser ven als 
jüngere Ker nkraf t werke haben. Dies g ilt insbesondere hin-
sichtlich des Schutzes gegen ter ror ist ische Bedrohungen. 
Generelle, pauschale Lauf zeit ver längerungen befür wor tet 
die Landesregierung deshalb nicht. V ielmehr wäre der für die 
Entscheidung zuständige Bundesgeset zgeber aus Sicht der 
Landesregierung gut beraten, wenn er sich vor einer Ver län-
gerung der Restlauf zeiten von Ker nkraf t werken auch mit der 
Frage auseinanderset zte, ob im Gegenzug nicht einige ältere 
Anlagen vor zeit ig vom Net z genommen werden sollten.

CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen 
Bundestag
Kur zf r ist ig wird kein vollständiger Umstieg allein auf Er neuer-
bare Energien möglich sein. Wir set zen deshalb neben Ener-
gieeinsparung und Energieef f izienz auf einen Energiemix , zu 
dem auch längere Lauf zeiten von Ker nkraf t werken gehören. 
Dabei steht außer Frage, dass die Sicherheit der Ker nkraf t-
werke für uns absolute Pr ior ität hat und es sich ausschließ-
lich um eine Brückentechnologie handelt . Daneben werden wir 
auf eine begrenzte Zeit auch auf fossile Energieträger nicht 
ver zichten können. Hier wollen wir Umwelt- und Klimaver träg-
lichkeit z. B. durch Kraf t-Wär me-Kopplung verbesser n.

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Die SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein unterstützt die 
Forderung am von der rot-grünen Bundesregierung im Jahr 
2000 beschlossenen Atomausstieg bis 2020 festzuhalten. 
Dies ist eine zentrale Forderung der Bundes-SPD, aber auch 
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der SPD in Schleswig-Holstein, für die wir uns in breiter Öf-
fentlichkeit einsetzen. 
Bei den bestehenden Atomkraf t werken sind in den letzten 
Jahren vor allem in Schleswig-Holstein immer wieder Sicher-
heitsmängel aufgetreten. Der Kraf t werksbetreiber Vat tenfall 
hat dabei die Öf fentlichkeit ungenügend infor mier t . Wir for-
der n für Schleswig-Holstein die sofor t ige Stilllegung der Re-
aktoren Krümmel und Brunsbüt tel . Die „Baulinie 69“ von Sie-
dewasser reaktoren, zu denen beide Atomkraf t werke gehören, 
hat in der Vergangenheit gezeig t , dass hierbei hohe Sicher-
heitsbedenken existieren, z. B. beim Reaktordruckbehälter, 
der Notkühlung und der Notstromversorgung, aber auch beim 
mangelnden Schut z gegen F lug zeugabstür ze.
(Gabriele Hiller-Ohm, MdB, für die Landesgruppe Schleswig-
Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Wir Grüne wollen seit Jahren raus aus der gefähr lichen Atom-
kraf t ! Dies war einer der Gründe, warum wir uns gegründet 
haben. Wir sind der Meinung, dass Atomkraf t eine unbere-
chenbare Hoch-Risikotechnologie ist . Daher ist der Ausstieg 
gester n wie heute r ichtig. Wir wollen verhinder n, dass die 
Atomwir tschaf t mithilfe der Bundesregierung ihre dominan-
te Stellung und ihre exorbitanten Prof ite für die Zukunf t ze -
mentier t und damit die Energiewende sowie den Klimaschutz 
behinder t . Die von der rot-grünen Bundesregierung im Jahr 
2001 mit der Atomwir tschaf t vereinbar ten Restlauf zeiten für 
Atomkraf t werke dür fen auf keinen Fall ver länger t werden. 
Stat tdessen müssen wir den Atomausstieg forcieren und alle 
rechtlichen Möglichkeiten nut zen, um die alten, besonders 
unsicheren Atomkraf t werke, wie wir g leich mehrere in Schles-
wig-Holstein direkt vor der Nase haben, f rüher vom Netz zu 
nehmen. 
Die deutschen Atomkraf t werke sind nicht sicher. Pannen wie 
in den schleswig-holsteinischen Atomkraf t werk Krümmel und 
Brunsbüt tel müssen endlich Konsequenzen haben. Auf der 
Grundlage des neuen, verschär f ten Ker ntechnischen Regel-
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werks (K TR) müssen die Reaktoren einem Sicherheits-Check 
unter zogen werden. Risiko-Reaktoren wie Biblis, Neckar west-
heim, Brunsbüt tel oder Krümmel dür fen nicht länger am Netz 
bleiben. Nach den Anschlägen vom 11. September 2001 ist 
auch ein gezielter Ter roranschlag auf ein Atomkraf t werk eine 
reale Gefahr. Die deutschen Atomkraf t werke sind dagegen 
nicht geschüt zt . V ier Anlagen würden sogar schon durch den 
Abstur z eines K leinf lug zeugs gefährdet. Gegen die Ter rorge-
fahr hilf t nur eins: Altanlagen vor zeit ig vom Netz nehmen. 
Zudem bedar f es einen Neuanfang bei der Endlagersuche. Es 
wäre unmoralisch und unverant wor tlich, künf t igen Generati -
onen die Lösung des Atommüllproblems zu über tragen. Wir 
müssen das Problem deshalb baldmöglichst lösen. Wir for-
der n ein ergebnisof fenes, t ransparentes Standor tsuchver fah-
ren, bei dem die Öf fentlichkeit von Beginn an beteilig t wird 
und das neben Salz auch eine Endlagerung in Ton sowie Gra-
nit einbezieht. Das Lager muss dor t einger ichtet werden, wo 
es nach Abwägung aller Kr iter ien am sichersten zu betreiben 
ist . Gemessen an diesen Anforderungen spr icht alles gegen 
ein Endlager am Standor t Gor leben. Doch wenn es kein End-
lager g ibt , dür fen wir auch die Atomkraf t nicht länger nutzen, 
denn: Ein F lug zeug ohne Landebahn würden wir ja auch nie -
mals besteigen! 

19. CO2-Endlagerung			                   J iL 23/24
Der Landtag in Schleswig-Holstein wird aufgefordert , keine 
CO2-Endlager in Schleswig-Holstein zuzulassen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU lehnt die CO2-Einlagerung in Schleswig-Holstein ab. 
Sie setzt sich dafür ein, dass den Länder n — im Rahmen eines 
neuen CCS-Gesetzes auf Bundesebene — mehr Mitsprache bei 
den not wendigen Genehmigungsver fahren eingeräumt wird. 
Die Länder müssen maßgeblich darüber mitentscheiden kön-
nen, ob sie unter fachlichen Kr iter ien eine CO2-Speicherung 
auf ihrem Hoheitsgebiet nut zen wollen oder nicht.



166

Jugend im Landtag 2009

Stellungnahmen

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD Schleswig-Holstein hat sich f rühzeit ig und grund-
sätzlich gegen den Einsat z von CCS-Technik in Deutschland 
ausgesprochen und sich in diesem Zusammenhang auch im 
Landtag stets gegen die Einpressung und Endlagerung von 
CO2 in Schleswig-Holstein eingeset zt .

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die F DP-Fraktion lehnt die CO2-Einlagerung in Schleswig-Hol-
stein ab. Es kann keine Endlagerung ohne einen allgemeinen 
gesellschaf t lichen Konsens geben. Die Posit ion, welche von 
den Regierungsf raktionen getragen wird, ist hier eindeutig. 
Schleswig-Holstein muss Her r des Ver fahrens werden und die 
Möglichkeit haben, die dauerhaf te unter irdische Speicherung 
von CO2 auf seinem Gebiet auszuschließen. Wir st reben an, 
die bisher ige bundesgesetzliche Kompetenz in dieser Frage 
auf Länderebene zu über führen. Gleichwohl kann die Tech-
nologie zur Trennung und Abscheidung von CO2 (CCS-Techno -
logie) in einer Übergangsphase einen Beit rag zur Einhaltung 
wichtiger K limaschut zziele leisten. Forschung und Ent wick-
lung in diesem Gebiet müssen daher weiter unterstützt wer-
den. Hier ist es Aufgabe der Polit ik , ver nünf tige Rahmenbe-
dingungen zu setzen und die Bevölkerung einzubinden. Die 
Bedenken und Ängste der Bürger innen und Bürger dür fen 
nicht ignor ier t werden. Umfassende Transparenz und Infor-
mation der Bevölkerung sind in diesem Prozess uner lässlich, 
um einen breiten Konsens herstellen zu können. Anspruch der 
FDP ist es, den Klimaschut z als gebotenes polit isches Ziel 
mit den Interessen der Bürger innen und Bürger in Einklang 
zu br ingen.

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Auch wir sind gegen eine Treibhausgasdeponie in Schleswig-
Holstein. Es macht überhaupt keinen Sinn, in der Erde gebun-
denes CO2 – und nichts anderes ist Kohle – zu verbrennen und 
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damit CO2 wieder f reizusetzen, um es dann wieder in der Erde 
zu lager n. Die Debat te um die so genannte CCS-Technologie 
ist aus unserer Sicht eine Legit imationsstrategie für den Bau 
neuer, klimaschädigender Kohlekraf t werke, die wir ablehnen. 
Stat tdessen müssen unver züglich alle Anstrengungen unter-
nommen werden, Er neuerbare Energien auszubauen.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe hierzu Ant wor t Beschluss 18 „ Atomausstieg in Schles-
wig-Holstein vorantreiben“.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Diskussion um die geplanten CO2-Endlager im Norden hat 
zu Recht zu massiven Protesten der Bevölkerung vor Or t ge -
führ t . Obwohl die Pläne erst einmal verschoben worden sind, 
halten die Energiekonzer ne weiterhin daran fest . 
Der SSW lehnt die so genannte CCS-Technologie ab. Sie ist 
nicht nur mit Risiken für Mensch und Natur an den Endlager-
standor ten und entlang der CO2-Pipelines verbunden. Die 
CO2-Endlagerung würde dazu beit ragen, die Lauf zeit der Koh-
leenergie zu ver länger n. Sie dient als Legit imation für den 
Bau neuer Kohlekraf t werke, weil diese ja angeblich „CO2-
neutral“ wären. Durch die milliardenschwere Förderung der 
teuren CCS-Technologie werden zudem Gelder gebunden, die 
in die Forschung von regenerativen Energiefor men investier t 
werden könnten. 
Ein CO2-Endlager in Schleswig-Holstein muss konsequent und 
dauerhaf t verhinder t werden. Wir werden weiterhin im Land-
tag entsprechende Init iat iven einbr ingen.
Der SSW wird auch künf t ig Bürger init iat iven vor Or t in ihrem 
demokratischen Widerstand gegen die Endlager unterstüt-
zen. 

Ministerium für Landwir tschaf t, Umwelt und ländliche Räume 
des Landes Schleswig-Holstein
Der Schleswig-Holsteinische Landtag (17. Wahlper iode) hat 
am 17.11.2009 bekräf t ig, dass sich Schleswig-Holstein bei der 
Umsetzung der EG-Richtlinie dafür einsetzt , dass die Bundes-
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länder die Entscheidungshoheit erhalten, eine unter irdische 
Speicherung von CO2 auf ihrem Gebiet dauerhaf t auszuschlie -
ßen. Sollte sich Schleswig-Holstein damit durchsetzen, wäre 
gewähr leistet , dass die Landesregierung eine CO2-Speichung 
in Schleswig-Holstein er folgreich verhinder n kann.
Die RICHTLINIE 2009/31/EG über die geologische Speiche-
rung von Kohlendioxid vom 23.04.2009 ist bis Mit te 2011 in 
deutsches Recht umzuset zen. Ansonsten droht gegenüber 
Deutschland ein Ver t ragsver let zungsver fahren der EU.
Die Verhinderung eines deutschen CCS-Gesetzes wird als we-
nig wahrscheinlich angesehen. Darüber hinaus könnte eine 
sichere und rentable Abscheide- und Speicher technik von 
CO2 in Zukunf t zu einem unver zichtbaren Baustein werden, 
um die hohen Klimaschut zziele ab 2050 zu er füllen. Wichtig 
ist daher, anderen Bundesländer n die Möglichkeit zu geben, 
dor t diese Technik weiter zu ent wickeln und eine damit ver-
bundene klimaneutrale Speicherung in verschiedenen Spei-
cher medien zu er forschen.

Ministerium für Wissenschaf t, Wir tschaf t und Verkehr des 
Landes Schleswig-Holstein 
Landesregierung und Landtag haben sich bereits dahinge-
hend posit ionier t , dass sie keine CO2-Endlager in Schleswig-
Holstein wollen.

CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Die CCS-Technologie ist für die CDU-Landesgruppe kein hinrei-
chend ausgereif tes Instrument, das bedenkenlos eingesetzt 
werden kann. Die Technologie steckt noch in den K inderschu-
hen und ist für ihren Einsatz nicht ausreichend ent wickelt . 
Das RWE-Projekt eines CO2-Endlagers in Schleswig-Holstein 
lehnen wir deshalb ab. Wir werden uns weiterhin auf Bundes-
ebene dafür einset zen, dass keine CO2-Lagerung in Schles-
wig-Holstein stat t f indet. 
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SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Die SPD lehnt die CO2-Endlagerung in Schleswig-Holstein 
ganz klar ab. Die Gefahren für die Menschen, Umwelt , Na-
tur und Klima sind unverant wor tbar, f inanzielle Einbußen für 
Grundstückseigentümer, für Tour ismus und Landwir tschaf t 
sind unabsehbar. Es ist auch deshalb unverant wor tlich, wei-
tere Planungen zur Endlagerung zu betreiben, weil damit 
letzt lich der Neubau von zusät zlichen, über f lüssigen Kohle -
kraf t werken „salonfähig“ gemacht werden soll . 
Im Frühjahr 2009 t rat eine EU-Richtlinie zur Abscheidung 
und Lagerung von Kohlendioxid in Kraf t , die innerhalb von 
zwei Jahren in nationales Recht umgeset zt werden muss. Das 
Bun-deskabinet t der damals noch Großen Koalit ion hat te da-
rauf hin im Apr il 2009 einen Gesetzent wur f vorgeleg t , der die 
Erprobung und Ent wicklung der so genannten CCS-Technik re -
geln sollte – doch nicht nur war die Zeit bis zur Neuwahl zu 
kur z, um dieses folgenschwere Regelwerk samt E xper tenan-
hörung angemessen im Bundestag beraten zu können – vor 
allem gab es unüberbrückbare Dif ferenzen zwischen SPD und 
CDU/CSU insbesondere hinsichtlich des Haf tungsr isikos für 
die Betreiber: während die CDU die Unter nehmen nach nur 
20 Jahren aus der Haf tung für ihren eigenen CO2-Müll zu  
Lasten von Staat und Steuer zahler entlassen wollte, steht die 
SPD dafür, dass hier das Verursacherpr inzip g ilt . Das Beispiel 
A sse mit ungeheuren Kosten und ökologischen Risiken für die 
Gemeinschaf t bei g leichzeit igen Milliardengewinnen der Kon-
zer ne wollen wir nicht wiederholen. 
Die SPD hat sich in Verhandlungen auf Bundesebene und in 
K iel immer gegen eine zu weit gehende Regelung zur Erkun-
dung von Speicheror ten ausgesprochen, bevor überhaupt 
ver lässliche abschließende Studien zur technischen und f i -
nanziellen Machbarkeit der Endlagerung vor liegen. Die CDU 
verkür zt diesen Sachverhalt salopp mit den Wor ten des ehe-
maligen Wir tschaf tsministers Dietr ich Auster mann, ( „unter 
der Erde ist besser als über der Erde“), der RWE als möglichem 
Betreiber die Tür für Erkundungen in Schleswig-Holstein als 
Regierungsmitglied erst geöf f net hat te und Schleswig-Hol-



170

Jugend im Landtag 2009

Stellungnahmen

stein als Lageror t öf fentlich als „gut geeignet“ pr ies. Solan-
ge Er fahrungen mit der CCS-Technologie fehlen und das Ge-
fahrenpotenzial noch nicht ansat zweise bekannt ist , wäre es 
unverant wor tlich, mit einer großf lächigen Speicherung be-
ginnen zu wollen.
(Bet tina Hagedorn, MdB, für die Landesgruppe Schleswig-
Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Die Grüne-Bundestagsf raktion lehnt die geplante CCS-Endla-
gerung weiterhin st r ik t ab. Auch in der Bevölkerung gibt es 
einen breiten Widerstand gegen CCS aufgrund berechtig ter 
Zweifel an dieser neuen, nicht ausgereif ten Technologie.
Für uns Grüne wird die Hof f nung auf die CCS-Technik von den 
Energiekonzer nen dazu missbraucht , den Neubau von Kohle -
kraf t werken zu legit imieren. Tatsächlich ist die Technik f rü-
hestens 2020 großtechnisch ver fügbar. Bislang ist sie noch 
längst nicht ausreichend er forscht und grundlegende Sicher-
heitsf ragen sind ungelöst . Großversuche mit unter irdisch 
verpresstem Kohlendioxid bergen daher ein noch nicht ein-
schätzbares Risiko für die Umwelt und für nachfolgende Ge-
nerationen.
Auch den EU-Vorstoß, einen Vorschlag zur Änderung des 
OSPAR-Abkommens zu beschließen und damit die Anlage von 
CO2-Speicher n im Meeresboden zu er lauben, lehnen wir in 
einem aktuellen Entschließungsantrag ab.
Die Risiken der C02-Speicherung in geologischen For mati-
onen sind nicht geklär t . Wir brauchen keine großtechnische 
Anwendung von CCS und damit verbundene Milliardensub-
ventionen in Kohlekraf t werke mit CCS-Technologie. Auch eine 
Verpressung im Meer lehnen wir ab. Für den Natur raum Meer 
bedeutet die Einpressung die Gefahr einer Versauerung auf-
grund möglicher ausweichender Mengen des CO2 in den geo-
logischen For mationen im Meeresuntergrund.
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20. Bessere f inanzielle Unterstüt zung der Inseln und Hal-
ligen					               J iL 23/17 NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , die Ge-
meinden der Inseln und Halligen in Nordfriesland ausrei-
chend und verlässlich f inanziell zu unterstüt zen.
Aufgrund der exponier ten Randlage ist der Erhalt und Ausbau 
der Infrastruktur teuer. Es entstehen höhere Alltagskosten 
für die Bewohner und mangels größerer Betriebe können nur 
geringe Gewerbeeinnahmen erzielt werden. Daher wäre eine 
Erhöhung der Zuwendung von Landes- und/oder auch Bundes-
seite als sinnvoll zu erachten. Auch sind Maßnahmen erfor-
derlich, die das Wegziehen von jungen Menschen in für sie 
materiell interessantere Regionen (Festland, Hamburg) ver-
mindert . Die Erreichbarkeit der Inseln und Halligen muss da-
her langfristig sichergestellt werden.
Die Kostendeckung kann durch die Gemeinden nicht erreicht 
werden. Ihrer hohen Verschuldung muss jedoch Abhilfe ge- 
leistet werden, um weiter Handlungsfähigkeit sicherzustel-
len. Die Gemeinden der Inseln und Halligen sind auf eine aus-
reichende und verlässliche f inanzielle Unterstüt zung ange-
wiesen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Ein Ausgleich der mit einer Insellage verbundenen Sonder-
lasten ist bereits im F inanzausgleichsgesetz geregelt . So wird 
in § 11 bestimmt, dass die Gemeinde Helgoland eine allgemei-
ne F inanzzuweisung erhält , deren Höhe jähr lich vom Innenmi-
nister ium festgeset zt wird. Diese Zuweisung wird unmit tel -
bar an die Gemeinde gezahlt . Darüber hinaus erhält der Kreis 
Nordf r iesland, dem alle übr igen dauerhaf t bewohnten Inseln 
Schleswig-Holsteins zugeordnet sind, aus dem allgemeinen 
Topf der so genannten Schlüsselzuweisungen einen Vor weg-
abzug in Höhe von der zeit gut 1 ,7 Mio. Euro. Diese Mit tel kön-
nen unter anderem zugunsten der Inseln Ver wendung f inden, 
um Nachteile auszugleichen. Darüber hinaus förder t das Mi-
nister ium für Landwir tschaf t , Umwelt und ländliche Räume 
zahlreiche Projekte unter anderem in den Bereichen Küsten-
schutz, Naturschut z und Bildung für nachhalt ige Ent wicklung 
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auf Inseln und Halligen und wickelt zudem ein eigenes so ge-
nanntes „Halligprogramm“ ab, durch das eine den Gegeben-
heiten angepasste Landwir tschaf t f inanziell unterstützt wird. 
Abgesehen davon dar f auch nicht ver nachlässig t , dass mit 
der Insellage unter anderem mit Hinblick auf den Tour ismus 
auch erhebliche Vor teile verbunden sind, die Mehreinnahmen 
vor Or t bewirken.

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Aufgrund der besonderen geograf ischen Lage entstehen für 
die Bewohner innen und Bewohner der Inseln und Halligen 
erhöhte Kosten. Die SPD Schleswig-Holstein hat sich in der 
Vergangenheit dafür ausgesprochen, z. B. über die Aus-
gleichszulage die Landwir tschaf t zu unterstützen, Küsten-
schutzmaßnahmen hier vor rangig durchzuführen und insge -
samt die integr ier te ländliche Ent wicklung so zu nutzen, dass 
das Leben auf den Inseln und Halligen at t raktiv ist . Wir un-
terstützen daher die Forderung, diese Unterstützung seitens 
des Landes ausreichend und f inanziell ver lässlich auszuge-
stalten.

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Das Problem der Randlage und des besonderen F inanzbe-
dar fs von Inseln und Halligen ist durch die Landesregie-
rung erkannt. So werden alle Auf wendungen im Bereich des  
Küstenschutzes fast ausschließlich vom Land oder vom Bund 
getragen. Auch das F inanzausgleichgesetz des Landes sieht 
die Förderung strukturschwacher Kommunen vor. Daneben 
bestehen weitere Regelungen, um die Inseln und Halligen  
f inanziell zu stüt zen. Beispielweise erhält Helgoland die Ge-
werbesteuereinnahmen aus allen gemeindef reien Gebieten, 
spr ich von Of f-Shore-Windanlangen. Aus Sicht der FDP dar f 
es hierbei aber nicht bleiben; die Förderung des ländlichen 
Raumes muss weiterent wickelt werden. Ein entscheidendes 
Hemmnis der Ent wicklung strukturschwacher Regionen, ins-
besondere des Bereiches Westküste, ist der bestehende 
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Landesent wicklungsplan. Auf Init iat ive der FDP wird dieser 
grundlegend überarbeitet , um wir tschaf t liches Wachstum zu 
stimulieren sowie auch und gerade Ent wicklungschancen des 
ländlichen Raumes zu verbesser n.

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Die Inseln und Halligen sind ein schützenswer tes K leinod 
schleswig-holsteinischer Natur landschaf t . Ihre Er reichbar-
keit muss im Interesse der Bewohner Innen auch lang f r ist ig 
sichergestellt werden. Richtig ist , dass aufgrund der expo-
nier ten Lage der Inseln und Halligen die Lebenshaltungs- 
kosten im Vergleich Festland höher l iegen. Vergleichbare  
Kostenunterschiede existieren allerdings auch zwischen an-
deren Landkreisen und Städten in Schleswig-Holstein. Of t-
mals wird ein hohes Preisniveau begleitet durch einen rele -
vanten Anteil an tour ist ischen Angeboten und entsprechenden 
Einnahmen. Vor diesem Hintergrund halten wir eine isolier te 
Bevor zugung der Gemeinden auf den Inseln und Halligen im 
Rahmen des kommunalen F inanzausgleichs sowie bei Steuer-
zuweisungen von Bund und Land für nicht geboten.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe hierzu Ant wor t Beschluss 16 „ Alkohol- und Zigaret ten-
werbung verbieten“.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Da die Situation der Menschen auf den Inseln und insbeson-
dere den Halligen nicht vergleichbar ist mit der auf dem Fest-
land, ist es klar, dass es hier für besondere Rahmenbedin-
gungen geben muss. Nur wenn wir den Menschen zusätzliche 
Einnahmemöglichkeiten bieten, haben sie dor t eine wir t-
schaf t liche Perspektive. 
V iele Hallig landwir te sind zeit weise im Küstenschutz be-
schäf t ig t bzw. set zen sich f reiwill ig für den Küstenschutz und 
den Naturschutz auf den Halligen ein. Geling t es nicht , die 
Halligbewohner auf den Halligen zu halten, hät te dies unab-
sehbare Folgen für die Halligen und den Küstenschutz. Aus 
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diesem Grund unterstüt zen wir die Forderungen des Jugend-
par laments.

Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein
Das Innenminister ium unterstüt zt grundsätzlich alle schles-
wig-holsteinischen Gemeinden mit F inanzproblemen durch 
die Gewährung von Fehlbetragszuweisungen nach § 16 FAG 
und Sonderbedar fszuweisungen nach § 17 FAG. Zu den Hilfe -
empfänger n zählen schon seit Jahren die drei zum Amt Pell -
wor m gehörenden Gemeinden Pellwor m, Langeneß und Hal-
lig Hooge, die Gemeinde Nordstrand vom Amt Nordsee-Treene 
und die Gemeinde Wit tdün auf Amrum, Amt Föhr-Amrum.
Bis zum Jahr 2003 reichten die hier für im Rahmen des kommu-
nalen F inanzausgleichs bereitgestellten Mit tel des Kommu-
nalen Bedar fsfonds (§ 7 Abs. 1 Nr. 1 FAG) von seiner zeit knapp 
18 Mio. € aus, um bei allen Antragsteller n aus dem kreisange-
hör igen Bereich — und so auch bei den vorgenannten Gemein-
den — die im Ver waltungshaushalt entstandenen Fehlbeträge 
vollständig durch Fehlbetragszuweisungen auf zufangen und 
darüber hinaus für einzelne investive Maßnahmen Sonderbe-
dar fszuweisungen zu gewähren.
Seit 2004 war dies nicht mehr möglich. In allen Gruppen von 
Kommunen (Kreise, kreisf reie Städte, Städte mit mehr als 
20.000 Einw. und Städte und Gemeinden, die der Aufsicht ei-
ner Landrätin oder eines Landrats unter liegen) sind bis Ende 
2008 Fehlbeträge in einer Größenordnung von 590 Mio. € auf-
gelaufen. Davon ent fallen rd. 200 Mio. € auf die Kreise und 
rd. 310 Mio. € auf die kreisf reien Städte. Aufgrund der Auswir-
kungen der F inanz- und Wir tschaf tkr ise ist damit zu rechnen, 
dass sich die aufgelaufenen Fehlbeträge weiter erhöhen.
Das Innenminister ium hat hierauf f rühzeit ig reagier t . So wer-
den z. B. seit 2004 keine allgemeinen Sonderbedar fszuwei-
sungen mehr zu Gunsten höherer Fehlbetragszuweisungen 
gewähr t . Die Ver waltungsstruktur refor m, die allerdings bei 
den Gemeinden des Amtes Pellwor m noch nicht so umgesetzt 
ist , dass die möglichen Entlastungen wirksam werden, ent- 
lastet den Bedar fsfonds. Bei den Bemühungen des Innenmi-
nister iums, die Mit tel für Fehlbetragszuweisungen auf rd. 100 
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Mio. € im Jahr 2007 anzuheben – dies hät te es er möglicht , 
die damals aufgelaufenen Def izite bei den kreisangehör igen 
Städten und Gemeinden vollständig abzudecken –, gab es 
von Seiten der kommunalen Landesverbände keiner lei Unter-
stützung. Die er neuten Bemühungen des Innenminister iums 
im Jahr 2008 haben schließlich dazu geführ t , dass die Mit tel 
für 2009 auf 36 Mio. € und für 2010 auf 50 Mio. € aufgestockt 
worden sind.
Für die besag ten Insel- und Halliggemeinden bedeutet dies 
folgendes:
Bis 2003 konnten die Fehlbeträge durch die Zahlung von Fehl-
betragszuweisungen ausglichen werden. In den Folgejahren 
hingegen entstanden bei ihnen – wie bei anderen Gemeinden, 
Städten und den Kreisen – Fehlbeträge, die nur teilweise ab-
gedeckt werden konnten. Seit 2006 macht die Fehlbetragsab-
deckung nur noch unter 30 % der aufgelaufenen Fehlbeträge 
aus, bei den Kreisen, kreisf reien Städten und Mit telstädten 
lieg t die Quote deutlich niedr iger. Bis Ende 2008 sind bei den 
Gemeinden Pellwor m 8,6 Mio. €, Langeneß 900 T€, Hallig 
Hooge 1 , 4 Mio. €, Nordstrand 1,8 Mio. € und Wit tdün auf Am-
rum 800 T€ aufgelaufen. Es ist damit zu rechnen, dass 2009 
weitere st rukturelle Fehlbeträge hinzugekommen sein dür f-
ten und auch für die Folgezeit Fehlbedar fe zu er war ten sind.

Das Innenminister ium betrachtet diese Ent wicklung mit  
g roßer Sorge, weist jedoch darauf hin, dass die Wir tschaf ts- 
und F inanzkr ise alle öf fentlichen Haushalte in einem bisher 
nicht gekannten Umfang belastet und die F inanzprobleme der 
Insel- und Halliggemeinden nicht isolier t zu betrachten sind. 
Auch einige andere Festlandgemeinden sowie größere Städte, 
insbesondere aber die kreisf reien Städte und Kreise stehen 
ebenso vor einer schwier igen F inanzsituation. Ziel des Innen-
minister iums ist es daher nach wie vor, dem Kommunalen Be-
dar fsfonds mehr Mit tel zuzuführen, um den besonders unter 
F inanzproblemen leidenden Kommunen gezielt und in größe-
rem Umfang bei der Rückführung ihrer Fehlbeträge zu helfen. 
Im Rahmen der nächsten Änderung des F inanzausgleichsge-
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setzes ist über die Dotierung des Bedar fsfonds ab 2011 zu 
entscheiden.

Ministerium für Landwir tschaf t, Umwelt und ländliche Räume 
des Landes Schleswig-Holstein
Die Kommunalf inanzierung und damit auch deren im Be-
schluss geforder te Verbesserung liegen über wiegend in der 
Zuständigkeit des Innenministers und müssen von dor t be-
ant wor tet werden. 
Das Minister ium für Landwir tschaf t , Umwelt und ländliche 
Räume (MLUR) engagier t sich im Rahmen seiner Aufgaben 
sehr stark auf den Inseln und Halligen. Das gilt insbesonde-
re für
1. Küstenschutz:  Der MLUR t räg t durch die Beschäf t igung 
von Wasserbauer n im Landesbetr ieb für Küstenschutz, Nati-
onalpark und Meeresschutz maßgeblich dazu bei, dass die 
schwier ige Beschäf t igungssituation insbesondere auf den 
Halligen verbesser t wird.
2. Naturschutz: Der MLUR unterstützt mit Landesmit teln die 
Naturschutzarbeit durch Verbände, aber auch durch eigene 
Kräf te auf Inseln und Halligen, die im oder am Nationalpark 
liegen. Mit dem Schut z und der Ent wicklung des Nationalparks 
Schleswig-Holsteinisches Wat tenmeer und des Biosphärenre -
ser vates f inanzier t der MLUR den lang f r ist igen Erhalt des Na-
turkapitals, das nachhalt iges Leben und Einkommen auf In-
seln und Halligen sicher t .
3 . Tourismus:  Der MLUR engagier t sich u. a. mit Landesmit teln 
für Erhalt und Weiterent wicklung des Welterbes Wat tenmeer 
und damit für eine der wichtigsten Grundlagen des Tour ismus 
an der Westküste, der wiederum eine Haupteinnahmequelle 
auf Inseln und Halligen ist .
4 .  Bildung für nachhaltige Ent wicklung: Im Geschäf tsbereich 
des MLUR hat die Nationalpark ver waltung 2005 bis 2008 zwei 
große Schulprojekte auf den fünf großen Halligen init iier t , 
Landesmit tel bereitgestellt , weitere Projektgelder beantrag t 
und durchgeführ t . Die mehr fach ausgezeichneten Projekte 
mit den T hemen „Nachhalt ige Ent wicklung und Biosphärenre-
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ser vat“ und „Pr ima Klima in der Biosphäre“ wurden von den 
jungen Halligbewohner n engagier t umgesetzt .
5.  Förderprogramme: 
a.  Der MLUR f inanzier t das so genannte Halligprogramm, mit 
dem eine Hallig-angepasste Landwir tschaf t f inanziell geför-
der t wird. Ziel ist ein Interessenausgleich zwischen Landwir t-
schaf t und Naturschut z.
b. Der MLUR f inanzier t über die AktivRegionen zahlreiche Ent-
wicklungsprojekte auf Inseln und Halligen.
c.  Der MLUR unterstüt zt die Ent wicklung eines Projektes 
„Nachhalt igkeitskonzept Halligen“ bereits in der Phase der 
Antragsent wicklung.

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Die Halligen Hooge (20.500 € pro Kopf ), Gröde (17.500) und 
Langeneß (8.600) sind hoch verschuldet. Diese Verschul-
dung ist über lange Zeit entstanden. Das Land Schleswig-Hol-
stein ist f inanziell ebenfalls nicht gut aufgestellt und auch 
auf Bundesebene soll st r ik t gespar t werden. Trotzdem sind 
die schwar z-gelb geführ ten Regierungen in Land und Bund in 
der Verant wor tung, die Inseln und Halligen aufgrund ihrer Be-
sonderheiten f inanziell zu unterstüt zen. Mit dem Begleichen 
der Schuldenberge ist es aus Sicht der SPD jedoch nicht ge -
tan, die Weichen für eine Zukunf t mit rosigeren f inanziellen 
Aussichten müssen jetzt gestellt werden. Die Polit ik muss die  
Voraussetzungen für at t raktive Arbeitsplätze schaf fen, um so 
den jungen Menschen auf den Inseln und Halligen eine Al-
ter native zur Abwanderung in Ballungsgebiete zu geben. Als 
Land der Windenergie hat Schleswig-Holstein beste Voraus-
setzungen, neue nachhalt ige Arbeitsplätze zu schaf fen — für 
die Inseln und Halligen interessant auch durch die Of fshore-
Parks vor der Nordseeküste. Wir als SPD wollen auch den 
Tour ismus stärken, um die Einnahmeseite der Kommunen zu 
verbesser n. Wichtig für die At t raktivität und den Zusammen-
halt im ländlichen Raum ist nicht zulet zt auch der Ausbau des  
ehren-amtlichen Engagements, den wir uns seit langem auf 
die Fahnen geschr ieben haben.
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Der Bund stellt als Förderung für den ländlichen, st ruktur-
schwachen Raum (und dazu gehören auch die Halligen) dem 
Land zwei verschiedene Ar ten von Struktur förder mit tel zur 
Ver fügung – die GAK – (Gemeinschaf tsaufgabe Agrar und  
Küste, zu beantragen beim K ieler Landwir tschaf tsministe -
r ium) und die GA-Mit tel (zu beantragen beim K ieler Wir t-
schaf tsminister ium). Die GAK-Mit tel hat die schwar z-gelbe 
Bundesregierung am 4.3.2010 in den Haushaltsberatungen 
gerade um 25 Mio. € gekür zt . Die GA-Mit tel wurden auf Init ia-
t ive der SPD in Ber lin vor einem Jahr im Konjunkturprogramm 
um 200 Mio. € bis 2011 aufgestockt – das hilf t der West- 
küste aber leider nicht viel , weil die schleswig-holsteinische 
Landesregierung die Kof inanzierung of fenbar leider nicht zu-
stande br ing t – dann f ließen die Gelder leider stat tdessen 
in st rukturschwache Räume wie z.B. nach Bayer n oder Nie -
dersachsen.
(Bet tina Hagedorn, MdB, für die Landesgruppe Schleswig-
Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Um die Gemeinden der Inseln und Halligen zu entlasten, 
brauchen wir endlich ein konkretes Handlungskonzept für 
die ländliche Ent wicklung. Dazu gehör t die Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschut zes zu einer Gemein-
schaf tsaufgabe für den ländlichen Raum, eine deutliche Stär-
kung der f inanziellen Eigenverant wor tung der Regionen durch 
die Einführung von Regionalbudgets und eine sinnvolle An-
passung der Einr ichtungen der Daseinsvorsorge an den un-
gebremsten Struktur wandel auf dem Lande. Er folgreiche 
Modellversuche wie Gemeindeschwesterkonzepte im Gesund-
heitsbereich müssen endlich in die F läche. 

21. Mehr Qualität im öf fentlich-rechtlichen Rundfunk		
					             J iL 23/34 NEU
Die Vertreter des Schleswig-Holsteinischen Landtages wer-
den gebeten, ihre Positionen im Landesrundfunkrat zu nut-
zen, um den öf fentlich-rechtlichen Programmauf trag deut-
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l icher zu def inieren und in diesem Gremium die Diskussion 
über öf fentlich-rechtliche Programmgestaltung anzustoßen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Um die Vielfalt der Medienangebote auch im digitalen Zeit-
alter in unserem Land zu gewähr leisten, muss es beim be-
währ ten dualen System von öf fentlich-rechtlichen und pr i -
vaten Angeboten bleiben. Medienpolit ik hat dafür zu sorgen, 
dass zwischen pr ivaten und öf fentlich-rechtlichen Angebo-
ten ein fairer Wet tbewerb stat t f inden kann. Beiden Systemen 
sind angemessene Ent wicklungschancen zu gewähren.
Die konkrete For tent wicklung des Funktionsauf t rages respek-
t ive der Qualität des öf fentlich-rechtlichen Rundfunks ist vor-
nehmlich in die Hände der Länderpar lamente geleg t . Der öf-
fentlich-rechtliche Rundfunk wird als unver zichtbarer Teil der 
Daseinsvorsorge gebührenf inanzier t , weil er durch sein Ange-
bot einen öf fentlichen Mehr wer t für jour nalist ische Qualität 
in erster L inie in den Bereichen Infor mation, Bildung und Kul-
tur schaf f t . Der öf fentlich-rechtliche Rundfunk hat erhöhten 
Sorg falts- und Qualitätsanforderungen zu genügen. Dieser 
besondere öf fentliche Mehr wer t öf fentlich-rechtlicher Ange-
bote für die Bildung der kulturellen Identität unserer Gesell -
schaf t muss für Angebotsergänzungen und -veränderungen, 
aber auch schon für den gesamten existierenden öf fentlich-
rechtlichen Medienbestand durch verhältnismäßige inter ne, 
exter ne und neutrale Beteiligung an dem mit der EU verein-
bar ten Test-Ver fahren besonders begründet werden. 

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Es gibt kein Landesrundfunkgeset z. Die Vereinbarungen der 
Länder zu Organisation und Betr ieb des Norddeutschen Rund-
funks sind im NDR-Staatsver t rag  geregelt , den die Länder 
Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Hamburg und Mecklen-
burg-Vorpommer n vereinbar t haben.
Die Möglichkeiten der Einf lussnahme durch die Par lamente 
oder gar die Regierungen und Par teien sind u. a. auf Haus-
halts- und F inanzierungsf ragen, organisator ische Grundsät-
ze und Programmkr it ik an bereits ausgestrahlten Sendungen 
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begrenzt. Fragen der Programmgestaltung und Vorgaben bzw. 
Einf lussnahme auf jour nalist ische Ausgestaltung der Pro -
gramme sind schon aufgrund der garantier ten Unabhängig-
keit der öf fentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten im Grund-
gesetz nicht möglich.
Die konsequente Beachtung dieser Unabhängigkeit forder t 
die SPD immer wieder ein und kr it isier t alle Versuche, hier-
gegen zu verstoßen.
Die Kontrolle des NDR ist ausschließlich den Gremien des NDR, 
im Besonderen dem Rundfunkrat vorbehalten. Er setzt sich 
aus 58 Personen zusammen, die aus verschiedensten gesell -
schaf t lichen Gruppen entsandt werden. Nur 9 Ver t reter Innen 
kommen aus den polit ischen Par teien. Die Ver t reter Innen der 
SPD im Rundfunkrat set zen sich nach unserer Kenntnis un-
abhängig von Weisungen für die Steigerung der Qualität , der 
V ielfalt und der regionalen Ber ichterstat tung der Programme 
des NDR ein.

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP-Fraktion greif t den Antrag sehr ger ne auf, will aber in 
ihrem Ansatz noch weiter gehen. Es bedar f einer grundsätz-
lichen Debat te über den öf fentlichen Rundfunk. A spekte müs-
sen hier eine ganz grundsät zliche Evaluierung der Aufgaben 
und jetzigen Tätigkeiten des öf fentlich-rechtlichen Rundfunks 
sein. Dies bezieht selbst verständlich eine generelle Debat-
te über die Gebührenf inanzierung des öf fentlich-rechtlichen 
Rundfunks mit ein. Die überholte gerätebezogene Rundfunk-
gebühr ist durch eine allgemeine und pauschale Medienab-
gabe zu ersetzen, die von jedem er wachsenen Bürger mit 
eigenem Einkommen gezahlt wird. Die GEZ soll abgeschaf f t 
werden. Auch auf Werbung sollte zu Gunsten der Programm-
qualität des öf fentlich-rechtlichen Rundfunks ver zichtet wer-
den. Weiterhin muss über eine Rückführung auf den ver fas-
sungsrechtlich vorgegebenen Rahmen diskutier t werden. Die 
Aufsichtsstruktur soll so refor mier t werden, dass eine pro-



181

Stellungnahmen

fessionelle, unabhängige und exter ne Aufsicht die Einhaltung 
der Regular ien ef fektiv gewähr leistet .

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN halten den öf fentlich-rechtlichen 
Rundfunk für einen unver zichtbaren Teil der Medienland-
schaf t in Deutschland. Allerdings ist Verbesserungsbedar f 
nicht zu übersehen. Wir sehen es als Aufgabe der Mitglieder 
des Rundfunkrats an, die Qualität im öf fentlich-rechtlichen 
Rundfunk zu erhalten und – wo nötig – auch zu verbesser n. 
Deshalb unterstüt zen wir diese Forderung.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe hierzu Ant wor t Beschluss 16 „ Alkohol- und Zigaret ten-
werbung verbieten“.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der SSW set zt sich dafür ein, dass die Rundfunkpolit ik in 
Deutschland geänder t wird, so dass zukünf tig alle gesell -
schaf t lichen Kräf te an der Kontrolle der öf fentlich-rechtlichen 
Sender beteilig t sind. Das Grundgeset z leg t in Ar t ikel 21 fest: 
„Die Par teien wirken bei der polit ischen Willensbildung des 
Volkes mit .“ Das bedeutet , dass sie die Willensbildung we-
der dominieren noch bestimmen können, sonder n eben nur  
daran mit wirken. In der Vergangenheit allerdings ver teil -
ten die Volkspar teien beim öf fentlich-rechtlichen Rundfunk 
P f ründe und Posten nach Par teienpropor z. Das dient nicht der 
Rundfunkf reiheit und tut auch der Programmqualität nicht im-
mer gut. Der Einf luss der Par teien geschieht ungesteuer t und 
bis auf wenige Ausnahmen weitgehend unbeachtet von der 
Öf fentlichkeit . In den let zten Jahren hat es sich eingebürger t , 
Rundfunkpolit ik hinter verschlossenen Türen zu machen. 
Die Praxis, erst hinter verschlossenen Türen zu verhandeln, 
dann die Unter zeichnung der Rundfunkänderungsstaatsver-
t räge durch die Ministerpräsidenten und erst am Ende, wenn 
nichts mehr geänder t werden kann, die Ver t räge in den Land-
tagen debat tieren zu lassen, hat der SSW stets kr it isier t . Die 
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Staatsver t räge müssen durch die Landtage gehen, bevor sie 
unter zeichnet werden. Nur so kann dauerhaf t die Qualität im 
öf fentlich-rechtlichen Rundfunk gesicher t werden. 

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Die Qualität des öf fentlich-rechtlichen Rundfunks ist ein ho-
hes Gut unserer Gesellschaf t . Sie muss gesicher t und wo es 
nötig ist , erhöht werden. Init iat iven der Länder, die zu mehr 
Qualität im öf fentlich-rechtlichen Rundfunk führen, unter-
stützen wir. Das gilt auch für die Gestaltung eines vielfäl -
t igen kulturellen, bildungsrelevanten und unterhaltenden 
Programms des schleswig-holsteinischen Rundfunks. 
Wir begrüßen ausdrücklich, dass auf Init iat ive der SPD -Land-
tagsf raktion im 12. Rundfunkstaatsver t rag erstmalig eine Re-
gelung zur Bar r ieref reiheit im Fer nsehen aufgenommen wur-
de. Bar r ieref reie Angebote im Fer nsehen er möglichen es, 
Menschen mit Behinderungen gleichberechtig t an der Infor-
mationsver mit t lung in unserer Gesellschaf t teilhaben zu las-
sen.
Gleichzeit ig g ilt : Qualität im öf fentlich-rechtlichen Rundfunk 
gibt es nur, wenn dieser unabhängig ist . Deshalb haben wir 
die Abwahl von ZDF-Chef redakteur Nikolaus Brender im No-
vember 2009 kr it isier t , die ohne stichhalt ige Argumente von 
Seiten der CDU-Seite er folg t ist . Die SPD -Fraktion dr ing t des-
halb auf nachhalt ige Änderungen des ZDF-Staatsver t rages 
zur Rückführung des Einf lusses staatlicher Stellen und Par-
teien beim ZDF.
(Gabriele Hiller-Ohm, MdB, für die Landesgruppe Schleswig-
Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Der öf fentlich-rechtliche Rundfunk ist unentbehr licher Be-
standteil der Medien- und Kultur landschaf t . Seine Aufgabe 
ist es, die Meinungsbildung durch umfassende, wir tschaf t-
l ich und polit isch unabhängige Ber ichterstat tung zu förder n 
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sowie anspruchsvolle Unterhaltung und kulturelle Angebote 
auf hohem Niveau zu bieten.
Um seinen ver fassungsrechtlichen Auf t rag zu er füllen, muss 
er ausreichend f inanzier t sein. Kaum eine Branche ist so 
schnelllebig. Ständig kommen neue Empfangs- und Darstel-
lungsmöglichkeiten hinzu. Für rundfunkfähige Handys oder 
andere neue Geräte, von denen wir heute noch t räumen, müs-
sen die Öf fentlich-Rechtlichen passende For mate ent wickeln 
können. Das kostet natür lich Geld.
Die Vorausset zung für all das ist und bleibt , dass der öf fent-
lich-rechtliche Rundfunk seinem Infor mations- und Bildungs-
auf t rag tatsächlich gerecht wird. Der Kampf um Einschalt-
quoten muss dahinter zurückstehen. Das Niveau der pr ivaten 
Konkur renten ist nicht in jedem Fall der geeignete Maßstab.
Wir, die Grüne-Bundestagsf raktion, set zten uns für eine viel -
fält ige Medienlandschaf t ein, an der alle teilhaben können. 
Medienpolit ik muss dafür die Rahmenbedingungen schaf fen 
und das duale Rundfunksystem aus öf fentlichen und pr ivaten 
Sender n dauerhaf t sicher n. 

22. Hoheitsgewässer als Schut zzone 	          J iL 23/19 NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , die 
Schut zzonen Schleswig-Holsteins innerhalb der Hoheitsge-
wässer der Bundesrepublik er weitern zu lassen, so dass dort 
jegliche wir tschaf tliche Nut zung verboten ist .

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Es sind der zeit bereits 70% der schleswig-holsteinischen 
Küstengewässer innerhalb der Zwölf-Seemeilen-Zone in ein 
Schutzgebietsnet z integr ier t . Schleswig-Holstein ist hier mit 
im nationalen wie inter nationalen Vergleich führend. Eine 
noch weitere Ausweisung von Schut zzonen ist zwar denkbar. 
Die CDU-Fraktion kann allerdings zum Wohle des Landes nicht 
allein und ausschließlich auf Fragen des Umweltschutzes ab-
stellen. Ein vollständiges Verbot jeglicher wir tschaf t licher 
Nutzung in den Küstengewässer n würde Wir tschaf tsbereiche 
nachteilig t ref fen, von denen Schleswig-Holstein und sein Ar-
beitsmarkt stark abhängig sind – et wa im Bereich von Tour is-
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mus und Freizeit , der F ischerei, der Landwir tschaf t auf den 
Inseln und Halligen, der Seeschif f fahr t oder im Bereich künf-
t iger Of fshore-Windkraf t-Parks. Die CDU-Fraktion wird sich 
deshalb vor rangig dafür einsetzen, dass der bislang er reichte 
Bestand an Schut zzonen gehalten und mit Augenmaß for tent-
wickelt und gepf leg t wird.

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die noch in der Dimension unkonkret gehaltene Forderung 
(volle Ausschöpfung der 12 Seemeilen?) ist g rundsätzlich zu 
unterstützen. Je nach Reichweite der Schut zgebiete ist jedoch 
zu prüfen, ob – anders als die generell auszuschließende Öl-
förderung im Nationalpark Wat tenmeer – ein vollständiger 
Ausschluss z. B. der F ischerei sinnvoll ist .

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Aus Sicht der FDP-Fraktion ist ein umfängliches Verbot jeg-
licher wir tschaf t licher Nut zung, wie sie im Antrag for mu-
lier t ist , wenig zielführend. Geset zliche Regelungen, wie sie  
beispielsweise im Nationalparkgeset z ausgeführ t sind, se -
hen bereits jet zt eine nur restr ik t ive Nut zung von Schutzzo-
nen vor. Zulässige Ausnahmen stehen dabei immer im Ein-
klang mit dem zugrundeliegenden Schutzzweck. Das Verbot 
der wir tschaf t lichen Nut zung ist kein zweckmäßiges Instru-
ment, um den Schut z bedrohter F ischbestände zu gewähr lei -
sten. Dieses Ziel lässt sich über geset zliche Fangquoten bes-
ser ver folgen.

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Die küstennahen Gewässer sind ein Ökosystem von enor mer 
Bedeutung, ob als Lebensraum für viele F ischar ten, als Rast-
platz für Millionen Zug vögel oder als einzigar t iger Lebens-
raum für speziell angepasste T ier- und P f lanzenar ten. Die -
ser Lebensraum ist durch die wir tschaf t lichen Aktivitäten 
des Menschen erheblich beeinträchtig t . F ischereifahr zeuge, 
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die mit ihren Fanggeschir ren den Meeresboden umpf lügen, 
Ölbohr inseln und K iesabbau ver minder n die ökologische 
Qualität des Lebensraums und sind eine Bedrohung für die  
biologische Vielfalt . Die Grünen set zen sich daher für einen 
konsequenten Meeresschut z in den bestehenden Schutzge-
bieten ein. Wo sich diese Gebiete als unzureichend er weisen, 
z. B. beim Schut z der Schweinswale, müssen die Schutzge-
biete er weiter t werden.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe hierzu Ant wor t Beschluss 18 „ Atomausstieg in Schles-
wig-Holstein vorantreiben“.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Diskussionen seiner zeit um den Nationalpark Wat ten-
meer haben deutlich gemacht, dass es eine Vielzahl verschie -
denster Nutzer interessen gibt . Das Nationalparkgesetz ist 
ein polit ischer Kompromiss, mit dem alle Seiten leben kön-
nen. Eine Er weiterung der Schut zzone auf das Hoheitsge-
wässer der Bundesrepublik , mit der Maßgabe jegliche wir t-
schaf t liche Nut zung zu verbieten, ist nach Ansicht des SSW 
zu weit reichend und nicht zielführend. Darüber hinaus sehen 
wir rechtliche Umset zungsprobleme für eine solche Auswei-
tung.

Ministerium für Landwir tschaf t, Umwelt und  ländliche Räu-
me des Landes Schleswig-Holstein
Schleswig-Holstein ist bei der Ausweisung seiner Küstenge-
wässer als Schut zgebiete bereits führend – nicht nur im nati -
onalen sonder n auch im inter nationalen Vergleich. 
In den vergangenen Jahren hat die Landesregierung ein um-
fassendes Netzwerk von mar inen Natura 2000 -Gebieten mit 
dem Ziel einger ichtet , die Ar tenvielfalt durch die Erhaltung 
der natür lichen Lebensräume sowie der wildlebenden T iere 
und P f lanzen gemäß EG-FFH-Richtlinie zu sicher n. Die Aus-
wahl und Abgrenzung der besonderen Schutzgebiete nach 
EG-Vogelschut z- und F F H-Richtlinie und deren Unterschutz-
stellung nach Landesnaturschutzrecht sind abgeschlossen. 
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Schleswig-Holstein hat mehr als 70 % seiner Küstengewässer 
innerhalb der 12 sm-Zone in dieses Schut zgebietsnetz inte -
gr ier t . Diese Gebiete wurden zudem in das Netzwerk mar iner 
Schutzgebiete der Helsinki-Konvention zum Schutz der Ost-
see (HELCOM) und der Oslo- und Par is-Konvention zum Schutz 
des Nordost-Atlantiks (OSPAR) aufgenommen. Im Vergleich zu 
dem Deckungsgrad des schleswig-holsteinischen Netzwerks 
umfassen letztere bisher erst 0, 44 % des Nordost-Atlantiks 
bzw. 6 % der Ostsee (Stand vom November 2009).
Die Landesregierung wird gemeinsam mit den beteilig ten Be-
hörden und Interessenver t reter n in den kommenden Jahren 
die not wendigen Maßnahmen zur P f lege und Ent wicklung der 
Gebiete und — soweit er forder lich – Managementpläne ab-
stimmen. Bei der Planung und dem Vollzug der Maßnahmen 
müssen ökologische, wissenschaf t liche und kulturelle Er-
forder nisse berücksichtig t und dabei auch wir tschaf t liche 
und Freizeit beding te Er forder nisse einbezogen werden. Ein 
Verbot jeglicher wir tschaf t licher Nut zung mag aus der aus-
schließlichen Sicht des Meeresumweltschutzes zwar vor-
teilhaf t sein, es ist jedoch nach geltender Rechtslage weder 
durchsetzbar noch er forder lich. Zwingend not wendig und ge-
setzlich vorgeschr ieben ist ein angemessener Ausgleich von 
Schutz- und Nut zungsinteressen, der sicherstellt , dass die 
Erhaltungs- und Schut zziele dieser Gebiete nicht gefährdet 
werden. Dies muss im Rahmen der o. g. Managementmaßnah-
men er folgen, die auf die jeweiligen Schutzziele, d. h. die ge -
bietsweise vorkommenden und schüt zenswer ten Ar ten und 
Habitate ausger ichtet sein müssen. 

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Grundsätzlich unterstüt zen wir die Ausweitung der Schutz-
gebiete. Eine volle Ausschöpfung der Zwölf-Seemeilen-Zone 
halten wir jedoch nicht für pauschal sinnvoll . Auch sollte ge -
gebenenfalls je nach wir tschaf t licher Nut zung unterschieden 
werden, um z. B. F ischerei zulassen zu können. 
(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, für die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)
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Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Wenn wir unsere Meere weiter nut zen wollen, müssen wir sie 
schützen. V ielen Menschen ist jedoch nicht klar, dass sich un-
sere Meere in einem äußerst kr it ischen Zustand bef inden. Wir 
müssen dr ingend dafür sorgen, dass es eine gesunde Balan-
ce zwischen Ökologie, also der Wir tschaf t lichkeit , und Öko -
nomie, also der Umwelt , g ibt . Beides ist kein Widerspruch. 
Nur um ein Beispiel zu nennen: Ohne intakte Meere gibt es 
auch keine F ischerei und keinen Er lös für die F ischer. Die Be-
lastungen für unsere Meere sind groß.
Durch den zunehmenden Schif fsverkehr wird der Ausstoß an 
Kohlendioxid in den nächsten zehn Jahren um rund 70 Prozent 
steigen. In Hafenstädten wie Hamburg oder K iel gehen bereits 
heute rund 80 Prozent der gesamten Luf t verschmutzung durch 
Stickoxide und Schwefeloxide auf das Konto der im Hafen lie-
genden Schif fe. Schon heute belasten die Schif fsabgase das 
K lima erheblich und Schränken die Lebensqualität der Men-
schen ein. Wir brauchen dr ingend die technischen Vorausset-
zungen, um die Schif fe im Hafen mit Landstrom zu versorgen. 
Auf See fahren Dreckschleuder n mit Kraf tstof fen, die an Land 
als Sonder müll entsorg t werden müssten. Wir brauchen in-
ter national verbindliche und strengere Grenzwer te. Auf den 
Meeren muss endlich das Verursacherpr inzip gelten. 
Darüber hinaus ist ein nachhalt iges F ischereimanagement 
dr ingend geboten. Unsere Meere sind nahezu leer gef ischt 
und werden als Müllkippe missbraucht. Unser Eindruck ist , 
dass es in den bisher igen Aktionsplänen vor allem darum 
ging, die mar it ime Wir tschaf t , d. h. auch die F ischerei, zu 
stärken. Doch wovon sollen die F ischer leben, wenn sie keine 
F ische mehr fangen? Wir sind der Über zeugung, dass minde-
stens 30 Prozent der Meereszonen diesen Schutz verdienen.

Britta Reimers (FDP), Mitglied des Europäischen Parlaments
Den Beschluss 22 im Bereich „Umwelt- und Innenpolit ik“ sehe 
ich kr it isch. Ich f rage mich, ob die mit telständische F ische-
rei bei der Beschlussfassung ausreichend beachtet wurde. 
Hier zu muss man f ragen, wie viel industr ielle F ischerei es in 
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Schleswig Holstein g ibt? Ich weise in diesem Zusammenhang 
auf die Bedeutung der F ischerei für den Tour ismus und die  
Küstenstruktur (Arbeitsplätze) hin. 

23. Umweltpapier in Schulen		           J iL 23/18 NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , den kom-
munalen Schulträgern zu empfehlen, Umweltpapier in den 
Schulen zu benut zen, um sowohl beim Drucken, als auch beim 
Kopieren die Umwelt zu schonen.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Beschaf fung von Verbrauchsmater ialien an den Schulen 
ist nicht landesweit einheit lich geregelt . Diese oblieg t den 
Schulen eigenständig bzw. wird durch die Schult räger vor-
gegeben, die auch die Kosten hier für t ragen müssen. In vie -
len Schulen wird auch schon heute Umweltpapier eingesetzt . 
Wo dieses nicht der Fall aber gewünscht ist , kann durch Be -
schluss der Schulkonferenz die Schule bzw. der Schult räger 
zur Nutzung von Umweltpapier aufgeforder t werden.

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Dem Vorbild der Landesver waltung Schleswig-Holstein fol-
gend, sollten die Kommunen aus Sicht der SPD -Landtagsf rak-
t ion nicht nur in der Schule, sonder n in allen Bereichen Um-
weltpapier einsetzen. Dies ist allerdings durch die jeweilige 
Gemeinde zu entscheiden.

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Das Pr inzip der Subsidiar ität ist ein hohes Gut , welches zu 
Recht im Grundgesetz veranker t ist . Für die FDP-Fraktion ist 
dies bei jeder Frage zu beachten. Es besteht ein t iefes Ver-
t rauen in die Entscheidungsfähigkeit der kommunalen Schul-
t räger, bei Fragen des Umweltschut zes ver nünf tige Ant wor-
ten zu geben. Grundsät zlich ist natür lich die Ver wendung von 
Umweltpapier zu empfehlen.
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Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Die Ver wendung von Umweltpapier an Schulen ist absolut 
sinnvoll und sollte heute eigentlich längst selbst verständlich 
sein. Wieder ver wer tetes Papier schont Ressourcen und unser 
K lima. Da die Schulen dies eigenverant wor tlich regeln, ist es 
wichtig, dass Schüler Innen direkt mit Schulleiter Innen und 
Lehrer Innen sprechen und Über zeugungsarbeit zu leisten.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe hierzu Ant wor t Beschluss 18 „ Atomausstieg in Schles-
wig-Holstein vorantreiben“.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der SSW unterstüt zt die Forderung des Jugendpar laments, 
den kommunalen Schult räger n die Benutzung von Umweltpa-
pier zu empfehlen.

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Wir unterstüt zen die Forderung, Umweltpapier in den Schulen 
zu ver wenden. Die konkrete Entscheidung hierüber müssen 
die Schult räger fällen.
(Dr. Ernst Dieter Rossmann, MdB, für die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Mit Recyclingpapier können wer t volle Ressourcen wie Was-
ser und Energie sowie CO2 eingespar t werden. Im Vergleich 
zum Papier aus Zellstof f wird bei der Herstellung von Recy-
clingpapier nur halb so viel Energie benötig t . Zu dem muss 
kein zusätzlicher Baum für Recyclingpapier gefällt wer-
den. Nichts spr icht heute gegen die breite Ver wendung von  
Recyclingpapier. So ist es von seiner Qualität her mit dem Pa-
pier aus Zellstof f absolut vergleichbar. Es ist belastbar, ra-
dierbar, kopierbar und auch in den herkömmlichen Weiße-
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graden produzierbar. Wir unterstüt zen daher eure Forderung 
nach mehr Umweltpapier in Schulen ausdrücklich.

24 . Gewalt tätige Jugendliche: Präventionsarbeit verstärken	
					      J iL 23/26 NEU NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , aufgrund 
der steigenden Gewaltbereitschaf t unter Jugendlichen für 
eine Verstärkung der Präventionsarbeit zu sorgen. Die Ju-
gendhilfe muss ausgebaut werden, und es müssen mehr So-
zialarbeiter zur Verfügung stehen, um Probleme in Familien 
und unter Jugendlichen schneller zu lösen. Außerdem soll die 
Justiz dazu angehalten werden, Prozesse von Jugendlichen 
unverzüglich zu verhandeln, da sonst eine Verknüpfung mit 
der Straf tat kaum noch stat t f indet .

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Im Zeit raum 2000 -2008 hat sich die Gewaltkr iminalität un-
ter Jugendlichen und Heranwachsenden (14-21 Jahre) mehr als 
verdoppelt . Dieser Trend wird nicht länger hingenommen, kr i -
minellen Handlungen muss der Staat von Anfang an zügig kla-
re Grenzen set zen. Im Bereich der Prävention der Jugendkr i-
minalität , die auch die Gewaltkr iminalität umfasst , hat sich 
die CDU-Fraktion deshalb für die Schaf fung einer Jugend-
Taskforce zur verbesser ten Zusammenarbeit zwischen Sozial -
arbeit , Schule, Polizei und Justiz eingeset zt . Am 18.03.2010 
hat der Schleswig-Holsteinische Landtag die Schaf fung einer 
solchen Jugend-Taskforce beschlossen (Drucksache 17/389,
ht tp://w w w.landtag.ltsh.de/infothek/wahl17/druck s/0300/
druck sache-17-0389.pdf )
Weiterhin ist nach den Zahlen der jüngsten Polizeilichen Kr i -
minalstatist ik (PKS 2009) festzustellen, dass bei Rohheitsde-
lik ten wie Raub, Körper ver let zung, Nötigung oder Bedrohung 
der Anteil junger Tat verdächtiger, die bei der Tatbegehung un-
ter Alkoholeinf luss standen, mit 37 Prozent besonders hoch 
ist . Deshalb wird sich die CDU-Fraktion mit einem besonde-
ren Schwerpunkt auch für einen innovativen Jugendschutz mit 
Projekten gegen Sucht und Abhängigkeiten von legalen und 
illegalen Drogen einset zen.
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SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD -Landtagsf raktion ist sehr besorg t , dass die Gewalt-
bereitschaf t unter Jugendlichen ansteig t und wir unterstüt-
zen die Forderung nach verstärkter Präventionsarbeit . In der 
Stärkung des Selbst wer tgefühls, der Bildungschancen und 
Zukunf tsperspektiven, der Konf lik t fähigkeit und der sozi-
alen Kompetenzen liegen die Schlüssel für eine gewalt f reie 
Jugend. Das Land stellt seit über zehn Jahren Sonder mit tel für 
die Gewaltprävention an Schulen zur Ver fügung. So begleitet 
das Institut für Qualitätsent wicklung an Schulen Schleswig-
Holstein ( IQSH) die Schulen in der Gewaltpräventionsarbeit . 
Es wurde die Zusammenarbeit zwischen Schulen und Polizei 
intensivier t und die Arbeitsgemeinschaf t gegen Gewalt an 
Schulen ent wickelt . Neu ist auch das Projekt „Mobbing f reie 
Schule“, was Schüler innen und Schüler lehren soll , ver t rau-
ensvoll miteinander umzugehen und Konf lik te zu klären. Auch 
haben die Landkreise und kreisf reien Städte unterschiedliche 
Projekte zur Gewaltprävention an Schulen ent wickelt , wobei 
die Schule mit der Jugendhilfe kooper ier t . Sie sind auch die 
Entscheidungsträger für den Einsat z von Sozialarbeiter n an 
Schulen. All diese präventiven Projekte sollten auch verstärkt 
in K inder tagesstät ten Anwendung f inden.

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Präventive Handlungsstrategien sind erster Ansatzpunkt für 
die Kr iminalitätsbekämpfung bei Jugendlichen. Hieran müs-
sen alle an Er ziehung beteilig ten Personen und Institutionen 
mit wirken. Die F DP set zt sich in Zusammenarbeit mit unserem 
Koalit ionspar tner dafür ein, eine gemeinsame „ Jugend Task-
force“ zu gründen und damit die Zusammenarbeit zwischen 
Schulsozialarbeit , Schule und Polizei zu stärken. Auf klärung 
und Prävention müssen im Mit telpunkt stehen. Ziel muss ein 
innovativer Jugendschut z sein, um in allen Bereichen der Ju-
gendkr iminalität vorbeugend handeln zu können. Daneben 
müssen, wie im Antrag geforder t , Straf ver fahren gegen Ju-
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gendliche möglichst schnell nach Begehung der Tat verhan-
delt und zum Abschluss gebracht werden.

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wollen, dass Straf ver fahren gegen 
Jugendliche und Heranwachsende zügig verhandelt werden. 
Das ist nach vielen Untersuchungen wirkungsvoller als der 
häuf ige Ruf nach här teren Strafen. Deshalb setzen wir uns 
dafür ein, im Jugendstraf ver fahren weitere Möglichkeiten der 
Beschleunigung einzuführen. Als Beispiel kann das Projekt 
„Pr iJus“ in Hamburg dienen, wo in weiten Teilen des Ver fah-
rens durch die staatlichen Stellen auf Aktenumläufe ver zich-
tet wird, um stat tdessen per Email miteinander zu kommuni-
zieren.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Teilnehmer Innen an JiP sehen eine Steigerung der Gewalt-
bereitschaf t unter Jugendlichen und forder n daher die Lan-
desregierung auf, mehr Mit tel für Prävention auf zuwenden 
und Ger ichtsprozesse zeitnah zu Straf taten durchzuführen. 
Aus Sicht der L INKEN sinnvolle Forderungen.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Aus Sicht des SSW gibt es keine Def izite im Jugendstraf recht 
und die bisher igen Sanktionsinstrumente sind so vielfält ig, 
dass dif ferenzier t auf die einzelnen Täter und Taten einge-
gangen werden kann. Wenn es Def izite g ibt , dann in der An-
wendung der bestehenden Möglichkeiten, was allerdings zu-
erst auf die f inanziellen Rahmenbedingungen zurück zuführen 
ist . Es bleibt fest zuhalten, dass die Forderung nach här teren 
Strafen für gewalt tätige Jugendliche zwar der polit ischen 
Prof il ierung dienen, aber nicht den Zweck er füllen, dass ge-
walt tätige Jugendliche wieder auf den r ichtigen Weg gebracht 
werden. Denn es ist und bleibt nun einmal so, dass die Andro-
hung drakonischer Strafen Jugendliche nicht von Gewalt taten 
abhalten. Aus Sicht des SSW brauchen wir keine Verschär-
fung der Jugendstrafen. Wir brauchen viel mehr Methoden der 
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Sanktionierung, die nicht nur bestrafen, sonder n auch neue 
Lebensperspektiven auf zeigen. Und vor allem brauchen wir 
eine stärkere Prävention – denn letzt lich geht es nicht nur um 
Strafen, sonder n um soziale Fragen. 

Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein
Präventionsprojekte t ref fen regelmäßig auf ein Umfeld be-
reits bestehender Maßnahmen, Institutionen und Akteure. 
Um Wirkung er zielen zu können, müssen Inter ventionen auf 
dieses Umfeld abgestimmt werden und von allen Beteilig ten 
mitgetragen werden. Deshalb wirken die staatlichen und 
nichtstaatlichen Akteure, angefangen bei den  zuständigen 
Ressor ts der Landesregierung bis hin zu den f reien Träger n 
der Sozialarbeit bei der Planung und Umsetzung dieser Maß-
nahmen ver t rauensvoll zusammen. Präventionsmaßnahmen 
lassen sich hinsichtlich ihrer Zielr ichtung unterscheiden:
• Universelle Prävention wird als posit ive Generalpräventi-
on verstanden, die sich in For m von Nor mverdeutlichung, Bil -
dungsangeboten und insbesondere Maßnahmen der Sozial-, 
Jugend- und Familienpolit ik an die Allgemeinheit r ichtet .
• Selektive Prävention r ichtet sich an kr iminalitätsgefährdete 
Gruppen ( Täter und Opfer) mit Maßnahmen, die auf die Redu-
zierung Tat begünstigender Faktoren zielen.
• Indizier te Prävention set zt nach Begehung einer Straf tat ein 
und dient der Vorbeugung vor Rückfälligkeit . Hier zu zählen 
insbesondere Resozialisierungsmaßnahmen und sozialthera-
peutische Maßnahmen.
Die Landesregierung sieht einen Schwerpunkt in präven-
t iver Sozial- und Jugendpolit ik . Daher werden die präventiv 
wirkenden Angebote der of fenen und der verbandlichen Ju-
gendarbeit weiterhin unterstüt zt . Außerdem werden die Mög-
lichkeiten des Ausbaus von Sozialarbeit an Schulen (Schulso-
zialarbeit) geprüf t . 

Ministerium für Arbeit, Soziales und Gesundheit des Landes 
Schleswig-Holstein
Die Landesregierung sieht einen Schwerpunkt in präven-
t iver Sozial- und Jugendpolit ik . Daher werden die präventiv 
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wirkenden Angebote der of fenen und der verbandlichen Ju-
gendarbeit weiterhin unterstüt zt . Außerdem werden die Mög-
lichkeiten des Ausbaus von Sozialarbeit an Schulen (Schulso-
zialarbeit) geprüf t . 

Gemeinsame Stellungnahme
des Innenministeriums des Landes Schleswig-Holstein und 
des  Ministeriums für Arbeit, Soziales und Gesundheit des 
Landes Schleswig-Holstein

(abgestimmt mit dem Landesrat für Kriminalitätsverhütung, 
Herrn Kronbügel , sowie dem Misterium für Justiz, Gleichstel-
lung, Integration, Herrn Dr. Anders) 

Aktuell g ibt es 26 länger f r ist ig angeleg te und konzeptionell 
auf die Reduzierung der K inder- und Jugendkr iminalität ausge-
r ichtete Projekte und Programme der universellen Prävention 
in Schleswig-Holstein, die mit Förderung und/oder Unterstüt-
zung der zuständigen Ressor ts bzw. des Rates für Kr iminali -
tätsverhütung als Kooperationsprojekte von staatlichen und 
nichtstaatlichen Träger n oder von ehrenamtlich Tätigen in 
kommunalen Präventionsräten durchgeführ t werden.
Fünf zehn Programme wenden sich an Schulen, von denen 
dreizehn als landesweite Programme (z. B. Gläser ne Schu-
le, Prävention im Team, Konf lik t lotsen an Schulen, Täter- 
Opfer-Ausgleich, Echt Fair ! Die Ausstellung zur Prävention 
von Häuslicher Gewalt) und zwei als kommunal begrenzte An-
gebote (SKOT T & KL AR A in K iel , Tadel-Los in Rendsburg ) aus-
gestaltet sind.
Acht Programme/Projekte wenden sich sozialraumbezogen 
an K inder, Jugendliche und z. T. auch an Er wachsene (z. B. 
Init iat ive „Plan haben“, Kooperations- und Inter ventionskon-
zept gegen häusliche Gewalt „K iK“, „Vandel – Vandalismus 
im Wandel“ in Lauenburg ). Diese Programme/Projekte werden 
auf Stadt teilebene, auf Ebene der Kommune oder landesweit 
durchgeführ t .
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Drei Programme (Papilio, Faustlos plus, K indergar ten plus) 
wenden sich mit ihren landesweiten Angeboten speziell an 
K inder tagesstät ten.
Darüber hinaus werden zur zeit landesweit bzw. regional drei 
Modelle der indizier ten Prävention umgesetzt:
Das so genannte Vor rangige Jugendver fahren dient in  
erster L inie der Gewähr leistung einer schnellstmöglichen  
justiziellen Reaktion auf Jugendkr iminalität . Es r ichtet sich an 
(1.) Intensiv täter, (2.) Täter auf fälliger Gewalt taten, ( 3 .) Tä-
ter, die in Gefahr stehen, durch ein kr iminelles Umfeld in wei-
tere Kr iminalität abzugleiten und (4 .) Täter, bei denen bisher 
Straf- und Resozialisierungsmaßnahmen wirkungslos waren. 
Es können auch Jugendliche er fasst werden, die zwar erst-
malig als Straf mündige straf rechtlich in Erscheinung t reten, 
jedoch bereits als Strafunmündige bei der Polizei aktenkun-
dig geworden sind. Die Ver fahrensdauer soll möglichst vier  
Wochen ab der letzten verant wor tlichen Ver nehmung nicht 
überschreiten. Die Grundlage für das Vor rangige Jugendver-
fahren bildet eine Vereinbarung zwischen Polizei, Staatsan-
waltschaf t , Ger icht und Jugendger ichtshilfe. Das Vor rangige 
Jugendver fahren wird mit t ler weile f lächendeckend betr ie -
ben.
In diesem Zusammenhang sind auch die so genannten Fall -
konferenzen zu nennen. Dabei handelt es sich um ein Projekt 
zum sachgerechten Umgang mit Intensiv- und Mehr fachtäte -
r innen und -täter n. Es soll das Ziel ver folgen, die Kooperati -
on und die Reaktionsmöglichkeiten der mit den jugendlichen 
und heranwachsenden Mehr fach- und Intensiv täter n in Kon-
takt kommenden Personen und Institutionen zu optimieren 
(z. B. Polizei, Schule, Staatsanwaltschaf t , Ger icht , Jugendhil -
fe). Die Fallkonferenz wird einberufen, wenn auch die Voraus-
setzungen für ein vor rangiges Jugendver fahren vor liegen. Die 
oder der Beschuldig te bzw. die gesetzlichen Ver t reter müssen 
ihr Einverständnis mit der Datenweitergabe an die Beteilig ten 
der Fallkonferenz erklären. Die Fallkonferenz soll möglichst 
spätestens vier Wochen nach der ( let zten) Tat stat t f inden. 
Konferenzziel ist eine schr if t l iche Vereinbarung zwischen 
den Beteilig ten unter Einschluss des oder der Beschuldig ten 
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und gg f. der gesetzlichen Ver t reter. Die Vereinbarung f ix ier t 
die besprochenen zu ergreifenden Maßnahmen (z. B. f reiwil -
l ige Teilnahme an einem Drogenent zug ). Die Staatsanwalt-
schaf t überprüf t die Einhaltung der Vereinbarung. Sie beruf t 
eine weitere Konferenz ein, wenn sie nicht eingehalten wurde 
oder veränder te Umstände eine Anpassung er forder lich wer-
den lassen. 
Darüber hinaus hat das Justizminister ium in Zusammenar-
beit mit anderen Landesminister ien, dem Generalstaatsan-
walt , der Agentur für Arbeit Elmshor n und der Arbeitsgemein-
schaf t Pinneberg ein Präventionskonzept ent wickelt , bei dem 
es im Wesentlichen darum geht , Jugendliche und Heranwach-
sende, die st raf rechtlich in Erscheinung t reten, möglichst zü-
gig an die ARGE oder Agentur für Arbeit weiter zuver mit teln.  
Parallel zum Straf ver fahren soll dor t dafür Sorge getragen 
werden, dass die Betref fenden die ihnen nach dem SGB I I oder  
SGB I I I zustehenden Leistungen erhalten, die dazu beit ragen 
können, eine Integration in den Arbeitsmarkt zu bewirken. 
Dies wiederum wirkt sich in der Regel posit iv auf das Delin-
quenzverhalten der Betrof fenen aus. Darüber hinaus soll die 
von der ARGE oder Agentur für Arbeit angebotene Maßnahme 
von der Jugendger ichtshilfe im Straf ver fahren in geeigneten 
Fällen dem Jugendr ichter oder der Jugendr ichter in als anzu-
ordnende Maßnahme vorgeschlagen werden. Hierdurch wird 
die Verbindlichkeit der Teilnahme an der Maßnahme für den 
Betrof fenen erhöht.

CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Jugendkr iminalität muss mit wirksamen Maßnahmen begeg-
net werden. 
Dazu müssen vor allem die Präventionskonzepte ausgebaut 
werden. In vielen Fällen bietet das Jugendstraf recht bereits 
ausreichend Instrumente zum Umgang mit jugendlichen Straf-
täter n. Es muss allerdings konsequenter durchgesetzt wer-
den. Zur Er weiterung und Verbesserung der pädagogischen 
Reaktionsmöglichkeiten bei Straf taten Jugendlicher und He-
ranwachsender  unterstüt zt die Landesgruppe die Einführung 
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des sogenannten War nschussar restes. Jungen Straf täter n 
werden damit  bereits zu Beginn der Bewährungszeit die Kon-
sequenzen weiterer Geset zesverstöße deutlich gemacht.

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Gründe für die Gewaltbereitschaf t v ieler Jugendlicher sind 
of tmals Perspektivlosigkeit , ungleiche Lebenschancen, man-
gelnde Bildung sowie eine gesellschaf t liche Benachteiligung. 
Genau bei diesen Ursachen von Jugendgewalt möchten wir an-
setzen. Wichtige Bestandteile bei der Gewaltprävention sind 
eine verbesser te Bildungspolit ik und die Intensivierung von 
Integrationsbemühungen. Für eine er folgreiche Kooperati -
on brauchen wir einen verstärkten Einsatz von Street worke-
r innen und Street worker n und Schulsozialarbeiter innen und 
-Sozialarbeiter n. Fer ner muss sich die Justiz um schnelle Ge-
r ichtsverhandlungen und Strafantr it te bemühen, damit st raf-
fällig gewordene Jugendliche schnell die Konsequenzen ihres 
Handelns spüren.
(Sönke Rix , MdB für die Landesgruppe Schleswig-Holstein, 
SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Gewalt unter Jugendlichen ist ein Problem, aber kein neues 
Phänomen. Wer einmal eine Gewalt tat begeht , wird damit 
nicht automatisch zu einem Ser ientäter. Zur Dramatisierung 
besteht kein Anlass. Zur Verhar mlosung allerdings auch 
nicht. 
Die kr iminellen Kar r ieren und die Gewaltbereitschaf t mancher 
Jugendlicher sind erschreckend. An vielen sozialen Brenn-
punkten her rscht eine regelrechte Kultur der Gewalt . Dor t 
müssen wir genau hinsehen, rasch reagieren und handeln. 
Unser Ziel ist es, Gewalt zu verhinder n. Populist ische Paro-
len und der Ruf nach mehr Här te und stärkeren Gesetzen t ra-
gen dazu jedoch nicht bei. Unsere Ant wor t auf Jugendgewalt 
fußt auf zwei Strategien: Erstens einer wirksamen Präventi -
on, die verhinder t , dass aus K inder n gewalt tätige Jugendliche 
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werden. Und zweitens dem schnellen Eingreifen, wenn Gewalt 
verübt wird. Gewalt tätige Jugendliche müssen merken, dass 
ihr Handeln Folgen hat und ler nen, sich f r iedlich zu behaup-
ten. K inder müssen von klein auf ler nen, Konf lik te f r iedlich 
und konstruktiv zu lösen. Gewaltprävention beginnt im El -
ter nhaus und auch bereits im K indergar ten. Auch das Umfeld, 
in dem ein K ind auf wächst , hat entscheidenden Einf luss. Wer 
als K ind geschlagen wird oder Gewalt zwischen seinen Elter n 
mit ansehen muss, läuf t stärker Gefahr, später selbst zum Tä-
ter zu werden. 
Die rot-grüne Bundesregierung hat das Recht auf eine ge-
walt f reie Er ziehung geset zlich veranker t . Dieses K inder recht 
muss überall umgeset zt werden. Um Elter n bei der Er ziehung 
ihrer K inder zu unterstüt zen, brauchen wir mehr und leich-
ter zugängliche Hilfsangebote. Wir wollen Müt ter und Väter 
stärken und förder n – zugleich aber auch in die P f licht neh-
men. Elter n, die ihre Verant wor tung nicht er nst nehmen, die 
ihre K inder ver nachlässigen oder nicht zur Schule schicken, 
brauchen auch staatlichen Druck. Wir wissen: Nicht Haut far-
be oder Herkunf t sind die entscheidende Ursache für Jugend-
gewalt , sonder n Chancen- und Perspektivlosigkeit . Je mehr 
Chancen ein junger Mensch auf eine gute Ausbildung hat , de -
sto ger inger ist die Gefahr, dass er gewalt tätig wird. 
Wir Grüne forder n deshalb seit langem, K inder mit schlech-
ten Star tchancen f rüh zu förder n. Außerdem setzen wir uns 
für Ganztags- und Gemeinschaf tsschulen ein. Dor t können 
K inder aus sozial benachteilig ten Familien besser geförder t 
werden. Die Schulen selbst können einen wichtigen Beit rag 
zur Gewaltprävention leisten – als Or t , an dem Gewalt tabu 
ist und an dem gewalt f reie Konf lik t lösung vorgelebt und ver-
mit telt wird. Wirksame Maßnahmen gegen Jugendgewalt sind 
außerdem f lächendeckende Präventionsangebote, eine bes-
sere Medienkompetenz von K inder n und Jugendlichen, eine 
klare Ächtung von Gewaltauf rufen und Hetze in Song texten, 
ein stärkerer Einsat z gegen rechtsradikale Gewalt und eine 
Kultur des Hinsehens in der gesamten Gesellschaf t . Beson-
ders wichtig ist es, männlichen Jugendlichen Strategien ge -
gen Gewalt an die Hand zu geben: Jugendkr iminalität ist über-
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wiegend Jungen-Kr iminalität . V iele Jungen wachsen in einer 
Kultur auf, in der Gewalt zum Männlichsein gehör t . Jungs sind 
gleichzeit ig überdurchschnit t lich häuf ig Opfer von Gewalt . 
Auch wenn die Jugendgewalt in den vergangenen Jahren ins-
gesamt nicht zugenommen hat: In Großstädten gab es mehr 
Angr if fe mit Messer n, bei denen die Opfer schwer ver letzt 
oder sogar getötet wurden. Wir dür fen es nicht hinnehmen, 
wenn sich Jugendliche bewaf f nen! Dafür brauchen wir eine 
Kultur der Waf fenf reiheit : Bei öf fentlichen Veranstaltungen 
müssen Waf fenverbote durchgeset zt , gefähr liche Messer aus 
dem Verkehr gezogen werden. Ein Verbot von Waf fenimitaten 
muss konsequent umgeset zt werden. 
Wir stellen uns den Interessen der Waf fenlobby entgegen. 
So dar f die Altersgrenze für großkalibr ige Waf fen nicht unter  
21 Jahre gesenkt werden. Gewalt tätige Jugendliche müssen 
merken, dass ihr Handeln Folgen hat – und zwar direkt nach 
der Tat . Of t dauer t es zu lange, bis das Ver fahren beginnt und 
Sanktionen er folgen. Das Jugendstraf recht bietet genügend 
und gute Möglichkeiten für den Umgang mit jugendlichen 
Straf täter n. Das Recht muss also nicht verschär f t werden, 
aber den Vollzug müssen wir entscheidend verbesser n. Wir 
wollen f rüher anset zen und schneller reagieren. Haf t allein 
kann neue Straf taten nicht verhinder n. Wichtiger und er folg-
versprechender ist es, auf Er ziehung und Verhaltensänderung 
zu setzen. Durchdachte pädagogische Programme, bei denen 
sich die Jugendlichen mit ihrer Tat und deren Folgen inten-
siv auseinanderset zen müssen, ver langen ihnen mehr ab, als 
bloß ihren Ar rest oder eine Gefängnisstrafe abzusitzen. 
Für die Refor m des Jugendstraf vollzugs haben wir Grüne ei-
nen Musterent wur f vorgeleg t und entsprechende Gesetzent-
wür fe in die Landtage eingebracht. Stat t wie die Länder die 
Mit tel für die Betreuung straf fälliger Jugendlicher zu kür zen, 
müssen Jugendhilfe, Justiz und Polizei angemessen ausge-
stat tet werden. Denn wer bei K inder n und Jugendlichen heute 
spar t , zahlt dafür in Zukunf t ein Vielfaches.
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25. Abschaf fung der Wehrpf licht		           J iL 23/25 NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , sich bei 
der Bundesregierung dafür einzuset zen, die Wehrpf licht ab-
zuschaf fen und die Jugendfreiwill igendienste auszubauen, 
stärker zu bewerben und Anreize zu schaf fen, diese abzu- 
leisten. Die Jugendfreiwill igendienste werden dann f inanziell 
wie der Zivildienst behandelt .

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsf raktion befür wor tet den Erhalt der Wehr-
pf licht . Die Bundeswehr t räg t seit nunmehr über fünf Jahr-
zehnten dazu bei, den Fr ieden in Deutschland und Europa zu 
sicher n. Die Soldaten, die dies bewirken, sollen auch weiter-
hin aus allen Schichten unserer demokratischen Gesellschaf t 
stammen. Die CDU-Landtagsf raktion sieht dabei aber durch-
aus die Not wendigkeit einer For tent wicklung der Wehrpf licht , 
um den bestehenden Problemen – et wa bei der Wehrgerech-
t igkeit – begegnen zu können.

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD steht für die Weiterent wicklung der Wehrpf licht zu 
einem f reiwill igen Grundwehrdienst. Unter Beibehaltung 
der Musterung soll die Möglichkeit einer f lexiblen Bedar fs-
deckung des er forder lichen Bundeswehrpersonals mit einer 
Stärkung des f reiwill igen Engagements in der Bundeswehr 
verbunden werden. Wir st reben an, zum Dienst in den Streit-
kräf ten künf t ig nur noch diejenigen einzuberufen, die sich zu-
vor bereit erklär t haben, den Dienst in der Bundeswehr zu  
leisten. Dies ist Ausdruck einer persönlichen Entscheidung, 
sich für die Gesellschaf t und für das Gemeinwohl zu enga-
gieren.
Darüber hinaus will die SPD -Landtagsf raktion Schleswig-
Holstein die Jugendf reiwill igendienste stärken und förder n. 
Sie sind eine besondere For m des bürgerschaf t lichen Enga-
gements und ein wer t volles Bildungs- und Berufsf indungs-
jahr. Mit telf r ist ig wollen wir allen Jugendlichen, die ein Frei-
will iges Ökologisches Jahr oder ein Freiwill iges Soziales Jahr 
absolvieren wollen, einen Plat z anbieten. Daher kämpfen wir 
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auch gegen die von der Landesregierung angekündig ten f i -
nanziellen Kür zungen beim FÖJ und set zen uns für den Erhalt 
der 150 Plät ze ein. 

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Die FDP hat durch Refor mideen ständig dafür gesorg t , dass 
die Wehrpf licht den Anforderungen der Zeit angepasst wur-
de. Mit dem Ende des Kalten Kr ieges hat sich die sicherheits-
polit ische Lage entscheidend veränder t . Die Bundeswehr 
muss sich neuen Herausforderungen stellen und entspre-
chend t ransfor mieren. Eine Neuordnung muss mit neuen In-
strumenten der Personalplanung einhergehen. Eine einfache 
For tschreibung überkommener Strukturen unter Beibehaltung 
der Allgemeinen Wehrpf licht reicht hier nicht aus. Unter dem 
A spekt der Wehrgerechtigkeit ist die Wehrpf licht in ihrer mo -
mentanen Ausgestaltung nicht mehr zu begründen und für 
die Einsatzbereitschaf t sogar kontraproduktiv. Eine Ausset-
zung scheint daher geboten. Gleichwohl hat sich die Wehr-
pf licht über die Jahr zehnte in der Bundesrepublik bewähr t , 
am Grundsatz ist daher nicht zu rüt teln. Eine Abschaf fung wie 
sie im Antrag geforder t wird, steht daher nicht zur Debat te. 
Die FDP wird aber für eine Ausset zung der Wehrpf licht aktiv 
eintreten.

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Grüne stehen schon immer für eine Abschaf fung des Wehr-
dienstes und die Neuordnung aller Freiwill igendienste in 
einem Bundesgeset z. Das bisher ige Durcheinander von Zi-
vildienst , FÖJ, FSJ , FSJ Kultur/Spor t und Polit ik und unter-
schiedlichen Freiwill igendiensten im Ausland ist ungerecht 
und wenig t ransparent. Trot zdem gibt es Jahr für Jahr mehr 
Interessenten für die Freiwill igendienste als Plätze angebo-
ten werden. Wir wollen, dass für alle Freiwill igendienste g lei -
che Kondit ionen gelten, denn von ihnen prof it ieren wir alle: 
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der/die Freiwill ige, die Einsat zstellen, Natur, Umwelt , Mit-
menschen und Gesellschaf t .

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
DIE L INKE forder t wie das Jugendpar lament, dass die Wehr-
pf licht abgeschaf f t werden soll und Freiwill igenarbeit geför-
der t wird. Für die damit verbundenen Forderungen nach mehr 
Geld für Jugendverbände und den Ausbau des FSJ , des FÖJs 
und der übr igen Freiwill igendienste wie z. B. Kultur oder Spor t 
wird sich DIE L INKE im Landtag einset zen.
Bedauer nswer t ist es aus Sicht der L INKEN, dass sich unter 
den Delegier ten, die man sicher lich zu den aktiveren Jugend-
lichen zählen kann, keine Mehrheit für ein Wahlrecht ab 16 
bei Landtagswahlen fand.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die allgemeine Wehrpf licht dar f nicht ohne Weiteres abge-
schaf f t werden, da wir nicht zulassen dür fen, dass Strukturen 
geschaf fen werden, die die Möglichkeit für einen „Staat im 
Staate“ schaf fen können. Soll heißen, über die Wehrpf licht 
wird der Kontakt zur gesamten Bevölkerung geschaf fen, vor 
allem mit der jungen Generation und verhinder t so, dass 
Streitkräf te ein gesellschaf t liches Eigenleben ent wickeln.

CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen Bun-
destag
Die CDU-Landesgruppe unterstüt zt das Konzept der Wehr-
pf licht . Die Einbeziehung aller jungen Männer in die demokra-
t ischen Streitkräf te sorg t für eine enge Ver zahnung von Bun-
deswehr und Gesellschaf t . Zudem tragen aktiv Wehrpf lichtige 
und die Reser visten, die nur durch die Wehrpf licht gewonnen 
werden können, in großem Maße zur nationalen Kr isenbewäl-
t igung bei Naturkatastrophen bei. Mit der im Koalit ionsver-
t rag beschlossenen Verkür zung der Dienstzeit auf 6 Monate 
wird das Er folgsmodell Wehrpf licht weiterent wickelt . Der 
Bundeswehr wird es ab 2011 möglich sein, mehr junge Männer 
als bisher einzuberufen. Die refor mier te und verkür zte Wehr-
pf licht sorg t damit für die not wendige Gerechtigkeit bei der 
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Einberufung. Zudem wird mit der 6-monatigen Dauer den For-
derungen Rechnung getragen, die einen f rüheren Berufs- und 
Studieneinstieg der jungen deutschen Männer befür wor ten. 

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Die SPD hält an der Wehrpf licht fest , da sie die beste K lam-
mer zwischen Gesellschaf t und Ar mee darstellt . Soldat sein 
ist kein „ Job“, keine beliebige Dienstleistung. Es ist vor dem 
Hintergrund möglicher Bedrohungen legit im, dass die Bun-
deswehr mit der Wehrpf licht über eine völlig andere Rekrutie -
rungsmöglichkeit ver füg t als et wa ein Wir tschaf tsunter neh-
men oder die öf fentliche Ver waltung.
Die SPD spr icht sich dafür aus, ein Modell zu ent wickeln, das 
die Vor züge der Wehrpf licht beibehält und den A spekt „Wehr-
gerechtigkeit“ stärker berücksichtig t . Die Einführung eines 
f reiwill igen Wehrdienstes ist das r ichtige Konzept. Es behält 
wichtige Elemente der Allgemeinen Wehrpf licht , nämlich Er-
fassung, Musterung und Einberufung bei, beschränkt sich bei 
der Einberufung aber auf diejenigen, die nach Bef ragen er-
klär t haben, dass sie ihren Wehrdienst leisten wollen.
Dies führ t ein starkes Element der Freiwill igkeit in den Wehr-
dienst ein. Gibt es genügend Geeignete, die ihren Wehrdienst 
f reiwill ig ableisten wollen, werden andere tauglich Gemus-
ter te nicht gezogen. Für den Fall , dass nicht genügend Freiwil -
l ige zur Ver fügung stehen, wird wie bisher nach Eignung und 
Bedar f eingezogen.
Zusätzlich zu den bestehenden Ausschlusskr iter ien (nicht 
tauglich, dr it te Söhne, T heologiestudium, Polizei …) soll auch 
das Ableisten eines Jugendf reiwill igendienstes Grundlage für 
eine Nichtheranziehung zum Wehrdienst sein. So können die -
jenigen tauglich gemuster ten jungen Männer, die vor ihrer 
möglichen Einberufung ein Freiwill iges Soziales oder Ökolo-
gisches Jahr oder einen anderen geset zlich geregelten Frei-
will igendienst absolvier t haben, nicht zum Grundwehrdienst 
herangezogen werden, sofer n sie dies nicht ausdrücklich 
wünschen. 
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Natür lich ist das Modell des f reiwill igen Grundwehrdienstes 
nicht zum Nulltar if zu realisieren. Es müssen zusätzliche An-
reize von der Bezahlung bis hin zur For t-, Aus- und Weiterbil -
dung geschaf fen werden, damit auch weiterhin ausreichend 
qualif izier ter und motivier ter Nachwuchs für die Bundeswehr 
gewonnen wird.
Wenn das Pr inzip der subsidiären Wehrpf licht funktionier t , 
wird die Zahl der Kr iegsdienst ver weigerer deutlich abneh-
men. Diesen ist ein Zivildienstplat z zur Ver fügung zu stellen, 
wenn sie das wollen. 
Einige nordische Länder – z. B. Dänemark und Schweden – 
sind diesen Weg bereits gegangen. Sie haben die Wehrpf licht 
im rechtlichen Sinne beibehalten, ziehen aber nur noch Frei-
will ige ein. Dieses Modell stößt auf große Zustimmung in der 
Bevölkerung. Die Diskussion um fehlende Wehrgerechtigkeit , 
Dienstdauer und zweifelhaf te Einberufungskr iter ien wird so 
beendet.
Wir Sozialdemokraten set zen uns für eine Stärkung der Frei-
will igendienste und des f reiwill igen Engagements ein. Die f i -
nanziellen Mit tel , die aus dem er war teten Weg fall des größten 
Teils der Zivildienstplät ze f reiwerden, sind für die Stärkung 
der Jugendf reiwill igendienste zur Ver fügung zu stellen. Da-
mit soll er reicht werden, dass jeder Jugendliche, der ein Frei-
will iges Soziales Jahr oder ein Freiwill iges Ökologisches Jahr 
ableisten möchte, auch die Möglichkeit dazu hat. Dafür muss 
die Anzahl der Plät ze deutlich erhöht und die Pauschale für 
die pädagogische Begleitung der jungen Freiwill igen angeho-
ben werden. 
Nach einem gerade ins Par lament eingebrachten Antrag der 
SPD -Bundestagsf raktion sollte:
1. Die beabsichtig te Verkür zung des Grundwehrdienstes auf 
sechs Monate fallen gelassen werden und stat tdessen die Re-
gelungen der Allgemeinen Wehrpf licht mindestens beibehal-
ten werden.
2.  Die Struktur der Bundeswehr so angepasst werden, dass 
zukünf tig nach Möglichkeit nur noch Freiwill ige zum Grund-
wehrdienst eingezogen werden.
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3. Frauen der f reiwill ige Zugang zum Grundwehrdienst er mög-
licht wird.
4 .  Zur Steigerung der At t raktivität in den Streitkräf ten auch 
mater ielle und immater ielle Anreize für das Freiwill igenmo-
dell geboten werden.
(Dr. Hans-Peter Bar tels, MdB, für die Landesgruppe Schles-
wig-Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Wir, die Grüne-Bundestagsf raktion, set zen auf Freiwill igkeit 
stat t Zwang. Die Wehrpf licht gehör t abgeschaf f t , weil sie 
ungerecht und sicherheitspolit isch unnötig ist . Nur noch 10 
von 100 jungen Männer n eines Jahrgangs müssen zur Bun-
deswehr. Mit t ler weile werden zudem deutlich mehr Zivil -
dienst- als Grundwehrdienstleistende einberufen. Wer den 
Kr iegsdienst ver weiger t , muss also höchst wahrscheinlich Zi -
vildienst leisten. Das ist das Gegenteil von Wehrgerechtig-
keit und benachteilig t die Dienstleistenden in ihrer Lebens-
planung. Stat t Jugendliche mit P f lichtdiensten von Studium 
und Ausbildung abzuhalten, sollen sie nach der Schule f rei 
entscheiden können, ob sie einen Freiwill igendienst leisten 
wollen. Wer jet zt den Zusammenbruch des Sozialbereichs be -
fürchtet , räumt ein, dass die gesetzliche Arbeitsmarktneutra-
lität des Zivildienstes nicht mehr gegeben ist . 
Wichtig ist zudem, dass den jungen Männer n durch die ge -
plante Verkür zung der Wehr- und Zivildienstzeit keine wei-
teren Nachteile bei der Ausbildungs- und Studienplatzsuche 
entstehen. Die Nachf rage bei den Freiwill igendiensten ist be-
reits jetzt enor m: Auf jeden Plat z bewerben sich drei bis vier 
junge Frauen und Männer. Dieses Engagement wollen wir un-
terstützen und die Freiwill igendienste im ökologischen, so-
zialen, kulturellen und inter nationalen Bereich massiv aus-
bauen. Die Jugendlichen von heute sind mehr als jede andere 
Generation bereit , sich f reiwill ig zu engagieren – man muss 
sie nur lassen!
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26. Soziale Jugendverbände fördern      J iL 23/28 und 29 NEU
Der Landtag Schleswig-Holstein wird aufgefordert , sich für 
die Verbände und Jugendgruppenarbeiten einzuset zen, damit 
diese weiterhin f inanzielle Unterstüt zung erhalten. Zudem 
sollten mehr Mit tel in diesem Bereich f inanziell , bei Bedarf 
auch personell , aufgebracht werden.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Jugendarbeit und das ehrenamtliche Engagement junger 
Menschen ist der CDU-Landtagsf raktion ein besonderes An-
liegen. Die of fene und mobile Jugendarbeit wird auch weiter-
hin unterstützt . Um Jugendliche zu mehr Beteiligung zu mo-
tivieren, soll ein Freiwill iges Soziales Jahr „Polit ik“ etablier t 
werden.
Das Land förder t jähr lich die soziale Jugendarbeit , Jugendso-
zialarbeit und den K inder- und Jugendschutz mit einem Betrag 
in Höhe von mehr als 3 ,3 Millionen Euro. 

SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die SPD -Landtagsf raktion ist ein ver lässlicher Par tner der Ju-
gendverbände. Der intensive Austausch und die Zusammenar-
beit mit den Jugendverbänden und dem Landesjugendr ing mit 
seinen ör t lichen Ableger n bereicher t unsere polit ische Arbeit . 
Wir sehen das Engagement der Jugendlichen in den vielen un-
terschiedlichen Bereichen als einen wichtigen Grundpfeiler 
unserer Gesellschaf t . Daher haben wir uns in der Vergangen-
heit sehr für die institutionelle Förderung der anerkannten Ju-
gendverbände eingeset zt und Kür zungen in diesem Bereich 
verhinder t . So wollen wir auch weiterhin das Engagement der 
Jugendlichen in ihren Verbänden bedar fsgerecht unterstüt-
zen. Uns ist zudem auch sehr wichtig, dass die Stellen der Ju-
gendbildungsreferenten in den Verbänden mit entsprechend 
f inanzieller Förderung erhalten bleiben.
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Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Für die FDP hat die Jugendverbandsarbeit sowie das ehren-
amtliche Engagement junger Menschen einen besonderen 
Stellenwer t . Sie hat Vor rang vor der staatlichen Jugendarbeit . 
Die FDP wird sich daher dafür einset zen, die f inanzielle Aus-
stat tung für die Jugendarbeit weiterhin auf hohem Niveau zu 
sicher n. 

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Die Lebenswirklichkeit ist ständig in Bewegung. Jugendver-
bände und -projekte stellen sich dieser Herausforderung und 
passen ihre Angebote den wechselnden Anforderungen an. 
Dies kann nicht ausschließlich durch Eigenmit tel sicher ge -
stellt werden, eine gewisse f inanzielle Basis muss durch eine 
Landesförderung gegeben sein. Insbesondere für zukunf ts-
weisende Arbeitsfelder müssen auch zukünf tig Projektmit tel 
zur Ver fügung gestellt werden. Besondere Schwerpunkte lie -
gen aus Grüner Sicht in den Bereichen: Bildung – Chancen-
gleichheit , Ausgrenzung – soziale Gerechtigkeit , Integration 
– Migration, Behinderung, Relig ion, sexuelle Or ientierung.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe hierzu Ant wor t Beschluss 25 „ Abschaf fung der Wehr-
pf licht“.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der SSW erkennt die wichtige und für viele K inder und Jugend-
liche sehr hilf reiche Arbeit der Jugendverbände in Schleswig-
Holstein in vollem Umfang an. Dass die Verbände auch wei-
terhin in ihrer Arbeit unterstüt zt werden müssen, steht für 
den SSW außer Frage. Dies g ilt insbesondere in den sozialen 
Brennpunkten der Städte und Kommunen des Landes. Eine 
angemessene f inanzielle Ausstat tung ist eine unver zichtbare 
Voraussetzung, um die her vor ragende Jugendarbeit im Lan-
de auf hohem Niveau for t zuset zen. Sofer n die katastrophale 
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f inanzielle Lage der öf fentlichen Kassen dies zulässt , unter-
stützen wir die Forderung nach zusätzlichen Mit teln für die 
Jugendverbände. Der SSW gibt allerdings mit Bedauer n zu 
Bedenken, dass der Spielraum zur Erhöhung f inanzieller und 
personeller Mit tel in der der zeit igen F inanzlage stark einge-
schränkt ist .

Ministerium für Arbeit, Soziales und Gesundheit des Landes 
Schleswig-Holstein
Die Landesregierung sieht in der Zusammenarbeit mit und der 
Förderung von Jugendverbänden eine wichtige Aufgabe im 
Rahmen präventiver Sozial- und Jugendpolit ik . Der Erhalt der 
gewachsenen und bewähr ten Strukturen hat dabei hohe Pr i -
or ität .

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Jugendverbandsarbeit stellt einen der wichtigsten Teile der 
Zivilgesellschaf t dar, denn in den Jugendverbänden ler nen 
K inder und Jugendliche von der Pike auf Demokratie, Toleranz 
und weitere gesellschaf t liche Wer te kennen, indem sie direkt 
und unmit telbar an dem Verbandsleben beteilig t werden. Die 
Jugendverbände, die den wichtigsten Teil der f reien Jugend-
arbeit ausmachen, sind mindestens ebenso wichtig wie die 
staatliche Jugendarbeit . In den Jugendverbänden wird nach 
anerkanntem Stand der Forschung im Wege der infor mellen 
Bildung deutlich mehr Bildung als im Wege der for mellen Bil -
dung in den Schulen ver mit telt . Es lieg t daher auf der Hand, 
dass die Förderung der Jugendverbandsarbeit eine große Pr i-
or ität für die SPD darstellt . Die Jugendverbände und ihre Zu-
sammenschlüsse brauchen keine alleinige themenor ientier te 
Projekt förderung, sonder n eine Kombination aus institutio -
neller und Maßnahmen-Förderung. Es dar f jedoch durch diese 
Zielsetzung nicht zu leeren Versprechungen kommen; auch in 
diesem nachhalt igen Bereich der Sozialpolit ik ist es wichtig, 
dass die F inanzierung gesicher t ist . Die Europäische Union 
und der Bund stellen jedes Jahr den Länder n umfangreiche 
Gelder für die Jugendverbandsarbeit , für Freiwill igendienste 
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und Projekte in Verbandsträgerschaf t zur Ver fügung – leider 
ziehen sich viele Länder – so auch Schleswig-Holstein – im-
mer mehr aus ihrer eigenen Verant wor tung zurück, ihrerseits 
die Förderung zu verstetigen. V iele Kreise und Kommunen set-
zen bei knappen Kassen zuerst den „Rotstif t“ bei den so ge-
nannten „Freiwill igen Leistungen“ an – leider ! Wenn die kom-
munale F inanzsituation gestärkt wird (und das geschieht in 
Deutschland vor allem durch die Steuergesetzgebung des 
Bundes), dann ist dor t auch das Geld vorhanden, um gezielt 
die Jugendsozialverbände und das Ehrenamt in Vereinen zu 
stärken. Es muss selbst verständlich sichergestellt werden, 
dass diese Mit tel unbürokratisch und dennoch zweckgebun-
den Ver wendung f inden.
(Bet tina Hagedorn, MdB, für die Landesgruppe Schleswig-
Holstein, SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Wir, die Grüne-Bundestagsf raktion, meinen, dass der Staat 
auf allen Ebenen in der Jugendhilfe mehr tun muss. Gerade Ju-
gendliche, die es zu Hause oder in der Schule nicht so leicht 
haben, brauchen Angebote, die sie unterstützen und ihnen 
weiterhelfen. Wir wollen mehr of fene Jugendarbeit , Street-
working und Freizeitangebote. 
Bereits 2010 werden mehr Ältere über 65 Jahren als Junge un-
ter 20 Jahren in Deutschland leben. Wir meinen, dass Poli -
t ik faire Lösungen für alle f inden muss. Wir wollen deshalb 
das aktive Wahlalter auf 16 Jahre absenken und besser über 
Polit ik infor mieren. Doch wir wollen noch mehr: Mehr demo-
kratische Beteiligung und polit ische Bildung. Es ist wichtig, 
den Jugendlichen mehr zuzutrauen! Eine Demokratie lebt vom 
Mitmachen – Schulwege sicherer machen, den Schulhof oder 
den Jugendtref f neu gestalten. Pseudo-Beteiligung wie fol-
genlose, einmalige Events lehnen wir dagegen ab.
Gute Jugendpolit ik macht aus unserer Sicht zwei Sachen aus: 
Teilhabe und Generationengerechtigkeit . Dazu muss sich Ju-
gendpolit ik an den Bedür f nissen und Lebensrealitäten junger 
Menschen or ientieren. Oberstes Ziel: Alle Jugendlichen op-
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t imal förder n und ihnen soziale, kulturelle, polit ische sowie 
ökonomische Teilhabechancen eröf f nen. Die enge Kooperati -
on mit den Jugendverbänden set zen wir for t und sind of fen für 
Impulse von außen. Wir wollen Ideenwerkstat t und Ver t rete -
r in der jungen Generation sein.

27. Stärkere f inanzielle Förderung des FSJ Kultur			 
				              J iL 23/30 und 31 NEU
Der Landtag Schleswig Holstein wird aufgefordert , das FSJ 
Kultur und FÖJ (Freiwill iges ökologisches Jahr) und damit die 
außerschulische Bildung stärker f inanziell zu fördern. Dies 
soll durch die Verdoppelung der Landesmit tel erreicht wer-
den, damit ein Mindest taschengeld ( inklusive Zuschuss für 
Unterkunf t und Verpf legung) von 400 € gezahlt werden kann 
und neue Plät ze f inanzier t werden können.

CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die CDU-Landtagsf raktion bekennt sich zum FSJ Kultur und 
begrüßt die Bereitschaf t der Jugendlichen, sich aktiv in der 
Kulturarbeit zu betätigen. Im Koalit ionsver t rag zwischen CDU, 
CSU und FDP ist vereinbar t , das Freiwill ige Soziale Jahr in der 
Kultur auszuweiten . Allerdings kann bei der der zeit igen f i -
nanziellen Situation des Landes eine stärkere f inanzielle För-
derung nicht er folgen.
Die CDU-Landtagsf raktion ist den Träger n und Teilnehmer n 
des FÖJ dankbar für ihre sehr gute Arbeit im Interesse der 
Umwelt und der Nachhalt igkeit . Sie wird daher auch bemüht 
sein, t rotz der sehr schwier igen Haushaltslage, möglichst 
viele FÖJ -Plätze bereitzustellen. Auch die Träger verbände 
haben erkennen müssen, dass eine überdurchschnit t liche 
f inanzielle Ausgestaltung des FÖJ in Schleswig-Holstein zu  
Lasten der nachfolgenden Generationen nicht mehr möglich 
ist . Deshalb werden sie in Zusammenarbeit mit dem zustän-
digen Umweltminister ium konstruktiv an Lösungen mitar-
beiten, um möglichst viele (ca. 140 – 150) und qualitativ an-
spruchsvolle FÖJ -Plät ze zu erhalten.
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SPD -Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Die Jugendf reiwill igendienste sind ein wichtiger Bestandteil 
für die Bildung und Berufsf indung junger Menschen. Jugendli-
che können soziale Verant wor tung, polit ische Mitgestaltung 
und bürgerschaf t liches Engagement er fahren und er ler nen, 
zudem werden sie in ihrer Selbstständigkeit gestärkt . Das 
FSJ und das FÖJ ent falten einen großen gesellschaf t lichen 
Mehr wer t . Die SPD -Landtagsf raktion möchte die Freiwill igen-
dienste für junge Menschen, wie das Freiwill ige Soziale Jahr 
oder das Freiwill ige Ökologische Jahr, besonders förder n. 
Das Freiwill ige Soziale Jahr für Kultur ist hoch at t raktiv. 1 .200 
Bewerbungen auf 160 Stellen bundesweit sprechen für sich. 
In Schleswig-Holstein sind es zur zeit 37 Plätze. Die Anzahl 
hat sich stetig nach oben ent wickelt . In unserer Regierungs-
zeit unter der ehemaligen Jugendminister in Dr. Git ta Trauer-
nicht hat die SPD die Ausgaben für das FSJ um über 100.000 
Euro erhöht und wir wollen dieses Angebot möglichst weiter 
ausbauen. FSJ und auch FÖJ haben für uns einen besonderen 
Stellenwer t . Daher lehnt die SPD -Landtagsf raktion auch jeg-
liche Kür zungen ab und forder t , dass die jetzige Landesregie-
rung ihre Kür zungsvorschläge zurücknimmt. 

Gemeinsame Stellungnahme der FDP-Fraktion im Schleswig-
Holsteinischen Landtag und der FDP-Landesgruppe Schles-
wig-Holstein im Deutschen Bundestag
Jugendf reiwill igendienste sind Ler nor te für bürgerschaf t-
l iches Engagement und sind Or t infor meller Bildung. Die 
Teilnehmer an Jugendf reiwill igendienste er werben neben 
personalen und sozialen Kompetenzen auch beruf liche Or ien-
t ierung und Arbeitser fahrung. Das Jugendf reiwill igendienst-
gesetz hebt besonders her vor, dass dieser Dienst ein an Ler n-
zielen ausger ichteter Bildungsdienst ist . Das ehrenamtliche 
Engagement junger Menschen ist der F DP ein besonderes An-
liegen. Wir haben uns zum Ziel geset zt , u. a. ein Freiwill iges 
Soziales Jahr „Polit ik“ zu etablieren, um Jugendliche zu mehr 
Beteiligung zu motivieren. Gleichwohl muss bei allen Maß-
nahmen die schwier ige F inanzsituation des Landes berück-
sichtig t werden. Der Landesrechnungshof weist in Bezug auf 
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das Freiwill ige Ökologische Jahr eindr inglich darauf hin, dass 
es vor der der zeit igen Haushaltslage nicht darstellbar sei, 
dass das Land sich überpropor tional im Vergleich zu anderen 
Bundesländer n engagier t . Erklär tes Ziel muss es daher sein, 
bei Erhalt aller Plät ze sich dem Bundesschnit t anzupassen.

Fraktion BÜNDNIS 9o/DIE GRÜNEN im Schleswig-Holstei-
nischen Landtag
Aktuell förder t das Land Schleswig-Holstein mehr als 700 
Plätze im Freiwill igen Sozialen Jahr. Nur ein Bruchteil hier-
von wird in den Bereichen Kultur und Spor t angeboten. Das 
lieg t zum einen daran, dass Träger und Einsatzstellen z. T. 
g rößere Schwier igkeiten haben, einen entsprechenden Eigen-
anteil auf zubr ingen und damit auch den Freiwill igen nur ein 
sehr ger inges Taschengeld anbieten können. Zum anderen 
t reten ver mehr t Probleme in Bezug auf die Unterkunf tskosten 
auf, da die Einsat zstellen keinen Wohnraum stellen können. 
Wir Grüne t reten für eine komplet te Neuordnung der Freiwill i -
gendienste mit g leichen Kondit ionen für alle Einsatzbereiche 
ein.

Fraktion DIE LINKE im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Siehe hierzu Ant wor t Beschluss 25 „ Abschaf fung der Wehr-
pf licht“.

SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Der SSW setzt sich für mehr Stellen im schleswig-holstei-
nischen Jugendf reiwill igendienst ein. Dazu gehören das Frei-
will ige Soziale Jahr, das Freiwill ige Soziale Jahr Kultur und das 
Freiwill ige Ökologische Jahr. Zwar hat sich der SSW in Zusam-
menhang mit dem Doppelhaushalt 2007-2008 er folgreich für 
eine höhere Förderung des Freiwill igen Ökologischen Jahres 
einsetzen können. Mit der neuen Landesregierung scheinen 
diese For tschr it te jedoch wieder rückgängig gemacht zu wer-
den. Die Jugendf reiwill igendienste bieten eine große Chan-
ce für die Persönlichkeitsförderung, Berufswahlor ientierung 
und das verant wor tungsbewusste Handeln junger Menschen. 
Trotzdem kündig t die Landesregierung Kür zungen in diesem 
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Bereich an. Aus Sicht des SSW sollten nicht nur mehr Stellen 
in diesen Bereichen zur Ver fügung gestellt werden, sonder n 
die Jugendlichen auch eine höhere Vergütung bekommen.

Ministerium für Bildung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein
Seit 2005 beteilig t sich das Land an der Förderung des FSJ 
Kultur. Das FSJ Kultur ist fester Bestandteil der Init iat ive „Kul-
turaktiv“ der Landesregierung zur Stärkung der K inder- und 
Jugendkultur. Das Land stellt für das Haushaltsjahr 2010 aus 
dem Kulturhaushalt für die anteilige F inanzierung von acht-
zehn FSJ Kultur-Einsat zstellen rd. 27.000 Euro bereit .
Das FSJ Kultur t räg t dazu bei, dass Jugendliche die Möglich-
keit erhalten, Er fahrungen im kulturellen Bereich zu sammeln 
und Kunst und Kultur in Schleswig-Holstein mit zu gestalten. 
Die Arbeit der FSJ - ler innen und FSJ - ler  ist für die Einsatzstel-
len und deren gesellschaf t liches Umfeld von großer Bedeu-
tung.
Die angespannte Haushaltslage lässt es nicht zu, die Mit tel 
zu verdoppeln, um das Taschengeld ( incl . Zuschuss für Unter-
kunf t und Verpf legung ) von der zeit 280 Euro auf 400 Euro zu 
erhöhen sowie neue Einsatzstellen zu schaf fen. 

Ministerium für Landwir tschaf t, Umwelt und ländliche Räume 
des Landes Schleswig-Holstein
Das Freiwill ige Ökologische Jahr (FÖJ) ist eine wichtige Ju-
gendbildungsmaßnahme, die jungen Er wachsenen die Gele -
genheit g ibt , (of t erstmals) Selbständigkeit zu üben, ihre Per-
sönlichkeit zu ent wickeln, Kompetenzen und Fachwissen zu 
er werben, und durch ihre Arbeit für Umwelt- und Naturschutz 
sich auch für die Gemeinschaf t zu engagieren. Während des 
FÖJ wird of t klar, welchen beruf lichen Weg man einschlagen 
möchte und man ler nt auch, wie dieses leichter geling t . 
Das FÖJ wird von der Landesregierung hoch geschätzt und 
deshalb auch geförder t . 
Angesichts der Haushaltslage ist es allerdings nicht mög-
lich, die Plät ze im FÖJ auf zustocken. Schon jetzt hält Schles-
wig-Holstein mit 150 Plätzen sehr viel mehr Plätze vor als die  
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meisten Bundesländer, gemessen an den Bevölkerungszahlen 
(z.B. Nordrhein-West falen hat auch 150 Plätze – aber bei ca. 
18 Mio Einwohner/innen). 
Im Gegenteil – zur zeit werden im FÖJ -Ausschuss Lösungen 
diskutier t , wie mit beabsichtig ten Kür zungen der Landesmit-
tel in Schleswig-Holstein umgegangen werden soll , um mög-
lichst die 150 Plät ze halten zu können. Im FÖJ zahlt das Land 
Schleswig-Holstein bisher 690 € pro Plat z und Monat und 
lieg t damit weiter über dem Bundesdurchschnit t .
Zwar ist zu verstehen, dass mehr Plät ze geforder t werden, da 
längst nicht alle Bewerber/innen berücksichtig t werden kön-
nen. Aber es ist nicht verant wor tbar (auch im Sinne der nach-
halt igen Ent wicklung ), der nächsten Generation einen großen 
Schuldenberg zu hinter lassen. Aus diesem Grund beteiligen 
sich alle Betrof fenen daran, t rot z unzweifelhaf t not wendiger 
Maßnahmen zur Haushaltskonsolidierung, so viele Plätze wie 
möglich auch zukünf tig zu erhalten. Und dies mit den glei -
chen Qualitätsansprüchen wie bisher.

Ministerium für Arbeit, Soziales und Gesundheit des Landes 
Schleswig-Holstein
Beim FSJ handelt es sich gem. § 2 Abs. 1 Nr. 1 Jugendf reiwill i -
gendienstgesetz ( JFDG) um einen f reiwill igen Dienst ohne Er-
werbsabsichten. Für den Dienst ist nur unentgelt liche Unter-
kunf t , Verpf legung und Arbeitsgeld sowie ein angemessenes 
Taschengeld zu gewähren. Das Minister ium für Arbeit , Sozi-
ales und Gesundheit hat in seinen Träger zulassungen einen 
Mindest taschengeldbetrag von der zeit 153 € festgeschr ie -
ben. Es oblieg t allein dem Träger, diesen Betrag zu erhöhen. 
Eine Verdoppelung der Landesmit tel zur Förderung des FSJ ist 
aufgrund der Haushaltslage des Landes Schleswig-Holstein 
nicht möglich.

SPD -Landesgruppe Schleswig-Holstein im Deutschen
Bundestag
Die SPD -Bundesf raktion hat in den vergangenen Jahren er-
folgreich die Erhöhung der Mit tel für alle Jugendf reiwill igen-
dienste durchset zten können. Als nächsten Schr it t forder n wir 
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die Erhöhung der Bildungspauschale sowie eine Aufstockung 
der Platzzahlen. Mit telf r ist ig wollen wir allen Jugendlichen, 
die ein Freiwill iges Ökologisches Jahr oder ein Freiwill iges So-
ziales Jahr absolvieren möchten, einen Platz anbieten. Dazu 
gehör t auch das FSJ im Bereich „Kultur “. Uneingeschränkt 
engagieren wir uns auch für benachteilig te Jugendliche und 
Jugendliche nichtdeutscher Herkunf t . Sie sollen durch die 
Teilnahme an einem Freiwill igendienst integr ier t werden und 
Or ientierung für ihre Lebensplanung er fahren.
(Sönke Rix , MdB, für die Landesgruppe Schleswig-Holstein, 
SPD-Bundestagsf raktion)

Bündnis 90/Die Grünen-Landesgruppe Schleswig-Holstein im 
Deutschen Bundestag
Jugendliche sind bereit — das ist überdeutlich —, sich zu en-
gagieren und durch ökologisches, soziales sowie kulturelles 
Engagement im In- und Ausland Verant wor tung zu über neh-
men. Zur zeit kommen vier Bewerbungen auf einen Freiwill i -
gendienstplat z. Dieses hohe Engagementpotenzial von Ju-
gendlichen ist ein hohes Gut und muss genutzt werden. 
Deshalb brauchen wir dr ingend eine deutliche Aufstockung 
und Ausweitung bei den Freiwill igendienstplätzen. Wir for-
der n einen Freiwill igendienstplan, in dem die f inanziellen 
Mit tel für alle Freiwill igendienste analog zum Kinder- und Ju-
gendplan gebündelt werden. Unser Ziel ist , zusätzlich zum  
neuen ent wicklungspolit ischen Freiwill igendienst die Zahl 
aller Freiwill igendienstplät ze bis 2015 auf 37.000 zu verdop-
peln. Eine Verdoppelung kann man gegenf inanzieren und 
schaf fen. Wesentlich ist für uns die Sicherung der Qualität al -
ler Freiwill igendienste. Als Ler nphase müssen sie noch stär-
ker auf Or ientierung, Bildung und Qualif izierung ausger ichtet 
sein. Eine gute pädagogische Begleitung muss Jugendliche 
bei der Gewinnung neuer Er fahrungen unterstützen. Benach-
teilig te Jugendliche — of t aus bildungsfer nen und ar men El-
ter nhäuser n und viel zu of t auch mit Migrationshintergrund — 
müssen besonders er munter t und unterstützt werden. 
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